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Liebe Leserin,  
lieber Leser,
seit einem Jahr wird 
unser Leben von 
der Pandemie be-
stimmt. In Baden- 
Württemberg gab es seit Dezember 
eine nächtliche Ausgangssperre, eine 
Maßnahme, die man sonst nur aus 
Diktaturen kennt. Erst ein Gericht 
stoppte diese, auch im Blick auf den 
Infektionsschutz fragwürdige Maß-
nahme. Auch, wenn man der Politik 
die Absicht unterstellt, Leben und Ge-
sundheit der Bevölkerung schützen 
zu wollen – Grund- und Freiheitsrech-
te sind keine Privilegien, die der Staat 
gewähren und auch wieder entzie-
hen kann. Sie sind die nicht verhan-
delbare Grundlage des Verhältnisses 
zwischen BürgerInnen und Staat. Im 
Schatten der Pandemie scheint sich 
das zu verändern.

Da werden dann auch eigentlich 
auf der Hand liegende Fragen nicht 
mehr gestellt. Zwei Beispiele: 

Es kostet Milliarden, um die Folgen 
der Pandemie zu bewältigen. Gleich-
zeitig sieht der im Dezember beschlos-
sene Bundeshaushalt für den Bereich 
Verteidigung Ausgaben von offiziell 
46,9  Milliarden Euro vor, eine Steige-
rung von fast 1,3 Milliarden gegenüber 
dem Vorjahr. Hinzu kommen die in an-
deren Haushaltsposten versteckten 
Militär-Kosten. Die Frage: Wie kann es 
sein, dass fast 10 Prozent aller Ausga-
ben für Militär, Kriegsvorbereitung und 
Krieg ausgegeben werden, ohne dass 
ein Aufschrei durchs Land geht? Im 
Gesundheitsbereich wird seit Jahren 
gespart, Krankenhäuser werden ge-
schlossen oder privatisiert, Pflegeper-
sonal fehlt, aber bei der Bundeswehr 
werden über eine Viertelmillion Men-
schen beschäftigt und bezahlt.

Zweite Frage: Zur Bekämpfung 
der Pandemie wird der Bevölkerung 
ein „Impfangebot“ gemacht. In übers 
ganze Land verteilten Impfzentren sol-
len in den nächsten Monaten viele Mil-
lionen Menschen den „Pieks“ erhalten 
(wie uns die Regierung in Kinderspra-
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che erklärt). Helfen sollen in den Zen-
tren 25 000 SoldatInnen. Was haben 
die bisher eigentlich gemacht? Däum-
chen gedreht, Panzer geputzt?

Wir sollten dazu beitragen, dass 
die Menschen sich in den nächsten 
Monaten im Vorfeld der Bundestags-
wahl solche und ähnliche Fragen stel-
len – und dann beantworten.

Viele Grüße und anregende Lektü-
re wünscht

Straßenbahn im Tarnanzug

Auf der Straßenbahn-Linie 112 fährt  
seit einiger Zeit ein Wagen mit mar-
tialisch aufgemachter Werbung für 
die Bundeswehr durch Oberhausen. 
Die DFG-VK-Regionalgruppe Mül-
heim-Oberhausen-Bottrop hat nun 
die Stadtwerke Oberhausen aufge-
fordert, auf diese Werbung zu ver-
zichten. Zur Begründung verweist 
sie u.a. auf die langjährige Koope-
ration der Stadt mit dem Friedens-
dorf International, in dem tagtäg-
lich die jüngsten und schwächsten 
Opfer kriegerischer Auseinander-
setzungen versorgt werden. Diese 
stammten zum Teil gerade aus Län-
dern, in denen auch die Bundeswehr 
dazu beitrage, mehr zivile und mili-
tärische Opfer hervorzubringen. In 
dem Schreiben der DFG-VK-Gruppe 
heißt es: „Die Werbung für das Töten 
und Sterben ist keineswegs geeig-
net, die Welt friedlicher und lebens-
werter zu machen. Im Gegenteil, die 
Werbung verharmlost als vermeint-
liches ,Abenteuer‘, was in Wahrheit 
Kriegsvorbereitung darstellt.“
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Leitartikel

«

Kevin Kühnert, frü-
her Juso-Chef und 
nun stellvertreten-
der SPD-Vorsitzen-
der, kandidiert im 
September für den 
Bundestag. Im No-

vember fragte ihn der „Spiegel“: „Bei 
welchem Thema haben Sie ihre Mei-
nung zuletzt geändert?“ Seine Ant-
wort: „Ich bin vielleicht nicht mehr so 
pazifistisch, wie ich es als 15-jähriger 
war. Ich habe aus der deutschen Ge-
schichte gelernt, dass Pazifismus in 
seiner Reinform naiv ist – auch wenn 
Frieden das Maß der Dinge bleibt.“

Die US-amerikanische Philoso-
phin Judith Butler hat ein Buch über 
den politischen und gesellschaftlichen 
Umgang mit dem Thema Krieg veröf-
fentlicht (Raster des Krieges. Warum 
wir nicht jedes Leid beklagen; Frank-
furt 2010). Einer der Ausgangspunk-
te ihrer Überlegungen: Das mensch-
liche Leben ist gefährdet, es könnte 
verloren gehen und wir nehmen in un-
serer jeweiligen Gegenwart vorweg, 
dass wir selbst dies betrauern wür-
den. „Wer nicht betrauerbar ist, lebt 
außerhalb des Lebens. […] Die Wahr-
nehmung der Betrauerbarkeit geht der 
Wahrnehmung des Gefährdetseins 
des Lebens vorher und ermöglicht 
diese Wahrnehmung erst.“ (S. 22) Le-
ben, das nicht betrauert werden wird, 
ist irrelevant, so Judith Butler und wei-
ter: „[…] es ist kein Leben denkbar, 
das nicht gefährdet wäre, außer natür-
lich in der Phantasie und ganz beson-
ders in der Phantasie der Militärs.“ (S. 
31)

Militär bedeutet die maximale Ge-
fährdung der anderen, der nicht Be-
trauerten, bei minimaler Gefährdung 
der eigenen Leute. Die Reaktion: Ma-
ximale Gefährdung der eigenen Leu-
te durch andere bei minimaler Gefähr-
dung der anderen selbst. Das Ergeb-
nis ist: Alle sind maximal gefährdet – 
bei maximalen Kosten.

Ein bisschen Pazifismus geht nicht 
Von Christoph Neeb

Fo
to

: p
riv

at

Inhalt
Titel 
Krieger.Denk.Mal.
04 Kriegspropaganda entsorgen
10 Strafrecht gegen anti- 
militaristische Umwandlung  
eines Nazi-Kriegerdenkmals
Antimilitarismus 
12 Angriff auf linke Friedenspolitik
14 Profiteure der Abschreckung
18 Die rechtliche und politische 
Lage nach dem Inkrafttreten des 
Atomwaffenverbotsvertrages
Kriegsdienstverweigerung
22 KDV bleibt wichtig!
DFG-VK-Info
13 Info zum DFG-VK-Bundes- 
kongress, 29.-31. Oktober 2021
34 „Was macht eigentlich unser  
politischer Geschäftsführer?“
Pazifismus
26 Kritische Auseinandersetzung 
mit Martin Niemöller 
Erinnerung
36 Trauer um Heiner Häberlein

21 Impressum • 34 Briefe • 37 Lite-
ratur • 39 Satire • 39 Beitrittserklä-
rung zur DFG-VK • 40 Karikatur 

Die willkürliche Maximierung von 
Gefährdungen für die einen und de-
ren Minimierung für die anderen ver-
stößt gegen grundlegende Normen 
der Gleichbehandlung. Wenn jedoch 
die anderen das Gleiche tun, ist die 
Gleichbehandlung wiederhergestellt.

„Meiner Ansicht nach wird der 
Krieg in ganz bestimmte Rahmen ge-
stellt, um Affekte in Verbindung mit 
der differenzierenden Betrauerbarkeit 
von Leben zu kontrollieren und zu stei-
gern.“ (Butler, S. 32) Konkret bedeutet 
dies, dass Emanzipation, Feminismus, 
Sexualpolitik etc. im Dienst derzeitiger 
Kriege vereinnahmt werden. Eine spe-
zifisch deutsche Variante ist, die tat-
sächlichen oder vorgeblichen Lehren 
aus der deutschen Geschichte für ak-
tuelle Kriege zu vereinnahmen. Dies 
ist das eine, was in dem Zitat von Küh-
nert zum Ausdruck kommt.

Es geht aber nicht nur darum, den 
Krieg in einen ganz bestimmten Rah-
men zu stellen, um ihn gegen Kritik zu 
immunisieren, sondern auch darum, 
die Kritik und die Kritiker in einen Rah-
men zu stellen, der so negativ und so 
ausschließend wie möglich ist. Eigene 
Leute, die naiv sind, gehören zwar zu 
den Betrauerbaren, deren Leben re-
levant ist und minimal gefährdet sein 
sollte, aber politisch sollen sie irrele-
vant sein. Auch dies kommt in dem Zi-
tat von Kühnert zum Ausdruck.

Egal ob er nun den beiden genann-
ten Rahmungen auf den Leim gegan-
gen ist oder ob er sie aktiv betreibt: Er 
muss sich entscheiden. Ein bisschen 
Pazifismus geht nicht. Es ist dann kei-
ner mehr.

Was Kühnert hier bewusst ver-
mischt oder unbewusst verwechselt, 
ist die ethische und politische Haltung 
einerseits und die Umsetzung ande-
rerseits. Gesinnungsethik und Verant-
wortungsethik sind keine Gegensätze, 
sie bedingen einander. Praktische Po-
litik bedeutet, ausgehend von radika-
len Positionen einen politischen Raum 

zu eröffnen, um auf bestimmte Ziele 
hinarbeiten zu können. Unser Grund-
gesetz funktioniert genau so.

Eine solche Politik ist kompliziert 
und anstrengend, so wie Willy Brandts 
neue Ostpolitik, bei der die Sicherheit 
der anderen Teil der eigenen Sicher-
heit war. Sie hatte einen Vorlauf von 
rund zehn Jahren. Sie bot eine Pers-
pektive der Verbesserung für alle und 
der SPD Wahlchancen.

Christoph Neeb ist Bundeskassierer 
der DFG-VK.



ZivilCourage Nr. 1 | 2021 4

Kriegspropaganda entsorgen
Beispielhafte Beschäftigung mit kriegsverherrlichenden Denkmalen in NRW
Von Felix Oekentorp

Kalkar steht seit vielen Jah-
ren auf der Agenda der Frie- 
densfreund*innen aus Nord- 
rhein-Westfalen; der AfD- 

Kandidat bei der Oberbürgermeister-
wahl in Hannover im November 2019 
war vor seiner Pensionierung Kom-
mandant der Von-Seydlitz-Kaserne 
der Bundeswehr in Kalkar, in der die 
Luftkriege geplant und vorbereitet 
werden. 

Hier steht aber seit 1936 auch ein 
steinerner Klotz, der „Unseren Hel-
den“ gewidmet ist, die im Ersten Welt-
krieg gestorben sind. Im Sockel ein-

gemeißelt steht der Satz: „Mögen 
Jahrtausende vergehen, man wird nie 
von Heldentum reden können, ohne 
des deutschen Soldaten im Weltkrieg 
zu gedenken“. Aber nicht nur dort 
steht dieser Satz, sondern wortgleich 
auch in dem berüchtigten Hitler-Buch 
„Mein Kampf. 

Mit diesem steinernen Kriegspro-
pagandaklotz hat Kalkar allerdings 
kein Alleinstellungsmerkmal, derlei 
Zeugs steht allüberall in der Gegend 
herum. Manche unserer ganz beson-
ders deutschen Mitbürger nutzen 
manche dieser Dinger, um dort an ir-

gendwelchen Jahrestagen zu bekla-
gen, dass Deutschland schon ewig 
keinen Krieg mehr gewonnen hat. 

Wie soll die demokratische Öffent-
lichkeit mit diesen Dingern umgehen? 
Wie wird andernorts mit diesen Hin-
terlassenschaften der finstersten Ver-
gangenheit umgegangen? Dazu eini-
ge Beispiele. 

In Wattenscheid gibt es in einer Park- 
anlage seit 1933/34 ein Ehrenmal mit 
einer Tafel der im Ersten Weltkrieg ge-
töteten Wattenscheider Soldaten, die 
um die im Zweiten Weltkrieg getöteten 

Titel

KRIEGER.DENK.MAL.

Umgestaltete Kriegsverherrlichung in Kalkar am 27. Juli 2019
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– auf der Tafel ist von „Gefallenen“ die 
Rede – ergänzt wurde. 

Viele Jahre lang ließ die Stadt das 
Denkmal verfallen, es wurde zuse-
hends baufälliger und als Ziel für Nazi- 
Aufmärsche unattraktiver. Erst im Jahr 
2018 begann man, aktiv an dem Park 
und dem Denkmal zu arbeiten, ein 
Friedenspfad wurde angelegt mit Zi-
taten aus einem Wettbewerb der Bür-
ger*innen, die den Satz „Frieden ist“ 
ergänzen sollten. 

Ein Bürgerantrag zur Umbenen-
nung des Parks in „Hannes Bienert 
Friedenspark“ war nur teilweise er-
folgreich. Der verstorbene und stadt-
bekannte Antifaschist Hannes Bienert 
sollte dann doch nicht Namensgeber 
werden, aber der „Friedenspark Eh-
renmal“ fand eine deutliche Mehrheit 
in der Bezirksvertretung.

Münster beherbergt eine Unmen-
ge an steinerner Kriegspropaganda, 
das Stadtarchiv hat dazu eine Bro-
schüre erstellt und unterhält die Web-
seite www.stadt-muenster.de/krieger-
denkmale/ mit verschie-
denen Kapiteln. 

Um in dieser Samm-
lung erwähnt zu werden, 
muss ein Denkmal oder 
Mahnmal an gefallene 
Soldaten oder zivile Op-
fer von Kriegen, an regi-
me- und kriegsbedingte 
Terror- und Gewalttaten 
erinnern. Ebenfalls er-
fasst werden auf dieser 
Liste Denkmäler, die als 
Mahnungen zum fried-
lichen Zusammenleben 
aufgefasst werden kön-
nen. 

Allein sieben Denk-
mäler stammen aus der 
Zeit vor 1914, zehn erin-
nern an den Ersten Welt-
krieg, 17 an beide Welt-

kriege, manche davon wurden wäh-
rend der NS-Zeit errichtet, um mit 
Heldenverehrung einen Beitrag zur 
Mobilmachung für den nächsten Krieg 
zu leisten, dessen Opfer dann später 
auch Platz auf diesen Steinen fanden. 
Und noch in der Zeit um 1960 wurden 
drei Ehrenmale errichtet bzw. ini-tiiert 
von Traditonskameradschaften, die an 
ihre im Krieg getöteten Kollegen erin-
nern wollen. 

Es gibt aber auch eine größere 
Zahl von Mahnmalen, bei denen der 
zivilen Opfer gedacht wird oder die 
der Kriegspropaganda etwas entge-
genstellen.

Eines dieser Mahnmale erinnert 
seit 2007 an Paul Wulf, geboren 1921 
und 1937 von den Nazis zwangssteri-
lisiert. Er war einer von 400 000 Men-
schen die ohne ihre Einwilligung aus 
„rassehygienischen“ Gründen un-
fruchtbar gemacht wurden. Der Ver-
bleib dieser Skulptur die auf dem zen-
tralen Servatiiplatz in Münster steht, 
ist seit Jahren umkämpft, anders als 
der der Steinklötze. 

Zu diesen zählt das Dreizehner- 
Denkmal auf der Promenade. Eine 
sechs Meter hohe Sandsteinpyrami-
de mit verschiedenen Symbolen zu 
Sieg und Kampf lädt zur Heldenver-
ehrung. Das 1872 errichtete Denkmal 

zu Ehren eines Infanterie-
regiments wurde im Ers-
ten Weltkrieg zerstört, 
aber schon 1923 wurde 
der Grundstein gelegt für 
seine Wiedererrichtung. 
Das geehrte Infanteriere-
giment war u.a. beteiligt 
an der Niederschlagung 
des Boxer-Aufstands 
in China und des He-
rero-Aufstands im heuti-
gen Namibia.

Auch für das West-
fälische Train-Bataillon 
Nr. 7 gibt es an zentra-
ler Stelle ein Ehrenmal. 
Eine Inschrift erwähnt, 
dass ein dort genann-
ter Soldat „den Helden-
tod für Kaiser und Reich 
in Deutsch-Südwestafri-

ka“ gestorben ist. Ein anderer „starb 
den Heldentod für Kaiser und Reich in 
China 1901“. Bürgeranträge, zusätz-
liche Mahntafeln hier und an den an-
deren „Ehrenmalen“ anzubringen mit 
dem Hinweis auf den Völkermord der 
Deutschen an den Herero und Nama 
wurden im Rat ab-
gelehnt. Die Begrün-
dung: Diese Denkmä-
ler seien „selbst his-
torische Zeugnisse 
aus vergangener Zeit, 
sie sollen sich unver-
ändert dem Urteil der 
Geschichte stellen.“ 

Die Friedensfahr- 
radtour des DFG- 
VK-Landesverbands 
NRW führte im letz-
ten Jahr erneut durch 
Köln. Ein Zwischen-
stopp wurde gemacht 
an einem „Ehrenmal“ 
in Porz-Zündorf. An 
diesem 1932 errich-
teten Schandmal wird 
den getöteten deut-

„Friedenspark Ehrenmal“ in Wattenscheid

Denkmal für Paul Wulf

Das „Dreizehner-Denkmal“ auf der Promenade in Münster

„Train-Denkmal“ in Münster
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schen Soldaten mit den Worten „Un-
seren Helden – Die dankbare Gemein-
de – Zündorf 2. Oktober 1932“ ge-
dankt, ergänzt wurde die Inschrift um 
eine weitere Zeile „Zündorf 4. Oktober 
1952“. Zu diesem Zeitpunkt war die 
Direktive des Alliierten Kontrollrats mit 
Gesetzeskraft noch gültig, in der der 
Abbau aller kriegsverherrlichenden 
Denkmäler verfügt war. 

Ein Bürgerantrag richtete sich in-
zwischen gegen dieses Denkmal und 
forderte dessen Beseitigung. Ein Ar-
gument dabei der Artikel 139 Grund-
gesetz, nach dem  die „zur ‚Befrei-
ung des deutschen Volkes vom Nati-
onalsozialismus und Militarismus‘ er-
lassenen Rechtsvorschriften (...) von 
den Bestimmungen dieses Grundge-
setzes nicht berührt“ werden. Diese 
Entnazifizierungsvorschrift habe nach 
wie vor Gültigkeit, und die Verherrli-
chung staatlicher Gewalt sei nicht ver-
einbar mit dem Völkerrecht und der 
Menschenrechts-Charta der Verein-
ten Nationen. Die Bezirksvertretung 
Porz „dankt der Petentin für ihre Ein-
gabe, spricht sich jedoch gegen den 
Abbau des Kriegerdenkmals an der 

Groov sowie gegen 
die Errichtung eines 
Gegendenkmals in 
räumlicher Nähe aus“, 
wie es im Protokoll der 
Bezirksvertretung vom 
7. Februar 2017 nach-
zulesen ist. 

In Bochum gab 
und gibt es seit den 
1980er Jahren eine 
recht aktive Szene, die 
sich mit den in der Öf-
fentlichkeit Kriegspro-
paganda treibenden 
Schandmälern ausei-
nandersetzt. So steht 
ein steinerner Sol-
dat im Stadtteil Lan-
gendreer auf einem 
Privatgrundstück, da-
bei für die Öffentlich-
keit bestens sichtbar 
mit dem Spruch „Einst 
kommt der Tag, da alle 

Welt Euren Ruhm verkünden wird!“ 
Dieses Kriegerdenkmal war in den 
1920er Jahren von rechten Verbän-
den finanziert und mit Beteiligung von 
Heimwehren und eines SA-Zugs im 
Juli 1927 eingeweiht worden. 

Da die Kommune ein derart re-
vanchistisches Denkmal nicht för-
dern wollte, musste es auf einem Pri-
vatgrundstück errichtet werden. Dort 
stand der vermeintliche Held unbe-
schadet, bis ihm 1987 der Kopf ab-
getrennt wurde. Viele Jahre lang ver-
brachte der Soldat kopflos und wurde 
am 70. Jahrestag der Befreiung sogar 
zum Ort einer Antikriegskundgebung 
der Bochumer Naturfreunde. Der Kopf 
wurde erst 2004 ersetzt. Im Novem-
ber 2010, kurz bevor am Volkstrauer-
tag dort ein Heldengedenken stattfin-
den konnte, wurde auch dieser Ersatz 
entfernt. 

Zum soldatischen Schicksal ge-
hört es, nicht nur zu töten und zu zer-
stören, sondern auch, in der lebendi-
gen Realität Körperteile verlieren zu 
können, auch den Kopf. Eine solche 
Darstellung der Realität taugt aber 
wohl nicht für die Heldenverehrung. 

Im Stadtpark von Bochum hatte 
es 1935 die Einweihung eines Denk-
mals gegeben, das zwei Soldaten aus 
Bronze zeigte. Fast 50 Jahre stan-
den diese dort und machten Kriegs-
propaganda. Aus Anlass des 50. Jah-
restages der Einweihung sägten Un-
bekannte diesen beiden Kriegern die 
Beine durch, so dass sie auf der Nase 
landeten. Die Stadt Bochum erspar-
te es ihrer Bevölkerung, diese Figuren 
dort wieder aufstellen zu lassen, statt-
dessen wurde eine Tafel angebracht, 
auf der es heißt „Nie wieder Faschis-
mus und Krieg“. Das Stadtarchiv be-
herbergt seitdem diese im wahrsten 
Wortsinn gefallenen Soldaten.

In Gelsenkirchen gibt es ein  
„Nazi-Schwert“, eine Stele aus 
sechs Granitquadern, jede einen Me-
ter hoch, und an dieser ist ein fünf Me-
ter langes gusseisernes Schwert an-
gebracht. Nicht künstlerisch wertvoll, 
dafür aber von den Nazis 1937 zu Eh-
ren der „gefallenen Kriegskameraden“ 
des Schalker Vereins, eines Unterneh-
mens der Eisen- und Stahlindustrie, 
errichtet. 

Dieses Nazi-
denkmal geriet in 
die verdiente Ver-
gessenheit, die Na-
tur wucherte auf 
dem Werksgelän-
de, und so wuchs 
das sprichwört-
liche Gras über 
die Sache. Bis der 
Schalker Verein 
verkauft wurde und 
der neue Eigentü-
mer das Werksge-
lände neu gestal-
ten wollte. 

Die Gelegen-
heit, diesen Schrott 
zur Entsorgung 
freizugeben, wur-
de vertan, statt-
dessen beschloss 
die Bezirksvertre-
tung dessen Ein-
trag in die Denk-
malliste und ver- Das Gelsenkirchener „Nazi-Schwert“

DFG-VK-Friedensfahrradtour am Soldatenehrenmal in Köln-Porz
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legte das Schandmal auf einen öffent-
lichen Weg. 

Damit nicht genug: Zum 9. No-
vember 2015 sollte es als Ziel eines 
Schweigemarsches unter Schirmherr-
schaft des Oberbürgermeisters Frank 
Baranowski dienen. Heftige öffentli-
che Auseinandersetzungen konnten 
gerade noch bewirken, dass am Jah-
restag der Pogrome von 1938 dort 
nicht die Abschluss-, sondern ledig-
lich eine Zwischenkundgebung statt-
fand. Manche Antifaschist*innen ver-
weigerten aus Protest gegen das 
Festhalten an dem Kundgebungsort 
mit dem Nazi-Schwert ihre Teilnah-
me, und eine nicht bekannte Aktions-
gruppe überwand in der Nacht zum 
9. November die Absperrung um das 
Schandmal und nahm dort eine farbli-
che Veränderung vor. Dieser „Farban-
schlag“ ist nach wie vor sichtbar, und 
die Gedenkmärsche zum 9. Novem-
ber fanden seitdem nicht wieder an 
diesem Nazi-Schwert statt.

Ist das Kunst oder kann das weg? 
In der öffentlichen Debatte über den 
Umgang mit dem Nazi-Kriegerdenk-

mal in Kalkar gab 
es nicht nur zustim-
mende Reaktionen. 
Wo ist die Gren-
ze zu ziehen? Dür-
fen Denkmäler be-
schädigt oder gar 
zerstört werden? 
Wer entscheidet 
über die Legitimität 
solcher Aktionen?

Ein Aufschrei 
ging durch die 
Welt, als der „Isla-
mische Staat“ die 
historische Stadt 
Nimrud im Nordirak 
zerstörte. Nimrud 
war vor über 3 000 
Jahren gegründet 
worden und einst 
Hauptstadt des As-
syrischen Reiches. 
Einigkeit bestand 
in der Einschät-
zung, dass durch 

die Zerstörung der dort noch verblie-
benen Kulturgüter – die meisten waren 
bereits von Archäologen aus der Stadt 
gebracht worden – ein Schaden ange-
richtet wurde, der nicht wieder gutzu-
machen ist. 

Auch die Zerstörung der riesigen 
Buddha-Statuen von Bamiyan aus 
dem sechsten Jahrhundert durch die 
Taliban wurde mit weltweitem Entset-
zen zur Kenntnis genommen. Es wur-
de auf die Haager Konvention von 
1954 verwiesen, die Kulturstätten bei 
bewaffneten Konflikten vor Zerstörung 
schützt. 

Möglicherweise mag die eine oder 
andere Darstellung bei diesen viele 
Jahrhunderte alten Denkmälern po-
litische oder religiöse Inhalte gehabt 
haben, die wir aus heutiger Sicht an-
ders bewerten würden. Anders aber 
als bei den Nazi-Denkmälern gibt es 
seit Jahrhunderten keine Opfer die-
ser damaligen Herrschenden, so dass 
auch für Atheisten oder Andersgläu-
bige derlei Darstellungen hinnehmbar 
sind. Mönche, die vor Jahrhunderten 
genug Zeit hatten, Statuen aus Felsen 
zu hauen, mögen uns vielleicht nicht 
als Vorbilder gelten, sie haben aber 
nicht Abermillionen Tote auf dem Ge-
wissen wie dies bei den Nazis der Fall 
ist. Und sie waren auch nicht bei Völ-
kermorden wie den Kolonialkriegen 
des vorletzten Jahrhunderts aktiv.

Im Gegensatz zu den jahrhunder-
tealten Denkmälern steht die Wer-
bung im öffentlichen Raum mit Plaka-
ten und neuerdings auch Videowän-
den in Bahnhöfen. Insbesondere die 
zahlreichen Kampagnen für die Nach-
wuchsgewinnung der Bundeswehr 
haben vielerorts zu einer kreativen 
Verfremdung dieser Plakate angeregt, 
der Fachbegriff hierzu lautet Adbus-
ting. In der ZivilCourage 2/2020 gab 
es einen ausführlichen Artikel über 
die Unterstützung der Adbuster*innen 
durch den Carl-von-Ossietzky-Fonds 
der DFG-VK. 

Weil es den Akteuren gelungen 
war, das Militär ins Lächerliche zu zie-
hen, war sogar der Staatsschutz aktiv 
geworden und hatte mehrere Haus-

durchsuchungen durchgeführt. Im-
merhin hatte ein Gericht diese als un-
verhältnismäßig bewertet. So lange 
die Originalplakate nicht beschädigt 
oder entfernt werden, liegt nicht ein-
mal eine Straftat vor, auf die sich ein 
Ermittlungsverfahren begründen ließe.

Natürlich wird auch hier schon 
kontrovers diskutiert; und auch, wenn 
keine Straftaten begangen werden, ist 
doch dem Auftraggeber dieser Wer-
bung jegliches Verfremden der Plaka-
te ein Dorn im Auge. 

Ein Dorn im Auge ist natürlich auch 
den Militarist*innen jegliche Umge-
staltung dieser Ehrenmale, wie sie 
die öffentliche Zurschaustellung ih-
rer steinernen Heldenverehrungen be-
zeichnen. Geehrt werden Täter, die in 
Ausübung ihres Soldatenhandwerks 
ums Leben gekommen sind. Sie sol-
len mit diesen steinernen Ungetümen Das Gelsenkirchener „Nazi-Schwert“

„Kopfloser Soldat“ in Bochum-Langendreer
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Werbung machen für das Kriegshand-
werk. 

Manche dieser Militarist*innen sind 
geradezu unermüdlich in ihrem Eifer. 
Die oben geschilderten „abgesägten“ 
Soldaten aus dem Stadtpark Bochum 
hätten nach dem Willen des CDU- 
Stadtbezirksvorsitzenden James Wil-
le wieder aufgestellt werden sollen. 
Allerdings zog er seine 2012 gestell-
te Anregung in der Bezirksvertretung 
recht bald zurück angesichts der er-
kennbaren Aussichtslosigkeit sei-

nes Anliegens. Er jammerte: „Auf Be-
schluss des mehrheitlich von der SPD 
geführten Rates beugte man sich dem 
Diktat der Straße, indem die Skulptur 
nicht mehr aufgestellt wurde.“

Das Bemalen und Verändern hat 
für manche etwas mit einer abwer-
tenden und vernichtenden Haltung zu 
tun. Genau so wurde es in der NS-Zeit 
selbst von den Nazis durchgeführt. In 
München gab es eine große Veran-
staltung „Entartete Kunst“, so ein vor-
gebrachtes Argument gegen die Akti-
on in Kalkar. 

Sind denn diese Kriegerdenkmä-
ler als Kunst oder als Kultur zu be-
werten, ähnlich den jahrhundertealten 
Buddha-Statuen und im Gegensatz zu 
den vielen Plakataktionen? Oder sind 
sie letztlich nichts anderes als in Stein 
gehauene Propaganda, Pflastersteine 
auf dem Weg zum nächsten Krieg?

Es wird keine allgemein gültige 
Definition von Kultur geben, der alle 
gleichermaßen zustimmen. Manche 
Skulpturen im öffentlichen Raum ga-
ben und geben noch immer Anlass zu 
heftigen Kontroversen, in manchen 
Fällen werden sie als gigantische Ver-
schwendung öffentlicher Gelder gese-
hen wie Richard Serras Skulptur „Ter-
minal“ in Bochum, manchmal braucht 

es Zeit, bis sie aus dem Stadtbild nicht 
mehr wegzudenken sind wie die „Gi-
ant Pool Balls“ von Claes Oldenburg 
in Münster am Aasee, beide aus den 
70er Jahren des letzten Jahrhunderts. 
Auch diese werden ständig farb-
lich verändert, was wohl seitens des 
Künstlers auch nicht anders geplant 
war oder doch zumindest billigend in 
Kauf genommen wurde.

Wenn denn die steinerne Helden-
verehrung im öffentlichen Raum nicht 
als Kunst, sondern als Propaganda zu 
werten ist, welche Möglichkeiten gibt 
es, dies nicht unwidersprochen zu las-
sen?

Wo Recht zu Unrecht wird, wird 
Widerstand zur Pflicht. Angesichts 
der aufgeführten Beispiele beantwor-
tet sich die Frage nach den Möglich-
keiten, die antimilitaristische Perspek-
tive anders als durch Eigeninitiative zu 
lösen, so: Bürgeranträge ohne einen 
zusätzlichen Druck von direkten Ak-
tionen sind nur selten erfolgreich. Die 
Offiziellen in den Kommunen sitzen 
das Thema gern aus, lassen Protest 
verpuffen und hoffen, dass sich der 
Widerstand schon irgendwann legt. 
Ziviler Ungehorsam kann diese Pro-
zesse befördern. Regelbrüche mög-
lichst gewaltfrei und mit einer entspre-
chenden öffentlichen Wahrnehmung 
sowie mit einer klaren Positionierung 
der „Täter“, die auch persönliche Kon-
sequenzen für ihr Tun akzeptieren, 
waren schon immer ein Motor für ge-
sellschaftliche Bewegung und Verän-
derung. 

Das immer wieder praktizierte Ein-
dringen von Friedensaktivist*innen in 
den Atomwaffenstandort Büchel ist 
ein Beispiel dafür. Auch dort wird kei-
ne Gewalt angewendet, es sei denn, 
das Durchtrennen des Zauns möchte 
bereits als Gewalt gegen Sachen ge-
wertet werden. 

Mit dem Eindringen in das Atom-
waffenlager nehmen die Akteure bil-
ligend in Kauf, dass ihnen nach der 
Festnahme und Personalienfeststel-
lung Strafverfahren drohen. Vielmehr: 
Gerichtsverhandlungen werden als 
Möglichkeit angestrebt, die Völker-

„Gefallene Helden“ im Bochumer Stadtarchiv
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rechtswidrigkeit der Atomwaffen zu 
thematisieren. Ohne derartige Aktio-
nen wäre weniger bekannt, dass noch 
immer auch in Deutschland Atomwaf-
fen gelagert werden und mit diesen 
der Krieg geprobt und geplant wird.

Eine Malaktion und ihre Folgen. 
Ähnlich gelagert ist es mit dem Nazi- 
Kriegsklotz in Kalkar und dessen 
künstlerischer Bearbeitung durch Wil-
fried Porwol. Jahrzehntelang steht 
das Dingen in der Gegend herum, seit 
Jahren ist bekannt, dass der Spruch 
auf dem Sockel wortgleich in „Mein 
Kampf“ vorkommt, und die Stadt- 
oberen lassen den Protest dagegen 
ins Leere laufen. Erst durch die Malak-
tion im Sommer 2019 kam Bewegung 
in die Geschichte, Aussitzen ging 
nun nicht mehr. Insbesondere als der 
Stadt nach der unmittelbaren Beseiti-
gung der ersten farblichen Umgestal-
tung ein von unbekannter Hand eben-
so unmittelbar erfolgter Neuauftrag ei-
ner farblichen Gestaltung präsentiert 
wurde. Die Stadt Kalkar sah ein, dass 
es wahrscheinlich vergebliche Mühe 
bedeuten würde, auch diesen Farban-
strich zu entfernen, und ließ es mona-
telang bei dem Zustand. 

Und nicht nur das, sogar eine Ta-
fel wurde aufgestellt. Damit sollte der 
aufmüpfigen antimilitaristischen Op-
position aber nun genug entgegenge-
kommen sein. Der Text auf dieser Ta-
fel aber verharmlost dieses Schand-
mal und dessen Entstehung. Die Ge-
legenheit, wenn schon nicht den Klotz 
zu entsorgen, so doch sich kritisch di-
stanziert damit auseinanderzusetzen, 
war gründlich vertan. Egal, ob Dumm-
heit oder böser Vorsatz, beides ist un-
verzeihlich. 

Die Unzufriedenheit mit dieser Ta-
fel mündete nebst diversen öffentli-
chen Stellungnahmen in einem von 
Wilfried Porwol gesprühten Kommen-
tar, einem pinkelnden Hund. Eine Bas-
telanleitung dieser Schablone findet 
sich in der Zeitschrift Graswurzelrevo-
lution 454 vom Dezember 2020. 

Die Ostermarsch-Bewegung de-
monstriert alljährlich in Kalkar und hat 
am 3. Oktober 2020 die Gelegenheit 

genutzt, mit einer 
Sprühaktion auf 
dem Marktplatz 
ein weithin sicht-
bares Zeichen der 
Solidarität zu set-
zen. Besprüht wur-
de allerdings nicht 
der hässliche stei-
nerne Klotz, son-
dern ein Styro-
pormodell davon, 
so dass die Poli-
zei keinen Anlass 
sah, dagegen ein-
zuschreiten. 

Im Dezem-
ber fand ein ers-
ter Strafprozess 
statt gegen Wil-
fried Porwol (sie-
he nächste Sei-
te). Dieser war be-
gleitet von Soli-
dar i tätsak t iv i tä-
ten. Eine Mahn-
wache trotzte dem 
schlechten Wetter 
am Zugang zum 
Gerichtsgebäude, 
die Staatsanwalt-
schaft trug derweil 
drinnen ihre Argu-
mente für eine Be-
strafung vor. Ihrer 
Ansicht nach han-
delte es sich um 
gemeinschädliche 
Sachbeschädigung, diese ist noch 
böser als einfache Sachbeschädi-
gung, und so setzte es 30 Tagessät-
ze zu je 30 Euro. Diese Strafe betrifft 
nur die erste der Malaktionen vom Juli 
2019. Weitere Kriminalisierungsver-
handlungen werden folgen, ebenso 
steht der Kostenbescheid für die Ent-
fernung der Farbe noch aus. 

So ist es jetzt an der Zeit, nicht 
nur symbolisch Solidarität zu zeigen, 
sondern auch ganz konkrete finanziel-
le. Der Carl-von-Ossietzky-Fonds der 
DFG-VK leistet Unterstützung hier, das 
kann er nur mit unseren Spenden auf 
das Konto IBAN DE47 3702 0500 0008 
1046 06 «

Inzwischen gibt es auch in Kalkar 
einen Bürgerantrag gegen den Kriegs-
klotz, und eine ortsansässige Band 
hat einen Solisong aufgenommen mit 
dem Titel „Drecksnest Kalkar“. 

In dem Bürgerantrag wird gefor-
dert, das Kriegerdenkmal zu entfer-
nen und zu ersetzen durch eine Erin-
nerungsstätte für die Opfer des Ho-
locausts und des NS-Regimes. 

Felix Oekentorp ist Landessprecher 
der DFG-VK NRW. Er lebt in Bochum 
und ist im Münsterland aufgewach-
sen, das erklärt die Fokussierung auf 
dortige Beispiele von Denkmälern im 
Artikel.

https://georgiekollektiv.bandcamp.com/track/warum-kalkar-ein- 
verschissenes-dreckskaff-ist-ein-solisong

Solidaritätssong „Drecksnest Kalkar“
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(Kein) Urteil „Im Namen des Führers“ ...
Strafrecht gegen antimilitaristische Umwandlung eines Nazi-Kriegerdenkmals 
Von Wilfried Porwol

Nein, natürlich wurde das Ur-
teil gegen mich wegen „ge-
meinschädlicher Sachbe-
schädigung“ vom Amtsge-

richt Kleve am 7. Dezember „Im Na-
men des Volkes“ gefällt. 900 Euro 
Geldstrafe, ersatzweise 30 Tage Haft 
für meine künstlerische Umgestaltung 
des Nazi-Kriegerdenkmales in Kalkar 
in ein Friedensmahnmal. 

Es ging bei diesem Prozess im 
größten, aber unter Coronabedingun-
gen mit nur acht zugelassenen Besu-
chern gefüllten Verhandlungssaal aus-
schließlich um meine erste kreative 
Umfunktionierung dieses unsäglichen 
Monstrums vom 27. Juli 2019. 

Nach der Verlesung der Anklage 
durch den Staatsanwalt konnte ich 
ausgiebig zu meinen Beweggründen 
Stellung nehmen. Sogenannte Krie-
gerdenkmale aus dieser Zeit, wie das 
in Kalkar von 1936, hatten vor allem ei-
nen Zweck: die Verbreitung des nati-
onalsozialistischen Heldenmythos zur 
ideologischen Vorbereitung auf den 
bereits geplanten faschistischen Er-
oberungskrieg. Dazu wurde die Trauer 
der Angehörigen der gefallenen Sol-
daten des Ersten Weltkrieges instru-
mentalisiert. Das Kalkarer „Denkmal“ 
war „Unseren Helden“ 1914 bis 1918 

gewidmet, wobei die beiden Jahres-
zahlen durch ein eisernes Kreuz ver-
bunden waren. Eine besondere Ehre 
wurde den toten „Helden“ aus Kalkar, 
darunter 4 jüdischen Bürgern, durch 
die Inschrift auf der Rückseite erwie-
sen. Dort stand und steht: „Mögen 
Jahrtausende vergehen, man wird nie 
von Heldentum reden können, ohne 
des deutschen Soldaten im Weltkrieg 
zu gedenken“, ein Zitat aus Hitlers 
„Mein Kampf“ , wie der Historiker Dr. 
Hans Hesse 2014 herausfand. 

Als Chronik der Schande erwies 
sich der Umgang der Stadt Kalkar 
mit diesem NS-Monstrum nach dem 

Zweiten Welt-
krieg. Da gab es 
die Direktive Nr. 
30 des Alliierten 
Kontrollrates von 
1946, die Geset-
zeskraft für ganz 
Deutschland hat-
te und die bis 
zum 5. Mai 1955 
gültig war. In ihr 
wurde der Ab-
bau aller kriegs-
verherrlichender 
Denkmäler aus 
der NS-Zeit ver-

fügt. Der Kriegstoten sollte auch wei-
terhin gedacht werden können, aber in 
würdevoller Weise ohne deren Instru-
mentalisierung durch den NS-Staat. 

Dies wurde in der Nachbarstadt 
Goch entsprechend durchgeführt, 
während die Verantwortlichen in Kal-
kar das über Jahre hinweg mit krimi-
neller Energie hintertrieben. In illega-
ler Weise wurde so das Nazi-Krieger-
denkmal in Kalkar konserviert. Doch 
das schien den Entscheidungsträgern 
der Stadt Kalkar noch nicht zu rei-
chen. War es nur ein unfassbares Maß 
an Dummheit und Ignoranz? Sie ließen 

die Nazi-Propagandastätte 1983 er-
weitern durch die Jahreszahlen 1939 
und 1945, die ebenfalls mit einem Ei-
sernen Kreuz verbunden wurden. 

Es war damit nicht nur ein Relikt 
aus der Nazizeit, sondern es bekam 
den Status eines gegenwärtigen of-
fiziellen „Denkmals“ mit kriminellem 
nationalsozialistischem Inhalt. Eine 
ungeheure Verhöhnung der Kriegsop-
fer durch das Hitlerzitat, insbesondere 
der im Ersten Weltkrieg als Soldaten 
gefallenen jüdischen Bürger Kalkars, 
deren Verwandte nur wenige Jahre 
nach Errichtung dieses Schandmales 
in die Gaskammern getrieben wurden. 

Eine skandalöse Glorifizierung des 
verbrecherischen rassistischen Ver-
nichtungskrieges der Wehrmacht, 
der zum Einsatzprogramm zählenden 
Massenhinrichtungen an der Zivilbe-
völkerung, der Geisel- und Gefangen-
enerschießungen, der systematischen 
Vergewaltigungen und der tätigen Bei-
hilfe bei der millionenfachen Ermor-
dung der jüdischen Bevölkerung aller 
besetzten Gebiete.

Auch nachdem schon bekannt 
war, dass die Inschrift auf der Rück-
seite ein Hitlerzitat war, ließen die Ver-
antwortlichen der Stadt Kalkar dieses 
Gebilde – ein schützenswertes Denk-
mal im Sinne des Denkmalschutzes 
war es nicht – weiterhin über Jahre 
hinweg ohne sichtbare Distanzierung 
in der Öffentlichkeit stehen und wir-
ken. Sie schufen damit einen poten-
ziellen Wellness-Ort für gewaltbereite 
Neonazis. 

Nach meinen Ausführungen zum 
Charakter und zur Funktion dieses fa-
schistischen Steinhaufens konnte ich 
mein Konzept zur künstlerischen Um-
gestaltung dieses Monstrums erläu-
tern, zur Einfärbung des martialischen 
Reichsadlers in Regenbogenfarben, 
zur Überschreibung der kriegsver-

Mahnwache der DFG-VK vor dem Gericht in Kleve während des Prozesses im Dezember
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«

herrlichenden Aussage mit Friedens-
botschaften und zur Anbringung des 
Schriftzuges „Nie Wieder Krieg – Nie 
Wieder Faschismus“ über dem Hitler- 
zitat. 

Mein Anwalt überreichte dem Ge-
richt eine Stellungnahme von Valenti-
na Vlasic, Kunsthistorikerin und Kura-
torin des renommierten Museum Kur-
haus Kleve. In ihrer Stellungnahme 
plädierte sie dafür, dass meine künst-
lerische Sprayaktion nicht als Sach-
beschädigung angesehen werden 
sollte, „sondern als subversiv perfor-
mativen Akt, der politisches, also kri-
tisches und interventionistisches Po-
tenzial besitzt und sogar Aspekte der 
Street Art und Performance Art, sogar 
des Happenings in sich vereint.“ Sie 
stellte meine Arbeit in eine Reihe mit 
Aktionen der Künstler Banksy, Naegeli 
und Beuys.

Staatsanwalt und Richter äußer-
ten durchaus Verständnis für meine 
Motivation. Ja, es gab sogar verhalte-
ne Kritik vom Staatsanwalt an der Un-
tätigkeit der Stadt Kalkar, dass diese 
das „Denkmal“ 1946 nicht abgebaut 
sich nicht genügend mit der Sache 
auseinandergesetzt hätte. Doch im 
krassen Gegensatz dazu sein Strafan-
trag: Bei dem Kalkarer Kriegerdenk-
mal handele es sich dennoch um ein 
Denkmal, mit dem auch Kriegstote ge-
ehrt würden, auch wenn es nicht un-
ter Denkmalschutz stehe. Es sei halt 
das Eigentum der Stadt Kalkar, und 
nichts würde meine Aktion rechtferti-
gen, also müsse bestraft werden we-
gen „gemeinschädlicher Sachbeschä-
digung“ und zwar mit 30 Tagessätzen.

Mein Anwalt verwies auf das 
deutlich drastischere Vorgehen ge-
gen Denkmäler in USA und England, 
wo solche, die Unrecht glorifizierten, 
mehrfach in jüngster Zeit gestürzt wur-
den. Er stellte die Nicht-Nachvollzieh-
barkeit heraus, dass Holocaustleug-
ner bestraft würden, aber die Rechts-
ordnung darauf bestehe, ein Zitat von 
Adolf Hitler wieder herzustellen. 

Damit hatte der Amtsrichter Tho-
mas Staczan allerdings kein Problem: 
Er folgte dem Antrag des Staatsanwal-

tes. Eigentum beschmieren – so sein 
Kunstverständnis – ginge gar nicht, 
und wenn es sich um ein Denkmal wie 
in Kalkar handele, dann sei das eben 
nicht nur eine einfache Sachbeschä-
digung, sondern eine gemeinschäd-
liche. Also: 30 Tagessätze, und dann 
kämen ja später auch noch die Rei-
nigungskosten der Stadt Kalkar auf 
mich zu. 

Fazit: Die Übermalung eines öf-
fentlich zur Schau gestellten Hitlerzita-
tes ist also gemeinschädlich, die Wie-
derherstellung der Nazi-Propaganda 
dagegen ist gemeinnützlich. Ein Urteil, 
das doch ehrlicherweise nicht „im Na-
men des Volkes“, sondern „im Namen 
des Führers“ verkündet hätte werden 
sollen. Ein Schandurteil zum Schutze 
eines NS-Schandmals. 

Die Berufung dagegen ist schon 
eingelegt. Das Ganze wird dann vor 
dem Landgericht neu verhandelt wer-
den. Der Kampf auf der juristischen 
Ebene geht also weiter. Mich erwarten 
in der nächsten Zeit noch zwei weite-
re Anklagen und Verhandlungen vor 
dem Amtsgericht Kleve wegen meiner 
zwei weiteren künstlerischen Interven-
tionen am Kalkarer NS-Steinhaufen, 
dazu dann – wenn keine Freisprüche 
erfolgen – die entsprechenden Beru-
fungsprozesse. 

Sehr erfreulich, wichtig und wohl-
tuend bei der ganzen Auseinander-
setzung: die große Solidarität, die 
Mahnwache vor dem Gericht, organi-
siert von meinen Mitstreiter*innen aus 
dem Landesverband und den nieder-
rheinischen Gruppen der DFG-VK, vie-
le Freund*innen und Unterstützer*in-
nen aus Kleve und Umgebung, die 
sich trotz Schmuddelwetter und Coro-
na vor dem Gericht einfanden, um mir 
ihre Solidarität zu bekunden. Die sehr 
ausführliche und durchweg positive 
Berichterstattung in den Medien, u.a. 
im überregionalen Kulturteil der „Neue 
Ruhr Zeitung“ tragen zur Skandali-
sierung sowohl des unsäglichen Na-
zi-Monstrums in Kalkar, wie auch des 
Gerichtsurteils bei, durch das ein sol-
ches Gebilde geschützt wird. Mittler-
weile ist ein Bürgerantrag an die Stadt 
Kalkar gestellt worden, den unerträg-
lichen kriegsverherrlichenden Stein-
haufen zu beseitigen. 

Und weiter geht es, überall im Lan-
de existieren noch solche sogenann-
ten Denkmäler und Menschen, die 
das nicht länger hinnehmen wollen.

Wilfried Porwol ist langjähriges DFG-
VK-Mitglied und aktiv in der Gruppe 
Kleve. Der studierte Kunstlehrer ist als 
Maler, Zeichner und Grafiker tätig.

Rückseite des in ein Friedensmahnmal umgewandelten Nazi-Kriegerdenkmals in Kalkar
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Angriff auf linke Friedenspolitik
Linke-Politiker Matthias Höhn legt Konzept vor, das dem  Parteiprogramm  widerspricht
Von Tobias Pflüger

Zum Jahresanfang hat Matthi- 
as Höhn, Bundestagsabge-
ordneter der Linken, ein „Dis-
kussionsangebot“ gemacht, 

wie „linke Sicherheitspolitik“ künftig 
aussehen soll. „Linke Antworten auf 
der Höhe der Zeit“ forderte er in ei-
nem Positionspapier. Tatsächlich legt 
Matthias Höhn die Axt an zentrale frie-
denspolitische Positionen der Linken.

Die Linksfraktion im Bundestag 
wendet sich programmgemäß strikt 
gegen den Umbau der EU zu einer Mi-
litärmacht. Als einzige Fraktion sagt 
die Linke konsequent Nein zu den mil-
lionenschweren Rüstungsprojekten 
dieser Bundesregierung. Die Links-
fraktion ist gegen die Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr und kämpft gegen 
das aberwitzige Zwei-Prozent-Ziel der 
Nato. Ohne Die Linke würden diese 
zentralen friedenspolitischen Positio-
nen im Bundestag gar nicht vorkom-
men.

Fatalerweise setzt Matthias Höhn 
genau hier an: „Die EU muss sich als 
politischer Akteur mit eigenständigen 
Interessen, Zielen und Werten verste-
hen und auch als solcher agieren“, 
fordert er. Deshalb müssten sich Lin-
ke über „Ziele und Mittel einer euro-
päischen Sicherheitspolitik“ verstän-
digen. „Für DIE LINKE sind Verteidi-
gungspolitik und EU derzeit jedoch 
zwei unvereinbare Dinge. Das ist ein 
Fehler“, behauptet Höhn.

Damit übernimmt Höhn komplett 
Positionen, wie sie bei SPD oder Grü-
nen (programmatisch) vertreten wer-
den, das ist wohl auch Zweck der gan-
zen Übung. Diese Positionen wollen 
den Umbau der EU in eine Militärmacht 
mittragen und vorantreiben. Höhn be-
klagt durchaus in seinem Papier das 
Verhalten von Großmächten, denen es 
nur „um geopolitische Einflusssphä-
ren und wirtschaftliche Interessen“ 
gehe und die „für den eigenen Vorteil 

internationale Regeln (…) brechen“. Er 
nennt namentlich aber nur die Verei-
nigten Staaten, Russland und Chi-
na. Bezüglich der EU schürt er dage-
gen unglaubliche Illusionen. Er miss- 
achtet völlig, dass auch die EU ein 
großer geopolitischer Akteur ist mit 
ökonomischen und militärischen Inte-
ressen. Das ist nichts anderes als illu-
sionäre Realpolitik.

Ein Dorn im Auge ist Matthias 
Höhn auch das strikte Nein zu Rüs-
tungsprojekten der Bundeswehr. „In 
den zurückliegenden Legislaturperio-
den hat die Linksfraktion nahezu kei-
ner Beschaffung für die Bundeswehr, 
von der persönlichen Ausrüstung bis 
zum Kampfflugzeug, zugestimmt“, 
klagt er. Das stimmt. Genau das ist 
ein wesentlicher Punkt, auf den ich 
auch weiterhin drängen werde. Denn 
wir sind mit dem ganzen Kurs der 
Bundeswehr nicht einverstanden und 
dringen im Parlament auf Abrüstung. 
Denn die 53 Milliarden Euro, die diese 
Hochrüstung 2021 kostet, fehlen na-
türlich im zivilen Sektor, etwa zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie.

Es wäre daher auch keine Lösung, 
das Zwei-Prozent-Ziel der Nato durch 
ein „1-plus-1-Prozent-Ziel“ zu ersetzen 
– 1 Prozent Entwicklungszusammen-
arbeit, 1 Prozent Militär, wie Matthias 
Höhn das vorschlägt. Denn das wäre 
immer noch deutlich zu viel. Ein Pro-
zent wären 2020 bei einem – wegen 
Corona leicht gesunkenen – Bruttoin-
landsprodukt (BIP) von 3,32 Billionen 
Euro immer noch 33 Milliarden Euro. 
Der ideale Verteidigungshaushalt von 
Matthias Höhn wäre in etwa so hoch 
wie der Verteidigungshaushalt von 
2016, der bei 34,3 Milliarden Euro 
lag. Und er wäre sogar um 10 Milliar-
den Euro größer als im Jahr 2000, als 
der Etat 24,3 Milliarden Euro betragen 
hatte. Also: Kein vernünftiger Abrüs-
tungsvorschlag. 

Ein Prozent des BIP für die Bun-
deswehr bedeutet also weiterhin enor-
me Militärausgaben. Hinzu kommt: 
Den Militäretat an das BIP anzubin-
den, ist an sich unsinnig. Denn dann 
steigt der Bundeswehr-Etat immer 
entsprechend der Wirtschaftsleis-
tung, ohne dass friedenspolitische Er-
wägungen auch nur angestellt werden 
müssten. Das wäre sozusagen auto-
matisierte Aufrüstung.

Auch Auslandseinsätze schließt 
Höhn in Bezug auf EU und UN keines-
wegs aus, er plädiert lediglich für ei-
nen „Schwerpunkt auf der Landesver-
teidigung“. 

Insgesamt ist der Text ein Angriff 
auf die programmatischen Grundla-
gen linker Friedenspolitik. Matthias 
Höhn will eine grundlegende, aber fal-
sche Wende. 

Die gute Nachricht ist: Was Matthi- 
as Höhn da schreibt, ist eine Einzel-
meinung, in der Linken gibt es dafür 
keine Mehrheiten. Die Linke steht zu 
ihrem gültigen Parteiprogramm, dem 
Erfurter Programm von 2011, ist gegen 
die Militarisierung der EU und setzt 
sich „für eine schrittweise Abrüstung 
der Bundeswehr“ ein.

Auch der Parteivorstand der Lin-
ken hat sich am 23. Januar hinter das 
Erfurter Programm gestellt und un-
ter anderem eine europäische Armee 
klar abgelehnt. Drei Tage später war 
das Papier auch Thema in der Sitzung 
der Bundestagsfraktion. Dort verwies 
auch der Fraktionsvorsitzende Diet-
mar Bartsch auf den Beschluss des 
Parteivorstandes und ging nach nur 
wenigen Redebeiträgen zu anderen 
Tagesordnungspunkten über. All das 
zeigt: Die Linke bleibt Friedens- und 
Antikriegspartei und lehnt Bundes-
wehr-Einsätze ab – auch solche unter 
EU-Flagge.

Und wenn ich noch einen Tipp ge-
ben darf, dass sich solche Positionen 



13Nr. 1 | 2021 ZivilCourage

Antimilitarismus

«

wie die von Matthias Höhn in der Lin-
ken auch weiterhin nicht durchsetzen: 
Es ist durchaus sinnvoll, diejenigen in 
der Linken zu (unter)stützen, die die 
linke Friedensprogrammatik oder da-
rüber hinaus vertreten. ;-) 

Tobias Pflüger ist stellvertretender 
Vorsitzender der Partei Die Linke, Ver-
teidigungspolitischer Sprecher der 
Linksfraktion im Bundestag und jahr-
zehntelanges Mitglied der DFG-VK.

Klare antimilitaristische Haltung seit  Jahrzehnten: 
Tobias Pflüger hier als Redner bei Friedensdemo
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DFG-VK-Bundeskongress
29.-31. Oktober 2021 in Halle an der Saale

Unser 23. Bundeskongress 
wird vom 29. bis 31. Okto-
ber 2021 in Halle an der Saa-
le stattfinden. Wir sind opti-

mistisch, dass sich die Covid-19-Pan-
demie bis dahin soweit abgeschwächt 
hat, dass unser Kongress vor Ort 
möglich sein wird. Dennoch beobach-
ten wir natürlich die Lage und beden-
ken Alternativen.

Beachtet zum anstehenden Bun-
deskongress bitte wie immer § 10 un-
serer Satzung, der u.a. regelt wer An-
träge stellen kann und wer delegiert 
ist:

„(2) Stimmberechtigt sind die von 
den Orts- bzw. Basisgruppen und 
Landesverbänden bestimmten Dele-
gierten und die Mitglieder des Bun-
dessprecherInnenkreises. Jede Orts- 
bzw. Basisgruppe und jeder Landes-
verband hat einen Delegierten und zu-
sätzlich pro angefangen 25 Mitglieder 
je einen weiteren Delegierten. […]“

„(3) Alle Gliederungen des Ver-
bandes sowie Einzelmitglieder, wenn 
dies mindestens zehn weitere Mitglie-
der unterstützen, sind berechtigt sat-
zungsändernde und ordentliche An-
träge an den Bundeskongress zu stel-
len. Ordentliche Anträge müssen so-
wie Rechenschaftsberichte des BSK 
und der Finanzbericht sollen vier Wo-
chen vor Beginn des Bundeskongres-
ses in der Bundesgeschäftsstelle vor-
liegen.“

Auf dem Bundesausschuss-Tref-
fen im Dezember 2019 wurde zudem 
ein Antrag (mit 26 Stimmen, ohne Ge-
genstimmen und bei zwei Enthaltun-
gen) angenommen, der Folgendes 
vorsieht: „Auf dem nächsten Bundes-
kongress wird ein Konsensverfahren 
durchgeführt.“ Wie genau das ausse-
hen kann und wird, wird derzeit von ei-
ner extra dafür eingerichteten Arbeits-
gruppe erarbeitet – wer an dieser AG 
teilnehmen möchte, kann sich bei Da-
vid Scheuing (scheuing@dfg-vk.de) 
melden. Wir sind gespannt auf die Er-
gebnisse der AG!

Arbeitsgruppe BuKo‘21

Tagesordnung:

Freitag, 29. Oktober
Begrüßung und Formalia
Verleihung des Ludwig-Baumann- 
Preises des Carl-von-Ossietzky- 
Solidaritätsfonds der DFG-VK

Samstag, 30. Oktober
Rechenschaftsberichte und  
Entlastungen
Arbeitsgruppen 
Antragsberatung
Kulturprogramm

Sonntag, 31. Oktober
Wahlen
Verabschiedung der Abschluss- 
resolution

Der Vorstand der Partei Die Linke hat 
am 23. Januar beschlossen: 

Keine Aufweichung  
friedenspolitischer Positionen

Der Parteivorstand sieht keinen An-
lass, von den friedenspolitischen 
Positionen der Partei abzurücken 
und stellt daher klar:
• Die Bundeswehr muss aus allen 
Auslandseinsätzen zurückgeholt 
werden, neue Auslandseinsätze leh-
nen wir ebenfalls ab, unabhängig da-
von, unter welcher Organisation sie 
stattfinden.
• Die Linke setzt sich für eine schritt-
weise Abrüstung der Bundeswehr 
ein, die kriegsführungsfähigsten Tei-
le sollen zuerst abgerüstet werden. 
Die Abrüstung ist zu begleiten durch 
Konversionsprogramme für die Be-
schäftigten in der Rüstungsproduk-
tion, für die Soldatinnen und Solda-
ten und für die Liegenschaften der 
Bundeswehr. Unser Ziel bleibt ein 
Deutschland, ein Europa, eine Welt 
ohne Kriege und Armeen.
• Zustimmung zu Aufrüstungspro-
jekten ist dementsprechend mit der 
Linken nicht vereinbar.
• Wir fordern die Auflösung der Nato 
und ihre Ersetzung durch ein kollek-
tives Sicherheitssystem unter Betei-
ligung Russlands, das Abrüstung als 
ein zentrales Ziel hat.
• Eine europäische Armee und ande-
re Vorhaben der Militarisierung füh-
ren nicht zu mehr Sicherheit für die 
Menschen in Europa, sondern si-
chern nur Konzerninteressen militä-
risch ab.

Unser Ziel bleibt eine friedliche 
Welt, eine Welt, in der Geld für Bil-
dung, Soziales, Gesundheit, Ent-
wicklungshilfe und Forschung aus-
gegeben wird, nicht für das Militär.

Das von Tobias Pflüger erwähnte 
Papier „Linke Sicherheitspolitik“ von 
Matthias Höhn ist nachzulesen unter 
https://bit.ly/3jqC6fn – eine ausführli-
che Replik hat der Linken-Abgeord-
nete Alexander Neu veröffentlicht, 
abrufbar unter https://bit.ly/39T4K5E«
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Seit etwa 1990 wird an der 
Grenze zwischen den USA 
und Mexiko, der „Southern 
Border“ oder „La Frontera 

del Norte“, die katastrophale bürger-
kriegsähnliche Situation Mexikos und 
die anderer Länder Lateinamerikas 
sichtbar: Tausende Menschen stehen 
an dieser Grenze – Schleppern ausge-
liefert, nach langem Fußmarsch, vie-
len Entbehrungen und Erniedrigungen 
– und ersuchen um Asyl in den USA. 
Sie stehen dort, weil der Zusammen-
bruch lateinamerikanischer Staaten 
durch Korruption, Straflosigkeit, Ver-
fall der Wirtschaft und die allgemei-
ne todbringende Gewalttätigkeit ihnen 
jegliche Perspektiven auf ein norma-
les Leben in der Heimat genommen 
hat. 

Doch das stimmt nicht für alle: 
Denn es gibt viele Profiteure an die-
ser Grenze. Hier ist das entstanden, 
was US-Amerikaner politisch eine „re-
volving door“ nennen – eine Drehtür 
für Schlepperbanden, Drogenhändler, 
Waffenhersteller und Waffenhändler. 
Für Drogenproduzenten und -händler 
hat der enorme Drogenkonsum in den 
USA einen überaus lohnenden Markt 
eröffnet, der auch noch durch Frauen-
handel und Prostitution für US-ameri-
kanische Kunden in grenznahen Städ-
ten Mexikos erweitert wird. 

Auf der US-amerikanischen Sei-
te versorgen sich ganze Drogenkar-
telle mit Waffen. Vor allem aber eröff-
net diese Situation einen lohnenden 
Markt für US-amerikanische und in-
ternationale Waffenproduzenten. Seit 
einigen Jahren errichten bekannte 
Waffenschmieden in den grenznahen 
US-Staaten – dem sog. „Gun Belt“ 
– immer mehr Niederlassungen und 
Waffenläden. 

Eine Flut von Waffen schwappt 
über die Grenze, schürt den Konkur-
renzkampf der Drogenkartelle und die 

allgemeine Kriminalität. Im besonde-
ren Fall Mexikos hat sie mittlerweile 
eine Welle der Gewalt über das gan-
ze Land gebracht. Die Zahl der Op-
fer durch Kleinwaffen geht in die Hun-
derttausende, dazu kommen Tau-
sende von Verschwundenen, deren 
Schicksal niemand kennt. 

Der Zusammenbruch der Infra-
struktur – auch als Folge des Einsat-
zes von Kleinwaffen – führt zu Versor-
gungsproblemen, zu Hungersnot und 
Verelendung. Der korrupte mexikani-
sche Staat, selbst in Drogengeschäf-
te verwickelt, versucht jede Bericht-
erstattung zu unterbinden, politische 
Repression ist an der Tagesordnung. 
Straflosigkeit macht sich breit, Men-
schenrechtsverletzungen bleiben un-
gesühnt, davon kündet die Zahl er-
mordeter Journalisten  und Frauen .

Die Migrationsbewegung in ganz 
Lateinamerika wurde medial erst 
sichtbar, als (jetzt: Ex-)US-Präsident 
Trump während seiner Wahlkampa-
gnen im Jahr 2016 an dieser dünnen 
Linie zwischen dem – aus Sicht der 
Flüchtlinge „erträumten Paradies“ – 
USA und Mexiko in besonders krasser 
Weise mit stimmenheischenden und 
extrem fremdenfeindlichen Sprüchen 
auf Wählerfang ging. Unter seinen An-
hängern schürte dies Furcht vor Über-
fremdung, Jobverlust und die Angst 
vor Vergewaltigungen und Verbrechen 
durch Latinos. 

So sehr Trump sich damit zum Ret-
ter der Nation gerieren wollte, hat er 
sich doch lediglich in die politische 
Tradition seiner Vorgänger gestellt, 
die weit in die Geschichte der USA 
reicht. Aus der Sicht des Journalisten 
und Buchautors Daniel Denvir krön-
te Trump mit seinem Spruch „build 
the wall“ und seinen deklassieren-
den Äußerungen über Ausländer offen 
und unverblümt ein ganzes Jahrhun-
dert einer nativistischen Ideologie in 

der Politik der USA. Im Bestreben, die 
USA als weißes Land für weiße Men-
schen zu sichern, haben alle Vorgän-
ger Trumps, so Denvir, bereits mehr 
Mauern, Zäune und Käfige gebaut, als 
er selbst je hätte bauen können. 

Große Teile der Grenze haben sich 
bereits seit Jahren mit dem „fencing“ 
(Zaun, Umzäunung) unterschiedlichs-
ter Gestalt „bewährt“. Seit 1924 haben 
alle US-Regierungen Maßnahmen er-
lassen, um die Grenze mit bürokrati-
schen und zunehmend paramilitäri-
schen Abschottungsprogrammen zu 
kontrollieren.

In der Border Enforcement Zone, 
einem 100 Meilen umfassenden 
Grenzbereich im Innern der USA, wer-
den rund zwei Drittel der US-Bevölke-
rung überwacht und kontrolliert. Dies 
ist ein Bereich, in dem eine Reihe von 
Behörden wie die hochgerüstete Bor-
der Patrol, die gewaltbereite Polizei 
und auch die militärisch ausgerüste-
te National Guard besondere Rechte 
haben. 

Zudem zeigen die Profile einiger 
Baufirmen, wie Lobbyismus in der 
Bauindustrie aus politisch eskalier-
ten Situationen Profit zu schlagen ver-
steht: mit gezielten Parteispenden, 
deren Höhe entscheidend die Emp-
fehlung für eine bestimmt Firma bei 
der zuständigen Behörde beeinflusst. 

Die Unverfrorenheit Trumps zeig-
te sich 2018, als er medienwirksam 
neue Abschnitte des Zauns an der 
mexikanischen Grenze als Teile seiner 
„wunderbaren Mauer“ einweihte. Da-
bei wusste er zu verschweigen, dass 
es sich dabei um Projekte handelte, 
die seine Vorgänger Bush und Obama 
schon lange angeordnet und bezahlt 
hatten, die aber erst in seiner Amts-
zeit abgeschlossen wurden. Allem An-
schein nach wird Trumps Mauer nicht 
die gesamten 2000 Meilen erfassen, 
sondern lediglich 200. 

Antimilitarismus

Profiteure der Abschreckung
Die Grenze zwischen Mexiko und den USA
Von Maria-Eugenia Lüttmann-Valencia
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Waffenlieferungen an Mexiko und 
das Drogengeschäft. Trumps Poli-
tik hat ein mediales Vergrößerungsglas 
auf das Problem der illegalen Einwan-
derung über die mexikanische Grenze 
in die USA gelegt und die Furcht vor 
der immensen „kriminellen Energie“, 
die damit importiert werde, aufkom-
men lassen. Das ist eine machtpoliti-
sche Taktik, die geschickt mit der vor-
handenen xenophoben Grundstim-
mung seiner Wähler spielte. 

Mit keinem Wort wird dabei der 
Gegenfluss aus den USA nach Me-
xiko erwähnt: Die gewaltige, täglich 
den Tod bringende Flut von Waffen, 
die sich aus den USA und aus ande-
ren Ländern nach Mexiko und nach 
ganz Lateinamerika ergießt, ist eine 
sprudelnde Einnahmequelle für die 
US-amerikanischen und internatio-
nalen Waffenschmieden, die sich aus 
dem Schwarzgeld des Drogenver-
kaufs nährt. 

John Lindsey-Poland, Menschen-
rechts- und Demilitarisierungsaktivist, 
betont, dass die Waffen aus den USA 
primär an mexikanische Behörden 
verkauft werden, an Ministerien der 
Verteidigung und der Marine, die dafür 
verantwortlich zeichnen, Mit welchen 
undurchsichtigen Machenschaften 
die Waffen ihren Weg in die Hände von 
Kriminellen nehmen, ist schwer zu er-
gründen. Zuverlässige Quellen schät-
zen, dass gegenwärtig ca. 20 Millio-
nen Waffen in Mexiko im Umlauf sind. 

Dazu gehören, dank der liberalen 
Waffengesetze in den USA und we-
gen fehlender Kontrollen beim Verkauf 
und beim Zoll, ganze Arsenale, die 
von sog. „Strohkäufern“ (US-Bürgern) 
direkt in den USA erworben werden. 
Hinter der Grenze bringen sie hohen 
Gewinn. Mit all diesen Waffen wer-
den Korruption und Gewalt befeuert 
und Straflosigkeit in Mexiko erzwun-
gen. Die Mordrate erreicht jedes Jahr 
immer größere Ausmaße. Darin sehen 
Experten die Ursache dafür, dass so 
viele Menschen in die „sicheren“USA 
einwandern wollen. 

Der Anthropologe Howard Camp-
bell, Professor an der Universität 
Texas in El Paso, beschreibt den Dro-

genhandel als eine illegale Form von 
Kapitalanhäufung, die mit maßlosem 
Konsumismus Reichtum zelebriert, 
gefördert durch Neoliberalismus und 
korrupte Absprachen mit staatlichen 
Behörden. Letztendlich sei der Dro-
genhandel integraler Bestandteil des 
US-amerikanischen und des mexika-
nischen Wirtschaftssystems gewor-
den. Der Grenzraum sei, so Campbell, 
ein fließender transnationaler Kultur-
raum, in dem rivalisierende Kräfte um 
Bedeutung, Wert und Kontrolle von 
Drogen kämpfen.

Militärische und elektronische 
Abschottung der Grenze. Im Jahr 
2003 wurde im Auftrag des Pentagons 
ein Bericht erstellt, der die Bedrohun-
gen der USA durch klimatisch beding-
te Migration aufgrund von Katastro-
phen wie Dürren oder Orkane feststel-
len sollte, mit dem Ziel, die „Grenzen 
so auszubauen, dass hungerleidende 
Migranten aus den Karibischen Inseln, 
Mexiko und Südamerika von einem 
Grenzübertritt abgehalten würden. 
Dieser milliardenschwere Prozess war 
zu diesem Zeitpunkt jedoch bereits 
seit 1994 im Gange, dank einer ste-
tigen Aufstockung des Grenzschutz-
personals und der militärischen Be-
waffnung desselben. Nach 9/11 such-
te man die Unterstützung israelischer 
Unternehmen bei der Grenzsicherung 
und genehmigte Überwachungsflüge 
mit Hermes Drohnen der Firma Elbit 
Systems.

Antimilitarismus

Neu war aber, dass 2006 der Kon-
gress die Ausrüstung der 700 Meilen 
langen Grenze zwischen Arizona und 
Sonora mit elektronischer Überwa-
chungstechnologie, genannt SBINet, 
genehmigte. Fünf Jahre später gab 
man dieses System auf und die Zoll- 
und Grenzpolizei CBP wandte sich 
2012 erneut an Elbit. Für 145 Millionen 
US-Dollar wurde 2014 die Südgrenze 
Arizonas mit einem integrierten Sys-
tem aus elektronischen Wachtürmen 
und mit radarbestückten Zeppelinen, 
Bodensensoren und Gesichtserken-
nungssoftware ausgestattet – alles, 
wie der Hersteller betonte, in Gaza fel-
derprobte Produkte. 

Mit der Aufstellung des „Univer-
sity of Arizona’s Global Advantage 
Program“ mit den intendierten „Tech 
Parks“ nahm die Synergie der seit 
Langem existierenden Zusammenar-
beit israelischer und US-amerikani-
schen Waffenhersteller eine neue Ge-
stalt an. Stephen Graham, Professor 
für Urbanismus, schreibt, dass der so 
entstehende Sicherheits- und Militär- 
industriekomplex beide Länder wie 
mit einer Nabelschnur derart verbin-
det, dass man es eigentlich als ein 
einziges „diversifiziertes transnationa-
les Gebilde“ betrachten kann.

Der Journalist Jimmy Johnson 
prägte dafür den Begriff der „Palästi-
na-Mexiko Grenze“. Jeff Halper, israe-
lischer Friedensaktivist und Professor 
für Anthropologie, befürchtet, dass 
damit nicht nur israelische Technolo-
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Demonstration vor der Waffenschmiede Heckler & Koch in Oberndorf am Neckar

»
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gie, sondern auch „der Sicherheits-
staat“ sich in der ganzen Welt breit 
macht, ein Gemenge aus Praktiken, 
die den Krieg „reframen“: Die Polizei 
wird militarisiert, das Militär bekommt 
Polizeiaufgaben. Halper nennt das 
den Missile-Komplex, ein Akronym für 
„military, internal security, intelligence 
and law enforcement“. Israel verbrei-
te so ein Kontrollsystem des „Global 
Palestine“

Will Parrish von der Zeitschrift „The 
Intercept“ schreibt, dass diese Art der 
Militarisierung hohe Profite für Tech-
nologie- und Verteidigungsunterneh-
men verspricht. Führende Firmen mit 
Grenzsicherungsaufträgen wie Lock-
heed Martin und Startups wie Andúril 
Industries versorgen neben israeli-
schen Herstellern diesen wachsen-
den Markt mit IT und Überwachungs-
sensoren, vor allem in Grenznähe. Seit 
2016 wirbt der Staat Arizona mit den 
Tech-Parks für die Ansiedlung weite-
rer Waffenkonzerne. Die Abschottung 
wird konsolidiert: Begriffe wie „cy-
ber-physical wall“ (eine zunehmend 
an Computern fernkontrollierte Wall-
anlage) oder „border security“ blen-
den erfolgreich aus, worum es hier 
geht: Menschen, die in ihrer Verzweif-
lung Schutz suchen.

US-Rüstungsproduktion in Mexi-
ko. Aufgrund der niedrigen Löhne ist 
Mexiko seit langem ein attraktiver Pro-
duktionsstandort für die US-Industrie. 
Seit den 90er Jahren haben US-Rüs-
tungsunternehmen in der Grenzregi-
on Mexikos – im Rahmen der Nadib 
(North American Defense Industrial 
Base) – sog. „Maquiladoras“ einge-
richtet, was man mit „Verarbeitungs- 
und Montagewerke“ übersetzen könn-
te, um dort Teile für militärische Pro-
dukte herstellen zu lassen. Zu diesen 
Firmen gehören z.B. Emerson Space, 
GE Aerospace, Stuart-Warner, Gene-
ral Dynamics, TRZW, Westinghouse 
und Rockwell International u.a. 

Besondere Handelsabkommen 
zwischen beiden Staaten erlauben 
den USA, Material und Fertigteile zoll-
frei ein- und auszuführen. Die End-
montage all dieser militärischen und 

grenzsichernden Teile erfolgt „aus Si-
cherheitsgründen“ in den USA, wo 
dann auch erst der Mehrwert entsteht. 

Das Nafta-Abkommen von 1994 
hat den Firmen diese Möglichkeiten 
eröffnet und den Arbeitern Prospe-
rität vorgegaukelt. Politisch herrsch-
te die Vorstellung, man könne durch 
abschreckende Abschottung Migran-
ten auf der mexikanischen Seite hal-
ten und ihnen Arbeitsplätze zu Löhnen 
anbieten, die den Auftraggebern viel-
fach bis zu 90 Prozent Kosteneinspa-
rung bringen. Die Arbeits- und Wohn-
verhältnisse der Arbeiterschaft – oft 
gestrandete Migranten und Migrantin-
nen – stellen offenkundige Verletzun-
gen der Menschenrechte in vielfacher 
Hinsicht dar, auch von mexikanischer 
Seite her. 

Gewalt gegen Migranten, Opfer 
der Abschottung: Die Aclu (Ameri-
can Civil Liberties Union) registrierte 
in den letzten Jahren eine steigende 
Zahl von verhafteten und abgescho-
benen Migranten durch die Zoll- und 
Einwanderungsbehörde ICE. Die Aclu 
weist darauf hin, dass die Behörde 
dabei das von der 4. Ergänzung der 
US-amerikanischen Verfassung ga-
rantierte Recht auf Gleichbehand-
lung missachte, u.a. das Recht auf 
Anhörung und auf einen fairen Pro-
zess. 2010 hat der Sender NPR (Na-
tional Public Radio) einen Bericht da-
rüber ausgestrahlt, wie Senator Rus-
sell Pearce das Einwanderungsgesetz 
in Arizona mit Hilfe großer Organisati-
onen (z.B. die National Rifle Associa-
tion und die National Shooting Sports 
Foundation) auf den Weg brachte und 
das zu einem „vielversprechenden 
neuen Markt“ für die private Gefäng-
nisindustrie wurde.

Um Familien abzuschrecken, 
trennt die Border Patrol seit 2017 sys-
tematisch Kinder vom Säuglingsalter 
an von ihren Angehörigen und über-
gibt sie in die Obhut der Office of Re-
fugee Resettlement (ORR). Bis Okto-
ber 2020 waren insgesamt 5 000 Fa-
milien betroffen und 2 654 Kinder. Die-
se wurden auf 17 Staaten in 121 Un-
terbringungszentren verteilt. Viele der 

Kinder konnten inzwischen ihren El-
tern zurückgegeben werden. 

Menschen suchen Schutz in den 
USA und nehmen dafür lange Wege 
der Entbehrung und Erniedrigung in 
Kauf, erleiden Verluste, Hunger und 
Krankheit. Wenn sie es über die Gren-
ze schaffen, erwartet sie fast überall 
die gnadenlos trockene Wüste. Ohne 
Orientierung verirren sie sich, kaum 
jemand überlebt bei sengenden Tem-
peraturen länger als 48 Stunden. Sich 
an die Border Patrol zu wenden, schei-
det wegen der Gefahr der Verhaftung 
und Ausweisung aus. Hilfe in medi-
zinischen Einrichtungen bleibt au-
ßen vor, da sie von der Border Patrol 
überwacht werden. Experten schät-
zen, dass in den letzten 20 Jahren ca. 
7 000 Menschen dort umgekommen 
sind, räumen aber ein, dass die reale 
Zahl sehr viel höher sein dürfte.

Der Tod als Abschreckungsinst-
rument, die Wüste als Waffe, das ist 
ein erklärtes Mittel der Abschottungs-
politik der US-Regierung. Wie bei der 
„Alliance for global Justice“ nachzule-
sen ist, war 2010 in einem Bericht des 
„Congressional Research Service“ of-
fen davon die Rede, mit der „new po-
licy“ der Militarisierung urbaner Grenz- 
abschnitte Migrantenströme in „geo-
graphisch harschere“ und abgelege-
ne Gebiete zu leiten, um sie von ei-
nem Grenzübertritt abzuhalten. Schon 
im „Border Patrol Strategic Plan: 1994 
and beyond“ wurde diese Art der Ab-
schreckung als geeignetes Mittel fest-
geschrieben, um die Sicherheit der 
Nation zu gewährleisten. 

Hilfe kommt aber von Seiten zivil-
gesellschaftlich engagierter Freiwil-
liger, meist aus christlich orientierten 
Kreisen. Einer der Gründer des „Sanc- 
tuary Movement“, Reverend John Fife, 
organisierte ein Netzwerk, das schon 
in den 90er Jahren den Hilfesuchen-
den durch Aufstellung von Wasserka-
nistern vor dem Verdursten bewahrte 
und Verletzten Kirchenasyl bot. Spä-
ter kamen die „Samaritans“, „No more 
deaths“ und „The Tucson Samari-
tans, Humane Borders“ hinzu, die es 
als ihre Pflicht empfinden, dort einzu-
springen, wo der Staat versagt. 

»
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Viele dieser Freiwilligen werden 

von den Behörden verfolgt, wie der 
Leiter der Gewerkschaft der Grenz-
polizei offiziell und unverhohlen 2020 
in Fox News äußerte. So gesche-
hen, z.B. an den 23-jährigen Shanti 
Sellz und Daniel Strauss, die während 
der extremen Hitzeperiode 2005 drei 
Schwerverletzte zur ärztlichen Versor-
gung in eine Kirche brachten. Wegen 
Schmuggel und Verschwörung wur-
den sie angeklagt und zu 15 Jahren 
Haft verurteilt. 

Die zunehmend militarisierten Ab-
schottungsprogramme der US-Re-
gierung an dieser Grenze nahmen vor 
bald 100 Jahren ihren Anfang, nichts 
weist darauf hin, dass sie nicht auch 
in Zukunft weiter bestehen werden. 
Trump war lediglich ein Zaungast in 
diesem Geschehen. Die US-Außen-
politik wird weiterhin von den Grund-
sätzen der Monroe- und Adams-Dok-
trinen und vom Nativismus bestimmt.

In diesem Beitrag wurde der Ver-
such unternommen, ein Teil der sehr 
unterschiedlichen Faktoren darzu-
stellen, die die Situation an der Mexi-
ko-USA-Grenze im Augenblick kenn-
zeichnen. Drei Elemente, die sich ge-
genseitig bedingen, sind diesen zwei 
Staaten gemeinsam und besonders 
konfliktträchtig, wenngleich sehr un-
terschiedlich ausgeprägt: Der Dro-
genhandel, der Waffenhandel und die 
Verletzung der Menschenrechte von 
Migranten. 

Wir bei GN-STAT (Global Network 
- Stop The Arms Trade; www.gn-stat.
org) nehmen besonders den Waffen-
handel in den Blick. Der fordert auf 
beiden Seiten fast die gleiche Anzahl 
an Opfern. Es erscheint uns wichtig, 
sie nicht lediglich zu beklagen, son-
dern das Tun und Walten der Verursa-
cher, also der Waffenhersteller und die 
Wege des Vertriebs und Handels und 
besonders, des illegalen Exports of-
fen zu legen.

Maria-Eugenia Lüttmann-Valencia, auf- 
gewachsen in Mexiko, studierte Ge-
schichte und Romanistik an der Uni-
versität Heidelberg.

«

Folgende Organisationen unterstützen diesen Brief: 1. Aktionsbündnis „Friedlicher Hessentag“ 2. Aktiv für 
Frieden Bad Kreuznach 3. Arbeitsgemeinschaft Frieden Trier (AGF) 4. Augsburger Friedensinitiative (AFI) 
5. AWC Deutschland e.V. – Weltbürgerinnen und Weltbürger6. Bremer Friedensforum 7. Brot & Rosen. 
Diakonische Basisgemeinschaft 8. Bund für Soziale Verteidigung (BSV) 9. Bundesarbeitsgemeinschaft Linke 
Christ*innen 10. Bürgerinitiative für ein Potsdam ohne Garnisonkirche 11. Bürgerinitiative OFFENe HEIDe 
12. Deutsches Mennonitisches Friedenskomitee (DMFK) 13. DFG-VK Bundesverband 14. DFG-VK Gruppe 
Erlangen-Region Oberfranken 15. DFG-VK Gruppe Nordschwaben 16. DFG-VK Landesverband Baden-Würt-
temberg 17. DFG-VK Ost 18. Essener Friedensforum 19. Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Friedensar-
beit und Kriegsdienstverweigerung, EAK-Württemberg 20. Frauen wagen Frieden, Frauenfriedensgruppe 
in der Evang. Kirche der Pfalz 21. Frauennetzwerk für Frieden (FNF) 22. Friedensbildungswerk Köln e.V. 23. 
Friedensbündnis Schwerin 24. Friedensbüro Hannover 25. Friedensforum Duisburg 26. Friedensgruppe Daun 
27. Friedensinitiative Bad Tölz-Wolfratshausen 28. Friedensinitiative Hersfeld-Rotenburg 29. Friedensinitia-
tive Langen - Sicherheit neu denken 30. Friedensinitiative Main-Taunus 31. Friedensinitiative Nottuln e.V. 32. 
Friedensinitiative Reichenbach im Vogtland 33. Friedenskoordination Potsdam 34. FriedensNetz Saar 35. 
Friedenspädagogischer Runder Tisch Freiburg „Schulfrei für die Bundeswehr - Lernen für den Frieden“ 36. 
Friedensregion Bodensee e.V. 37. Friedenszentrum Braunschweig 38. Fürther FriedensForum 39. Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft, GEW Hessen 40. Hamburger Forum für Völkerverständigung und welt-
weite Abrüstung e.V. 41. Hanauer Friedensplattform 42. Heilbronner Friedensrat 43. Horber Initiative für den 
Frieden 44. IALANA – Deutschland, International Association Of Lawyers Against Nuclear Arms (Deutsche 
Sektion) 45. Initiative „Welt ohne Waffen“ Weimar 46. Initiative Musiker/innen gegen die Auftritte der Militär-
musikkorps 47. Initiative Ordensleute für den Frieden 48. Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkrieges 
und in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW) 49. Internationale der Kriegsdienstgegner-innen e.V. IDK Berlin 
50. Kampagne „Unter 18 nie! Keine Minderjährigen  in der Bundeswehr“ 51. Keine Waffen vom Bodensee 
(KWvB) e.V. 52. Komitee für Grundrechte und Demokratie 53. Lebenshaus Schwäbische Alb - Gemeinschaft 
für soziale Gerechtigkeit, Frieden und Ökologie e.V., Gammertingen 54. NaturwissenschaftlerInnen-Initiative 
- Verantwortung für Frieden und Zukunftsfähigkeit e.V. (NatWiss) 55. Netzwerk Friedensbildung Baden-Würt-
temberg 56. Netzwerk Friedenssteuer e.V. 57. Ohne Rüstung Leben (ORL) 58. Ökumenische Initiative zur 
Abschaffung bzw. Reform der Militärseelsorge 59. Ökumenisches Institut für Friedenstheologie (OekIF) 60. 
Ökumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 61. Oldies for Future Magdeburg 62. Pädagoginnen und Pädagogen 
für den Frieden (PPF) 63. pax christi Diözesanverband Aachen 64. pax christi Freiburg 65. pax christi Gruppe 
Offenbach 66. Rostocker Friedensbündnis 67. RüstungsInformationsBüro (RIB) 68. Sammlungsbewegung 
Aufstehen Schwerin 69. Sichelschmiede - Werkstatt für Friedensarbeit in der Kyritz-Ruppiner Heide 70. terre 
des hommes Deutschland e.V. 71. VVN-BdA Kreisvereinigung Offenbach am Main 72. Werkstatt für Gewalt-
freie Aktion (WfGA)

Sie ist Dolmetscherin und Übersetze-
rin und Mitarbeiterin beim Rüstungs-
informationsbüro (RIB e.V.) Freiburg, 
dort recherchiert und übersetzt sie 
für die internationale Website von GN-

STAT ins Deutsche und ins Spanische. 
Sie ist Mitglied im Heidelberger Frie-
densratschlag. Die DFG-VK arbeitet 
mit GN-STAT und RIB e.V. eng zusam-
men.

Offener Brief
an die Mitglieder des Präsidiums  
des Ökumenischen Kirchentages 2021 
Betrifft: Image-Werbung der Bundeswehr auf dem Ökumenischen Kirchentag

podien sowie durch Messestände 
präsent sein. Üblicherweise beteiligt 
sich auch ein Bundeswehr-Musik-
korps am Kirchentag.

Wir leben in einer Zeit vieler Krie-
ge und enormer Aufrüstung – auch 
der Bundeswehr. Kriege und Bür-
gerkriege haben unvorstellbar grau-
same Folgen. Wir meinen: Die Kir-
chen sollten ein Zeichen für Frie-
den und Abrüstung setzen, indem 
sie auf dem Ökumenische Kirchen-
tag 2021 in Frankfurt keine Bundes-
wehr-Image-Werbung zulassen.
Deshalb fordern wir: 
• Kein Bundeswehr-Gottesdienst auf 
dem Ökumenischen Kirchentag 2021!
• Keine Beteiligung eines Militärmu-
sikkorps!
• Keine Image-Werbung der Bundes-
wehr!

Sehr geehrte Damen und Herren,
am 12. Mai 2021 beginnt der Öku-
menische Kirchentag in Frankfurt. 
Die Bundeswehr wird auch diesen 
Kirchentag für Kontaktpflege und 
Image-Werbung nutzen. Denn aus 
Sicht der Bundeswehr ist es nicht un-
wichtig, was die Mitglieder der Kir-
chen über Auslandseinsätze und 
Rüstungsausgaben denken. 

Für den Ökumenischen Kirchen-
tag 2021 ist wieder ein Gottesdienst 
geplant, der von Militärbischöfen, Mi-
litärgeistlichen und Militärmusikern 
gestaltet wird. Hohe Vertreter*innen 
der Bundeswehr werden teilnehmen. 
Militärpolizei wird die Veranstaltung 
sichern. 

Darüber hinaus wird die Bundes-
wehr bzw. werden bundeswehrna-
he Organisationen auf Diskussions-

«
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Die Zahlen. Der Atomwaffen-
verbotsvertrag (AVV) ist am 
22. Januar 2021 in Kraft ge-
treten, nachdem dem Ab-

kommen 51 Staaten beigetreten sind. 
Weitere Beitritte werden erwartet: die 
Staaten, die unterzeichnet haben und 
im Prozess der Ratifizierung sind (wei-
tere 37 Staaten), sowie die Staaten, 
die ihre Unterstützung bereits kund-
getan haben (weitere 50). 

Diese 138 Staaten stellen über 70 
Prozent der Staaten weltweit dar – 
eine klare Mehrheit. Weitere 17 Staa-
ten sind unentschieden, und 42 Staa-
ten sind dagegen. Von diesen 42 
Staaten sind 9 Atomwaffenstaaten 
und 32 solche, die unter dem soge-
nannten nuklearen Schirm stehen. 

Der Atomwaffenverbotsvertrag gilt
Die rechtliche und politische Lage nach dem Inkrafttreten des Vertrages
Von Roland Blach

Liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter 
für eine atomwaffenfreie Welt,

ich bedanke mich ganz herzlich 
für die Einladung, einige Worte zu ei-
nem besonderen Tag, dem Nuclear- 
Ban-Tag, hier in Ulm an euch richten 
zu dürfen. Auf einem Platz mit beson-
derem Namen, dem Hans-und-So-
phie-Scholl-Platz. Ich weiß, welche 
Energie, welcher Tatendrang und wel-
che Kontinuität, Frieden zu stärken, in 
Ulm seit Langem vorhanden ist. 

Ich koordiniere als Teil von Ican, 
der internationalen Kampagne zur Ab-
schaffung der Atomwaffen, die Kam-
pagne „Büchel ist überall – atomwaf-
fenfrei.jetzt“ und bin Geschäftsführer 
der DFG-VK, der ältesten deutschen 
Friedensorganisation, gegründet 1892 
zusammen mit anderen von Bertha 
von Suttner. 

Uns führt ein ganz besonderer, ja 
historischer Tag zusammen. Ein Tag, 
der sich tief in unseren Herzen ein-
brennen wird und der unzählige Men-
schen nicht nur heute nachhaltig be-
wegt.

Setsuko Thurlow, Überlebende 
des atomaren Infernos in Hiroshima, 
hat im Oktober letzten Jahres unter 
Tränen gesagt, das bevorstehende In-
krafttreten des Atomwaffenverbots-
vertrags sei der Anfang vom Ende der 
Atomwaffen.

Wie viele von uns wurden gerade 
durch die Zeugnisse der Opfer von 
Hiroshima, Nagasaki oder den über 
2 000 Atomwaffentests dauerhaft ge-
prägt. So auch ich.

Ich hatte wahrlich keine angeneh-
me Jugend. Alle Aspekte der Nach-
rüstung, beginnend mit dem Na-

to-Doppelbeschluss 1979, bestimm-
ten mein Leben. Da war ich 10 Jah-
re alt. Die Sorge um einen möglichen 
Atomkrieg, wie er auch über die Me-
dien mit Schlagzeilen und -worten so-
wie mit Filmen verbreitet wurde, grub 
sich tief in mein Bewusstsein ein - mit 
regelmäßigen Alpträumen.

Generationen von Menschen wur-
den damals mitgerissen in dem Stru-
del der Ereignisse. Diese Zeit Ende 
der 70er Jahre, Anfang bis Mitte der 
80er Jahre wurde wichtiger Teil von 
Biografien. Nicht nur, aber insbeson-
dere durch das Engagement auf der 
Straße. Was bis heute wichtig ist und 
wirkt.

Der kommende Freitag, der 22. Ja-
nuar, ist ein Geschenk. Für mich und 
die vielen Menschen, die darauf seit 
75 Jahren hingearbeitet haben. Ab 

Diese 32 Staaten sind besonders ge-
fragt, weil sie laut Nichtverbreitungs-
vertrag (NVV) als Nicht-Atomwaffen-
staaten gelten und sich damit dazu 
verpflichtet haben, auf Atomwaffen zu 
verzichten. 

Die rechtliche Situation. Nach dem 
Inkrafttreten des AVV wird der Vertrag 
völkerrechtlich gültig. Damit kann man 
sagen, dass Atomwaffen nach inter-
nationalem Recht verboten sind. Al-
lerdings sind die Bestimmungen des 
Vertrags zunächst nur für die Ver-
tragsstaaten verbindlich. Nach dem 
Wiener Übereinkommen über das 
Recht der Verträge müssen auch Un-
terzeichnerstaaten, die noch nicht ra-
tifiziert haben, die Bestimmungen ein-

halten. Alle Staaten, die den Vertrag 
noch nicht unterzeichnet haben, müs-
sen das nicht. 

Der Vertrag schafft durch das In-
krafttreten und die Beitritte vieler 
Staaten eine Norm. Atomwaffen wer-
den dadurch immer mehr stigmati-
siert. Das haben wir mit anderen Ver-
botsverträgen bereits erfahren, siehe 
den Landminen-Vertrag oder die B- 
und C-Waffenkonventionen. 

Auch wenn Hersteller- oder Be-
sitzerstaaten dem Vertrag nicht bei-
treten, wird es zunehmend schwierig, 
Atomwaffen zu rechtfertigen. Sie wer-
den als „kontroverse“ Waffen bezeich-
net - ein Begriff, der das Verhalten von 
Finanzinstituten und Firmen nachhal-
tig ändern kann. 

Historisches Ereignis: Verbot von Atomwaffen
Auszüge aus der Rede von Roland Blach am 20. Januar in Ulm
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Um zu verhindern, dass diese 

Norm zum Gewohnheitsrecht wird, 
müssen die Gegner des AVV ihren Wi-
derstand immer wieder geschlossen 
öffentlich erklären („persistent objec-
tion“). Kürzlich erst hat die Nato eine 
solche Erklärung abgegeben. Deswe-
gen ist es besonders wichtig, dass ein 
Dialog in der Nato über die Zukunft 
der Atomwaffenpolitik entsteht. 

Dialog in der Nato. Im Nordatlan-
tikvertrag gibt es keine Erwähnung 
von Atomwaffen – also ist es rechtlich 
nicht unerlässlich, dass die Nato eine 
„nukleare Allianz“ bleibt. 

Das immer wiederholte Statem-
ent „Solange Atomwaffen existieren, 
bleibt die Nato eine nukleare Allianz“ 
kann auch anders herum verstanden 
werden: Solange die Nato eine nukle-
are Allianz bleibt, werden Atomwaffen 
weiterhin existieren. Das ist ein Teu-
felskreis. 

Europa spielt eine Schlüsselrolle 
in der Blockade der Abschaffung von 

Atomwaffen, wenn man die weltwei-
te Situation betrachtet. Afrika, Latein-
amerika, Zentralasien und der Südpa-
zifik sowie Teile Südostasiens bilden 
atomwaffenfreie Zonen. Hier findet 
man die meisten AVV-Unterstützer-
staaten. Europa hat die meisten Geg-
nerstaaten, nicht zuletzt wegen der 
vielen Nato-Mitgliedsstaaten. 

Deutschland hat oft erklärt, Rüs-
tungskontrolle und Abrüstung in der 
Nato voranbringen zu wollen. Auch 
wenn die Bundesregierung sich nicht 
dazu in der Lage sieht, dem AVV bei-
zutreten, kann sie einen Dialog über 
die nukleare Teilhabe und die künfti-
ge Rolle der Atomwaffen in der Nato 
anschieben. 

diesem Tag sind Atomwaffen verbo-
ten!

Am 75. Geburtstag der Uno-Grün-
dung, dem 24. Oktober 2020, ratifi-
zierte Honduras als 50. Staat diesen 
Vertrag und machte dafür den Weg 
frei. Der Vertrag stelle eine „bedeu-
tende Verpflichtung hin zu einer kom-
pletten Eliminierung von Nuklearwaf-
fen“ dar, sagte UN-Generalsekretär 
António Guterres.

Die Atombombenabwürfe 1945 
waren ein Fanal. Und so forderte die 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen in ihrer allerersten Resoluti-
on vor fast genau 75 Jahren, am 24. 
Januar 1946, die vollständige Ab-
schaffung von Atomwaffen. Den Irr-
sinn der Hochrüstung und der Dro-
hung mit der atomaren Vernichtung 
konnte trotzdem zunächst nicht ge-
stoppt werden. Doch Proteste vielfäl-
tiger Art führten zu wichtigen Verträ-
gen und Abrüstungsmaßnahmen.

Und diese Proteste hatten auch 
nach Ende des Kalten Krieges nie auf-
gehört. Gestärkt durch das Rechts-

gutachten des Internationalen Ge-
richtshofes von 1996, der den Einsatz 
und die Androhung eines Einsatz von 
Atomwaffen als völkerrechtswidrig be-
zeichnete. 

Mit der Gründung der Campaign 
to Abolish Nuclear weapons – Ican - 
2007 und der Fokussierung auf die hu-
manitären Konsequenzen von Atom-
waffeneinsätzen auch zusammen mit 
dem Internationalen Roten Kreuz, kam 
eine unglaubliche Dynamik auf. Wie 
durch ein Wunder gelang es in kürzes-
ter Zeit, Verhandlungen zum Verbot 
von Atomwaffen 2017 einzuleiten. 

In den Folgejahren wuchs Ican ste-
tig. Ican war als Koordinatorin der Zi-
vilgesellschaft bei allen UN-Beratun-
gen zur Ächtung von Atomwaffen prä-
sent und unterstützte die drei Staaten-
konferenzen zu den humanitären Fol-
gen von Atomwaffen ab 2013. 

Nach der Staatenkonferenz im De-
zember 2014, bei der Österreich eine 
Selbstverpflichtung zum Verbot von 
Atomwaffen vorstellte, forderte Ican 
alle Staaten in direkten Gesprächen 

auf, die Erklärung zu unterzeichnen, 
was 127 Staaten unterstützten.

Der Durchbruch erfolgte bei der 
Abstimmung in der UN-Vollversamm-
lung im Oktober 2016. Trotz massiven 
Drucks durch die Atomwaffenstaa-
ten und ihre Alliierten beschlossen die 
Vereinten Nationen, für das Jahr 2017 
eine Konferenz zur Verhandlung eines 
Atomwaffenverbots einzuberufen.

Am 7. Juli 2017 wurde bei den Ver-
einten Nationen der Vertrag beschlos-
sen. Ican mit ihren vielen Partnern 
weltweit hatte das Abkommen zu-
sammen mit 122 Staaten entwickelt. 
Ich erinnere mich noch gut an diesen 
Tag, als ich aus Anlass des Flaggen-
tages der Mayors for Peace in Braun-
schweig meinen Vortrag folgenderma-
ßen einleitete: 

„Wahrscheinlich wird dieser Tag 
in wenigen Jahren Eingang in die Ge-
schichtsbücher weltweit gefunden ha-
ben. Denn genau um 16 Uhr 53 deut-
scher Zeit wurde der Vertrag zur Äch-
tung aller Atomwaffen in der Uno in 
New York verabschiedet. Ein großer 
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Kundgebung vor dem Kanzleramt in Berlin am 22. Januar

»



ZivilCourage Nr. 1 | 2021 20

Antimilitarismus

Tag für die Menschheit, ein großer Er-
folg für die Zivilgesellschaft.“

Für die Bemühungen um ein völ-
kerrechtliches Verbot von Atomwaffen 
wurde Ican 2017 mit dem Friedens-
nobelpreis ausgezeichnet. 

Seitdem gab es kein Halten mehr. 
Es entstand eine starke Bewegung für 
notwendige Veränderungen auf al-
len Ebenen. Aktive, die bereits in den 
1980er Jahren engagiert waren, und 
eine ganz neue Generation, die durch 
den Friedensnobelpreis ermutigt wur-
de, machten sich gemeinsam auf den 
Weg.

In Deutschland entfachte sich eine 
noch wenige Jahre vorher nicht für 
möglich gehaltene breite öffentliche 
Diskussion über die Zukunft der nuk-
learen Abschreckung. Ausgehend von 
den Bestrebungen, die in die Jahre 
gekommenen Tornado-Kampfflugzeu-
ge durch neue ersetzen und damit die 
nukleare Teilhabe auf Jahrzehnte ze-
mentieren zu wollen.

An dem 2012 eingeführten Flag-
gentag der deutschen Mayors for Pe-
ace nahmen 2020 mittlerweile 360 der 
gut 700 Stadtoberhäupter teil. 

Aktuell 109 Städte haben den 
Ican-Appell in Deutschland beschlos-
sen, darunter alle Landeshauptstäd-

te. Damit fordern sie den nationalen 
Beitritt zum Verbotsvertrag. Weit über 
500 Abgeordnete aus dem Europa-
parlament, dem Bundestag und den 
Landtagen haben die Ican- Erklärung 
unterzeichnet. 

Viele Kirchen bekennen sich nach-
drücklich zum Verzicht auf Atomwaf-
fen. Der Vorsitzende der deutschen 
Kommission Justitia et Pax, Bischof 
Dr. Heiner Wilmer SCJ, und der Prä-
sident der deutschen Sektion von Pax 
Christi, Bischof Dr. Peter Kohlgraf, 
meldeten sich heute zu Wort:

„All jene Staaten, die den Ver-
trag nicht nur unterzeichnet, sondern 
auch ratifiziert haben, geben uns ein 
leuchtendes Beispiel dafür, dass wir 
uns niemals mit vermeintlich unver-
rückbaren Gegebenheiten abfinden 
sollten. Die sogenannte nukleare Ab-
schreckung, die seit über 60 Jahren 
eine vermeintliche Sicherheit sugge-
riert, baut auf dem unvorstellbaren 
Vernichtungspotenzial von Nuklear-
waffen auf. Wie wir schon oft betont 
haben, stellt zwar jede militärische 
Konflikteskalation in gewisser Wei-
se eine Niederlage des menschlichen 
Miteinanders dar, doch kein Kon-
fliktgeschehen kann in unseren Au-
gen jemals den Einsatz von Kernwaf-

fen legitimieren. Ausdrücklich unter-
streichen wir daher die Botschaft von 
Papst Franziskus, dass nicht nur der 
Einsatz, sondern bereits der Besitz 
solcher Waffensysteme unethisch ist.“

Mit dem Inkrafttreten des Verbots-
vertrags sind Entwicklung, Herstel-
lung, Lagerung, Weitergabe, Erwerb, 
Besitz, Testung und der Einsatz von 
Atomwaffen für die Vertragsstaaten 
verboten.

Ab Freitag wird sich die Welt auf 
vielfältige Weise verändern. Für die 
Staaten, die Banken und Finanzinsti-
tute, die Firmen sowie die Menschen, 
die Opfer der nuklearen Abschre-
ckung wurden. 

Der Vertrag erhöht Tag für Tag den 
auch moralischen Druck, ihm beizu-
treten und abzurüsten. Und er erhöht 
den Druck auf die Bundesregierung, 
auf neue Kampfbomber zu verzichten, 
die nukleare Teilhabe zu beenden und 
den Abzug der Atomwaffen aus Bü-
chel einzuleiten.

56 ehemalige Außen- und Vertei-
digungspolitiker aus verschiedenen 
Nato-Staaten und Japan haben in ei-
nem gemeinsamen Brief im Septem-
ber 2020 ihre Regierungen und Parla-
mente aufgefordert, dem Vertrag bei-
zutreten. Diese Erklärung haben unter 

Was kann Deutschland jetzt ma-
chen? Die politischen Verhältnisse im 
Bundestag geben momentan keinen 
Beitritt zum AVV her. Aber der Weg 
kann noch geebnet werden, wenn die 
folgenden Maßnahmen unternommen 
werden: 
● Deutschland könnte zunächst er-
klären, die Wahrnehmung über die 
Bedrohung durch nukleare Abschre-
ckung, die die Mehrheit der Staaten 
teilt, anzuerkennen. 
● Dabei kann die Bundesregierung 
versichern, dass Deutschland lang-
fristig auf eine Sicherheitspolitik auf 
der Grundlage der nuklearen Ab-
schreckung verzichten will, weil eine 
solche nicht nachhaltig ist. 
● Die Verpflichtung aller Staaten unter 
Artikel VI des NVV, sich für die nuk-

leare Abrüstung einzusetzen, wurde 
durch den Aktionsplan 2010 konkre-
tisiert. 
● Ein Aktionspunkt ist die Reduzie-
rung der Rolle von Atomwaffen in der 
Atomwaffenpolitik von Staaten. Die 
Bundesregierung sollte einen Plan 
formulieren, wie dieser Aktionspunkt 
konkret in Deutschland verfolgt wird, 
besonders in Bezug auf die nukleare 
Teilhabe. 
● Der öffentlich erklärte Widerstand 
der Bundesregierung gegen den AVV 
kann zurückgenommen werden, und 
die Bundesregierung kann prüfen, ob 
Deutschland dem Vertrag künftig bei-
treten kann und was dafür notwendig 
ist. 
● Eine Teilnahme als Beobachterstaat 
an den Staatenkonferenzen zur Über-

prüfung des AVV würde den Dialog 
mit den AVV-Staaten ermöglichen. 

Aktuelle Wirksamkeit des Ver-
trags. Der AVV wirkt sich seit dem 22. 
Januar 2021 noch stärker aus als zu-
vor, weil er dann Teil des Völkerrechts 
ist. Atomwaffen gehören damit zu der 
Klasse der „kontroversen“ Waffen. 
Der AVV hat die Abrüstungsdebatte 
bereits verändert und wird seine Wir-
kung mit dem Inkrafttreten weiter ver-
stärken. 

Seit dem Tag des Inkrafttretens ist 
der AVV für seine Vertragsstaaten ver-
bindliches Recht und muss durch na-
tionale Maßnahmen umgesetzt wer-
den. Beispielsweise hat das irische 
Parlament bereits ein Gesetz verab-
schiedet, das jegliche unter dem Ver-

»
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anderen die ehemaligen Nato-Gene-
ralsekretäre Javier Solana und Willy 
Claes unterschrieben. 

Darin widersprechen sie auch den 
immer wieder vorgetragenen Behaup-
tungen, ein Beitritt zum Atomwaffen-
verbotsvertrag sei mit einer Nato-Mit-
gliedschaft nicht kompatibel.

Im April 2020 schrieb der ehema-
lige sowjetische Präsident Gorbat-
schow eindrucksvoll: „Was wir jetzt 
dringend brauchen, ist ein Umdenken 
des gesamten Sicherheitskonzepts. 
... Das übergeordnete Ziel muss die 
menschliche Sicherheit sein: Bereit-
stellung von Nahrungsmitteln, Was-
ser und einer sauberen Umwelt so-
wie Pflege der Gesundheit der Men-
schen. Um dies zu erreichen, müssen 
wir Strategien entwickeln, Vorberei-
tungen treffen, Reserven planen und 
schaffen. Aber alle Bemühungen wer-
den scheitern, wenn die Regierungen 
weiterhin Geld verschwenden, indem 
sie das Wettrüsten befeuern. Ich wer-
de nie müde zu wiederholen: Wir müs-
sen die Weltpolitik, die internationale 
Politik und das politische Denken ent-
militarisieren.“

Entwicklungen in der Menschheit 
brauchen ihre Zeit. Es braucht Ge-
duld, Zuversicht, Hoffnung, den unbe-

dingten Glauben und Willen zur Ver-
änderung, Leidenschaft, die ansteckt, 
und einen langen Atem. Lasst uns den 
Fokus auf uns und unsere Kraft sowie 
die Ermutigungen richten, was wir mit 
selbstbewusster Gewaltfreiheit, Herz-
lichkeit und Vernunft alles erreichen 
können. 

Mit diesem Rückhalt engagieren 
sich alle deutschen Ican-Partner in 
der Zeit bis zur Bundestagswahl am 
26. September – zufälligerweise der 
Internationale Tag zur Abschaffung al-
ler Atomwaffen –, um den deutschen 
Beitritt zum Verbotsvertrag vorzube-
reiten. Und damit eine Kettenreaktion 
in der EU und der Nato auszulösen.

Zum Schluss will ich uns deshalb 
auf eine Zeitreise mitnehmen.

Wir schreiben das Jahr 2045. Un-
endliche Freude. Die Atommächte ver-
künden bei der Überprüfungskonfe-
renz zum Nichtverbreitungsvertrag in 
New York feierlich, die letzten jeweils 
10 Atomsprengköpfe in ihrem Besitz 
im Laufe des Jahres zu verschrotten. 
Das Ende des Atomzeitalters ist end-
gültig eingeläutet. Mit dabei: ein paar 
Veteranen der internationalen Frie-
densbewegung. 

Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

trag verbotene Aktivität unter Strafe 
stellt. 

Bereits jetzt diskutieren Firmen 
und Finanzinstitute über den neuen 
Status von Atomwaffen durch den Ver-
botsvertrag. Firmen wie Airbus, MAN 
und Thyssen-Krupp sind im Atomwaf-
fengeschäft involviert und können da-
durch mehr in die Kritik geraten. 

Die Finanzierung von Atomwaffen 
wird durch das Verbot der unterstüt-
zenden Tätigkeiten (Artikel 1 lit. e) mit-
telbar untersagt. Finanzinstitute und 
Banken in Vertragsstaaten können 
keine Kredite an Hersteller von Atom-
waffen und Trägersystemen vergeben 
oder anderweitig in diese investieren. 

Schon heute haben globale Ban-
ken ihre Richtlinien in Bezug auf Atom-
waffen angepasst und dabei explizit 

auf den AVV verwiesen, auch in Staa-
ten wie Deutschland, den Niederlan-
den und Belgien. 

Das Tabu gegen den Einsatz von 
Atomwaffen wird mit dem AVV ge-
stärkt. Das kann auf das Verhalten 
von Staaten, die noch nicht beigetre-
ten sind, Auswirkungen haben. 

Beispielsweise werden künftig ex-
plizite und implizite Drohungen mit 
Atomwaffen nicht ohne scharfe Kritik 
der Vertragsparteien ausgesprochen 
werden können. Die Strategie der nuk-
learen Abschreckung wird in bisher 
ungekanntem Ausmaß unter Recht-
fertigungsdruck kommen. 
 
Roland Blach ist Geschäftsführer  
des DFG-VK-Landesverbands Baden- 
Württemberg. 
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haben. In der Todesanzeige der Fa-
milie vom Januar 1974 heißt es dann 
am Ende: „Wir fragen uns, warum Her-
mann diesen Weg gehen musste.“

Mit dieser Todesanzeige in der FAZ 
wurde aus Hermanns individuellem 
Schicksal eine Diskussion über das 
KDV-Grundrecht. Der „Stern“ über-
schreibt seine kritische Reportage mit 
„Das Gewehr und das Gewissen“. 

1957 beriefen sich 262 Wehrpflich-
tigen auf Artikel 4 Absatz 3 Grundge-
setz, 1972 gab es über 28 000 Verfah-
ren vor den Prüfungsausschüssen. Im 
Jahr 1982 gab es fast 60 000 KDV-An-
träge von jungen Männern, die dann 
ihr Gewissen prüfen lassen mussten. 

Als gemeinsame Einrichtung von 
ca. 30 Organisationen, darunter von 
Anfang an die DFG-VK bzw. ihre Vor-
läufer, hatte sich die „Zentralstelle für 
Recht und Schutz der Kriegsdienst-
verweigerer aus Gewissensgründen“ 
(www.zentralstelle-KDV.de) immer ge-
gen diese Gewissensprüfungen ein-
gesetzt. Der langjährige Vorsitzende 
der Zentralstelle KDV, der 2019 ver-
storbene Ulrich Finckh, hatte diese 
Prüfungsverhandlungen als Inquisiti-
on bezeichnet. Als solche wurde sie 
zunehmend auch in der Öffentlichkeit 
wahrgenommen und kritisiert. 

Als kleinen, wenn auch wichtigen 
Fortschritt brachte der Regierungs-
wechsel 1982/83 zur Kohl-Regierung 
eine Reform des KDV-Anerkennungs-
verfahren; die mündlichen Prüfungs-
verhandlungen fielen für die meis-
ten Kriegsdienstverweigerer weg und 
wurden durch ein schriftliches Verfah-
ren ersetzt. Bis dahin aber galten aber 
für alle die mündlichen Gewissensprü-
fungen

Von Ihnen wunderbar illustriert: 
Herman fühlt sich während der Befra-
gung vor dem Prüfungsausschuss wie 
in einem Höllenfeuer: „Das ist ein In-
quisitionsverfahren.“

Kriegsdienstverweigerung

Liebe Frau Brinkmann!
Ihr Buch „Gegen mein Gewis-
sen“ – vorgestellt in dem In-
terview mit Ihnen in der Zivil-

Courage 5/2020 und in der Connecti-
on-Zeitschrift „KDV im Krieg“ 5/2020 
– beginnt 1956 mit der Debatte um die 
Wiedereinführung der Wehrpflicht und 
endet 2015 mit Ihrer Entscheidung, 
die Geschichte Ihres Onkels Hermann 
aufzuarbeiten. Zunächst gegen den 
Widerstand der Familie, insbesondere 
Ihres Vaters, Hermanns Bruder Hans. 
Sein „Was gibt es da noch zu erzäh-
len?“ wandelt sich im Verlauf Ihrer Re-
cherche-Arbeit zu „Toll, dass du Her-
manns Geschichte erzählst!“ und en-
det damit, dass Hermanns Geschich-
te für alle einen „Sinn“ bekommen hat. 

Damit umspannt Ihr Buch fünf 
Jahrzehnte politischer Auseinander-
setzung – von der Einführung der 
Wehrpflicht 1956 bis zu Ihrer Ausset-
zung 2011. Das Besondere an Ihrem 
Buch ist für mich, dass es Ihnen ge-
lingt, das Individuelle mit dem Gesell-
schaftlichen zu verknüpfen. Also das 
traurige Schicksal eines Kriegsdienst-
verweigerers, Ihres Onkels Hermann, 
mit der „konservativen Nachkriegspo-
litik“, d.h. dem ständigen Versuch, Ar-
tikel 4 Absatz 3 Grundgesetz auf ein 
Ausnahmerecht zu reduzieren. Das 

machen Sie in der Form einer Gra-
phic-Novel-Geschichte mit 230 Seiten 
und – geschätzt – mehr als tausend Il-
lustrationen. Kein Wunder, dass die-
se Arbeit Sie über vier Jahre beschäf-
tigt hat. Mit der Art Ihrer Illustrationen 
– Form und Farbe, Dokumente und 
Phantasie – gelingt Ihnen auch eine 
eindringliche Verknüpfung von innen 
und außen, also von Hermanns realen 
KDV-Erfahrungen mit seinen Gedan-
ken und Ängsten und Träumen. 	

Der Ablehnungsbescheid des Prü-
fungsausschusses beim Kreiswehr- 
ersatzamt Oldenburg, den Hermann 
1973 erhielt, versetzt mich – fast auto-
matisch – in meine eigene Geschich-
te: „Es ist dem Widerspruchsführer 
nicht gelungen, die Ernsthaftigkeit sei-
ner Gewissenbedenken zu belegen.“ 
Den Satz kenne ich. Hermann ist an 
diesem nicht Ernstgenommen-Wer-
den verzweifelt und sah letztlich kei-
nen anderen Ausweg aus seiner Ge-
wissensnot als den Tod. Ich bin neun 
Jahre älter als Hermann und nach 
dem Abitur naiv-arglos zwei Jahre zur 
Bundeswehr gegangen. Danach – im 
selben Jahr, in dem auch Herman sei-
nen Antrag gestellt hat – habe ich den 
Kriegsdienst nachträglich verweigert. 
„Alles, was ich tue, ist abhängig von 
Menschen; nicht nur von den Perso-

nen, mit denen ich lebe 
und die ich liebe, sondern 
von allen Menschen und 
unserer gemeinsamen Ge-
schichte.“ Diesen zutiefst 
humanistischen Satz aus 
Hermanns Antrag hätte ich 
auch schreiben können. 

Vermutlich hat meine 
nachträgliche Entwick-
lung zum Kriegsdienst-
verweigerer mich vor 
den Nöten bewahrt, die 
Hermanns Weg bestimmt 

Kriegsdienstverweigerung bleibt wichtig!
Ein Brief an Hannah Brinkmann, die Autorin des Buches „Gegen mein Gewissen“
Von Werner Glenewinkel

Illustration aus dem Brinkmann-Buch „Gegen mein Gewissen“
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Sie zeigen anschaulich, wie Ihr On-
kel sich mit Freunden berät und wohl 
nicht glauben kann, dass man sich auf 
diese Verfahren vorbereiten muss, um 
eine Chance zum „Durchkommen“ zu 
haben. Der Beratungsbedarf war groß 
und wurde auf vielfältige Weise befrie-
digt. 

1980 schrieb Hansjörg Martin das 
Jugendbuch: „Der Verweigerer“, in 
dem er die Geschichte von Wolfgang 
Bieber erzählte, der vor dem Prüfungs-
ausschuss ganz ähnliche Erfahrungen 
macht wie Hermann einige Jahre vor 
ihm. Ihm wird bescheinigt, dass er 
nicht darlegen konnte, eine „gewis-
sensgebundene Entscheidung“ ge-
troffen zu haben. Ein Widerspruch bei 
der Prüfungskammer sei zulässig. Die 
Geschichte endet damit, dass Wolf-
gang empfohlen wird, Widerspruch 
einzulegen. „Das ist eine gute Übung 
in Demokratie! Außerdem bin ich fest 
überzeugt, dass Wolfgang es beim 
nächstenmal schafft!“ Hermann hat 
es, wie ich auch, nicht geschafft. Her-
manns Klage vor dem Verwaltungsge-
richt war bereits terminiert. Er hat die 
Entscheidung nicht abwarten wollen. 

Ich bin durch eine negative Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts 
zu einem nicht staatlich anerkann-
ten KDVer geworden. Wahrscheinlich 
war das der Grund, Herrn Martin zu 
schreiben, dass dieses Ende seiner 
Geschichte zu optimistisch sei. Meine 
eigenen Erfahrungen später als Bei-
sitzer in einer Prüfungskammer hatten 
mir gezeigt, dass die Ablehnung mehr 
Regel als Ausnahme war. 

Am Ende gab es eine Fortsetzung 
der Geschichte von Wolfgang Bieber: 
„Die Gewissensprüfung. Der Verwei-
gerer gibt nicht auf“. Am Ende die-
ser Geschichte ist nicht alles gut, aber 
Wolfgang hat sich von dem Gefühl, 
versagt zu haben und durchgefallen 
zu sein, befreit. Er ist sogar ein we-
nig stolz, dass er sich als KDVer po-
sitioniert hat. (Hinweis der Redaktion 
auf das Buch: Werner Glenewinkel: 
Die Gewissensprüfung. Der Verwei-
gerer gibt nicht auf. Mit einem Nach-
wort von Hansjörg Martin. Reinbek bei 
Hamburg 1985)

Sie haben Hermanns Geschichte 
wieder ans Licht geholt. In dem Zivil-
Courage-Interview haben Sie darauf 
hingewiesen, dass Ihre Generation 
nicht mit der Wehrpflicht konfrontiert 
ist; dennoch möchten Sie, dass ein 
Bewusstsein darüber entsteht, dass 
bis zur Aussetzung der Wehrpflicht 
vor 10 Jahren „Opfer gebracht wur-
den“ und dass die fehlende Anerken-
nung der KDV immer noch ein Prob-
lem sei, unter dem viele junge Männer 
und auch Frauen in anderen Ländern 
leiden. 

In Ihrem Buch gibt es das Bild von 
einer Mauer, auf das Hermann und 
sein Freund mit roter Farbe geschrie-
ben haben: Frieden schaffen ohne 
Waffen

Das könnte nicht nur als Ver-
mächtnis von Hermann gelesen wer-
den, sondern auch als Auftrag für die 
Zukunft, den Sie mit Ihrem Buch in die 
heutige (noch) wehrpflichtfreie Gegen-
wart transportiert haben. Für mich be-
deutet das konkret dreierlei: 
•	 Kriegsdienstverweigerung muss 
zum allgemeinen Menschenrecht wer-
den. Das ist ein langer Weg, der bei 
Connection e.V. in guten Händen ist, 
aber viel mehr zivilgesellschaftliche 
Unterstützung braucht. 

•	 Militärlogik muss durch eine Frie-
denslogik ersetzt werden, denn: 
„Der Krieg ist ein Verbrechen an der 
Menschheit. Ich bin daher entschlos-
sen, keine Art von Krieg zu unter-
stützten und an der Beteiligung al-
ler Kriegsursachen mitzuarbeiten.“ 
Die Grundsatzerklärung der DFG-VK 
braucht Vervielfältigung.
•	 Wenn unsere Welt für Ihre Gene-
ration und meine Enkelkinder erhalten 
bleiben soll, dann müssen wir uns von 
einer militärischen Sicherheitspolitik 
verabschieden und Sicherheit neue 
denken. Dazu gibt es ein Szenario bis 
zum Jahr 2040, das viele Chancen und 
Möglichkeiten enthält, sich mit dem 
eigenen zivilgesellschaftlichen En-
gagement einzubringen (www.sicher 
heitneudenken.de).

Ihr Buch war für mich eine Einla-
dung zu einem anregenden und be-
rührenden Rückblick auf fünf Jahr-
zehnte KDV-Geschichte. Vielen Dank 
und herzliche Grüße von Werner Gle-
newinkel

Dr. Werner Glenewinkel ist Jurist und 
langjähriges Mitglied der DFG-VK. Von 
2007 bis zu ihrer Auflösung nach Aus-
setzung der Wehrpflicht war er Vorsit-
zender der Zentralstelle KDV. Kontakt: 
werner.glenewinkel@t-online.de

Kriegsdienstverweigerung

«

Interview mit Hannah Brinkmann in der ZivilCourage 5/2020 zu ihrem Buch. Auf Youtube gibt es von                    	
 Connection e.V. einen Trailer zu dem Buch unter der Adresse: https://youtu.be/THUVTQptniI
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„Was macht eigentlich  
unser politischer Geschäftsführer?“ 
Die Kolumne von Michael Schulze von Glaßer

Auf der Demonstration ge-
gen die Münchner „Sicher-
heitskonferenz“ am 15. Fe-
bruar 2020 sprach mich ein 

Mitglied der DFG-VK-Gruppe Nürn-
berg an und äußerte seine Skepsis, 
ob die im März geplanten Proteste ge-
gen eine Waffenmesse in seiner Stadt 
denn stattfinden könnten – im fernen 
China grassiere ja ein Virus, der dro-
he auch Europa zu erreichen. Seine 
Sorgen waren berechtigt – seit einem 
Jahr ist nichts mehr „normal“. Auch 
die Waffenmesse in Nürnberg samt 
der geplanten Proteste fand – wie so 
viele Aktionen – nicht mehr statt. Die 
Pause vom sonstigen Aktionsmara-

thon – die einfach geringere Zahl von 
Aktionen seit Ausbruch der Pandemie 
– bietet aber auch die Möglichkeit, 
sich einfach Gedanken über die poli-
tische Strategie und um Wirksamkeit 
unseres Verbands zu machen.

Die DFG-VK ist eine politisch wir-
kende Organisation. Mit viel Engage-
ment versuchen wir, friedenspoliti-
sche Probleme in unserer Reichweite 
an der Wurzel zu verändern: Wir pro-
testieren etwa in Büchel gegen Atom-
waffen und versuchen, die Regierung 
in Berlin zum Beitritt zum Verbot der 
Waffen zu drängen. Wir „bearbeiten“ 
Bundestagsabgeordnete, damit sie 
sich gegen die Bewaffnung von Droh-

nen aussprechen. Und auch zu Killer-
robotern, zu Bundeswehr-Werbung 
und vielen anderen Themen sind wir 
auf politischer Ebene und auf den 
Straßen aktiv. Dabei führen wir auch 
mal direkte Aktionen aus – blockie-
ren etwa die Eingänge von Rüstungs-
firmen oder die Tore von Kasernen. 
Was wir aktuell machen – und wie 
wir es machen – ist sehr gut. Das zei-
gen nicht zuletzt unsere vielen Erfol-
ge im vergangenen Jahr (Stichwörter: 
UN-Atomwaffenverbot, Drohnen-Be-
waffnung, Lego-Kriegsspielzeug…).

Doch sollten wir nicht vielleicht 
noch direkter für Frieden aktiv wer-
den?

DFG-VK-Info

Ende 2017 befassten sich der 
DFG-VK-BundessprecherInnenkreis 
und ich kurz mit einer damals ver-
stärkt aufkommenden neuen Waf-
fenart: Gewehre, bei denen ein hoh-
ler Pfeil auf einen Lauf gezogen und 
per Luftdruck verschossen wird. An-
ders als herkömmliche Waffen, bei 
denen ein Projektil aus einem Lauf 
herausgeschossen wird, wurden die 
„luftdruckbetriebenen Pfeilgewehre“ 
nicht von den deutschen Waffenge-
setzen erfasst – sie galten tatsäch-
lich als Spielzeug und wurden voll-
kommen frei verkauft. Dabei konn-
ten die Pfeile problemlos einen Men-
schen durchbohren.

Wir fragten damals beim Bun-
desministerium des Innern (BMI), ob 
es gegen die Pfeilgewehren in Zu-
kunft etwas unternehmen will – das 
Ministerium verneinte in seiner Ant-
wort. Von den angefragten Parteien 
antwortete uns die regierende CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, dass man 
keine Änderungen des Waffenrechts 
plane. Da es für die DFG-VK eher 

ungewöhnlich ist, sich mit den deut-
schen Waffengesetzen zu befassen, 
und auch mangels Kapazitäten legten 
wir unsere Prioritäten auf andere The-
men (wie den „Frieden geht“-Staffell-
auf).

Tatsächlich begann 2018 aber eine 
Debatte zwischen den Bundestags-
fraktionen über eine Verschärfung des 
Waffenrechts. Diese wurde auch an-
gefeuert durch einen Vorfall im August 
2019 in Nordendorf bei Augsburg, bei 
dem zwei Personen durch einen An-
greifer mit einem Pfeilgewehr schwer 
verletzt wurden. Nach langen – von 
uns unbeachteten – Debatten wur-
den Ende 2019 neue Waffengesetze 
verabschiedet, die Mitte 2020 auch in 
Kraft traten: Um ein „luftdruckbetrie-

Luftdruckbetriebene Pfeilgewehre – eine verpasste Kampagne

benes Pfeilgewehr“ zu bekommen, 
braucht man nun eine Waffenbe-
sitzkarte (für die u.a. eine Erlaubnis 
durch den Verfassungsschutz not-
wendig ist). Dies ist eine deutliche 
(wenn auch nicht unmögliche) Hürde 
zum Erwerb der bisher vollkommen 
frei erwerbbaren Pfeilgewehre.

Einerseits ist es erfreulich, dass 
das Waffengesetz in unserem Sin-
ne und ohne unser Zutun verschärft 
wurde, andererseits hätten wir viel-
leicht noch schärfere Gesetze er-
wirken können – und hätten in je-
dem Fall einen Erfolg zu feiern ge-
habt. Es wäre also durchaus gut ge-
wesen, dieses für die DFG-VK eher 
ungewöhnliche Thema anzugehen – 
spätestens in dem Moment, in dem 
sich die Parteien dazu erstmals be-
wegt und sich des Themas ange-
nommen haben. Den Fall der „luft-
druckbetriebene Pfeilgewehre“ soll-
ten wir für Debatten über zukünftige 
Kampagne unbedingt im Hinterkopf 
behalten. 

Michael Schulze von Glaßer



25Nr. 1 | 2021 ZivilCourage

«

In dieser Kolumne 
berichtet Michael 
Schulze von Gla- 
ßer, politischer Ge- 
schäftsführer der 
DFG-VK, regelmä- 
ßig, was in der DFG-VK-Geschäfts-
führung gearbeitet wird, welche The-
men im Fokus sind, welche Materia-
lien erstellt werden etc.
Kontakt: svg@dfg-vk.de
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DFG-VK-Info
Sollten wir nicht Minen entschär-

fen in Kambodscha oder anderen 
Regionen der Welt? Sollten wir nicht 
Kontrolleur*innen für die Einhaltung 
internationaler Abrüstungsverträge 
stellen? Sollten wir nicht für das Ein-
sammeln und Vernichten von Schuss-
waffen sorgen? Sollten wir nicht vor 
Ort auf die Einhaltung von Waffen-
stillständen in Konfliktregionen ach-
ten? Sollten wir nicht Menschen hel-
fen, die vor Krieg und Waffen „Made in 
Germany“ fliehen müssen? Und ganz 
groß gedacht: Sollte die DFG-VK nicht 
die Organisation sein, die verfeindete 
Kriegsparteien an einen Tisch bringt?

Auch wenn vieles davon nicht um-
zusetzen ist: Wenn ihr die Fragen auch 
nur mit einem „eigentlich schon“ be-
antwortet, sollten wir darüber debat-
tieren, wie wir zusätzlich (!) zu unse-
rem aktuellen Engagement auch di-
rekter für unsere Ziele tätig werden 
können. Unsere Satzung steht dem 
nicht entgegen – viel mehr fordert sie 
eben dieses direkte Engagement (das 
es beispielsweise für Kriegsdienstver-
weigerer*innen gab und gibt) auch. 
Teilweise machen es Partner*innenor-
ganisationen von uns – wie etwa das 
Forum Ziviler Friedensdienst (forumZ-
FD) – schon. Doch gibt es noch viele 
unbearbeitete Felder.

Eines dieser Felder brachte mich 
auch überhaupt erst auf den Gedan-
ken dieser direkteren Friedensarbeit: 
In Nord- und Ostsee liegen noch im-
mer 1,6 Millionen Tonnen Weltkriegs-
munition – darunter 5090 Tonnen che-
mische Waffen. Korrosion und der Ein-
fluss der Gezeiten verschlechtern den 
Zustand der Munition – die Altlasten 
des Krieges drohen ganz aktuell, zu 
einer Umweltkatastrophe zu führen. 
Die Bundesregierung ignoriert das 

Thema bislang, die Bundesländer der 
Nord- und Ostsee nehmen sich des 
Themas hingegen langsam an. Der 
Naturschutzbund Deutschland (Nabu) 
ist zu „Munition im Meer“ bereits sehr 
aktiv. Es gibt bereits Treffen von Ex-
pert*innen, die über die Räumung von 
Munition beraten und Techniken ent-
wickeln und vorstellen. Am 21. Janu-
ar berichtete das ARD-Europamaga-
zin und später auch „taggesschau.
de“ über die „Zeitbomben am Mee-
resgrund“, am 25. Januar waren die 
„Rostenden Zeitbomben“ Titelthema 
in der Süddeutschen Zeitung. Sollte 
sich nicht auch eine Friedensorgani-
sationen wie die unsere einmischen?

Äußern und Forderungen stellen 
können wir natürlich immer. Doch soll-
ten wir nicht auch direkt öffentlich-
keitswirksam bei der Räumung der 
Munition mitwirken? Sollten wir nicht 
in die Öffentlichkeit rufen „Seht, wel-
chen Schaden selbst ein schon vor 
75 Jahren zu Ende gegangener Krieg 
noch heute verursacht – wir helfen bei 
der Beseitigung der Altlasten, aber 
sagen euch: Nie wieder! Nie wieder 
Krieg! Nie wieder Munitions- und Waf-
fenproduktion!“ und dies auch mit Bil-
dern der Munitionsräumung unterma-
len?

Es nicht nur bei Appellen an die 
jeweiligen Regierenden zu belassen, 
sondern selbst zu handeln, ist auch 
eine Lehre aus der Klimabewegung, 
die uns durchaus in vielen Punkten 
Vorbild sein kann: Aktivist*innen wie 
Greta Thunberg betonen immer wie-
der, man solle nicht darauf warten bis 
sich Regierungen bewegen, sondern 
man soll dem Klimawandel durch ei-
genes Handeln Einhalt gebieten –etwa 
durch den Verzicht auf Flüge und die 
Umstellung auf Strom aus erneuer-

baren Energien. Zudem gilt es, die 
Bundeswehr aus der Räumung, bei 
der sie sicher versuchen wird, sich 
– mal wieder – als Umweltschütze-
rin zu präsentieren, herauszuhalten: 
2019 wollte sie das bereits, hat bei 
der brachialen Räumung alter See-
kriegsminen mittels Sprengung im 
Ostseenaturschutzgebiet Fehmarn-
belt aber mehr als 15 Schweinswale 

getötet. Mittlerweile ist klar, dass die 
Bundeswehr bei ihrer Sprengaktion 
das Bundesnaturschutzgesetz mis-
sachtet hat. Es braucht eine in mehr-
facher Hinsicht zivile Räumung der 
Munitionsreste in Nord- und Ostsee 
mit politischer Botschaft gegen das 
umweltverschmutzende Militär!

In meinen ZivilCourage-Kolum-
nen und Texten habe ich schon häu-
fig um Offenheit für neue friedenspo-
litische Themenfelder gebeten. In den 
letzten Jahren hat der Verband die-
se Offenheit durchaus gezeigt – was 
sowohl politisch erfolgreich war, als 
auch der DFG-VK selbst gut tat und 
wir etwa neue, junge Mitglieder gewin-
nen konnten. Nun würde ich mich über 
Stimmen zu den obigen Fragen und 
gerne auch dem konkreten Thema der 
„Munition im Meer“ freuen. Sollen wir 
in Zukunft direkter für eine friedlichere 
Welt aktiv werden? Schreibt Leser*in-
nenbriefe für die ZivilCourage und/
oder mir auch gerne direkt: svg@dfg-
vk.de

Neben den Gedanken – und schon 
einigen Gesprächen – zum Thema 
der (direkten) Wirksamkeit der DFG-
VK lief die Arbeit natürlich auch sonst 
weiter: Im Dezember ging es – wie je-
des Jahr – viel um die Finanzen un-
seres Verbands, im Januar gab es 
glücklicherweise zumindest schon 
wieder ein paar Aktionen (mit Ab-
stand und Mund-Nasen-Schutzmas-
ken). Mehr dazu könnt ihr im zweimo-
natlich erscheinenden DFG-VK Mit-
glieder-Newsletter erfahren. Wenn 
du den noch nicht bekommst schreib 
eine Mail an Kathi Müller, und sie trägt 
dich in den Newsletter-Verteiler ein:  
mueller@dfg-vk.de
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J Munitionsversenkungsgebiet

H munitionsbelastete Fläche

G Munitionsverdachtsfläche

! ! Seewärtige Begrenzung des Küstenmeeres

Grenze der Ausschließlichen Wirtschaftszone

Im Rahmen dieser Studie wird folgende Unterscheidung getroffen:
In ehemaligen Munitionsversenkungsgebieten ist der Eintrag dort lagernder
Kampfmittel auf eine dokumentierte Nutzung zur offiziellen Verklappung
zurückzuführen. Innerhalb munitionsbelasteter Flächen sind
Kampfmittelfunde dokumentiert, die Art der Einbringung erfolgte jedoch
nicht über offizielle Verklappungsmaßnahmen (sondern z.B.
Schiffshavarien) oder ist nicht dokumentiert. Für Munitionsverdachtsflächen
besteht ein begründeter Verdacht der Anwesenheit von Kampfmitteln.

Vereinfachte Übersichtskarte der Lage munitionsbelasteter 
 Flächen in deutschen Meeresgewässern
Vereinfachte Übersichtskarte der Lage munitionsbelasteter 
 Flächen in deutschen Meeresgewässern

iL e g e n d e

Munition in deutschen
Nordseegewässern:
rd. 1.300.000 t konventionell
rd. 90 t chemisch

Geodätisches Datum: WGS 84
Kartenprojektion: Mercator (54°N)

Achtung! Anzahl bzw. Dichte der Symbole geben nicht die Größenordnung der etwaigen Munitionsbelastung wieder!

Munition in deutschen
Ostseegewässern:

rd. 300.000 t konventionell
rd. 5.000 t chemisch

Geodaten der Landmassen: http://www.gadm.org
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Als einer von wenigen Pro-
minenten hat Martin Nie-
möller einen festen Platz 
in der Erinnerungskultur 

der DFG-VK. Auch aus dem Gedenk- 
kanon der Bundesrepublik ist der 
Dahlemer Pfarrer nicht wegzudenken. 
Er sei widerständig gegen die Juden-
verfolgung gewesen und habe nach 
1945 einen großen Beitrag zur Aner-
kennung und Aufarbeitung der deut-
schen Schuld geleistet. Nach der Lek-
türe der 600 Seiten starken Biografie 
„Martin Niemöller. Ein Leben in Oppo- 
sition“ (München 2019) von Benja-
min Ziemann drängt sich einem der 
Schluss auf, dass dies eine sehr wohl-
wollende Interpretation sein könnte. 
Triggerwarnung: Der Text zitiert anti-
semitische Hetze.

Der Autor Benjamin Ziemann ist 
Professor für Neuere deutsche Ge-
schichte an der englischen Universi-
tät Sheffield. Er forscht zu kirchlichen 
und militärischen Themen. Bei der Be-
trachtung Niemöllers liegt sein Haupt-
augenmerk auf dem Kirchenkampf. 
Niemöllers Zeit in der Friedensbewe-
gung schenkt der Autor verhältnismä-
ßig wenig Beachtung. Im Archiv der 
DFG-VK ist er nicht gewesen, diesen 
Bereich rekonstruiert der Autor aus 
anderswo archivierten Briefwechseln 
und Tagebucheinträgen. Das ist scha-
de, aber vielleicht verständlich. Denn 
Niemöller ist ja nicht berühmt, weil er 
in der DFG-VK war, sondern als Pro-
minenter zur Friedensbewegung dazu 
gestoßen.

Ich habe versucht, ein angemes-
senes Resümee zu formulieren. Lei-
der lässt mich die Lektüre der Bio-
grafie vor allem verstört zurück. In der 
Geschichtswissenschaft findet eine 
breite Kontroverse statt, welche For-
men von Dissidenz in Nazi-Deutsch-
land als „Widerstand“ gelten sollen 
und welche lediglich als „Verweige-

rung“ zu bewerten seien. Angesichts 
dessen, dass man im Nationalsozia-
lismus auch bei „Verweigerung“ ruck-
zuck tot sein konnte und diese Nie-
möller letztlich auch für sieben Jah-
re in „Schutzhaft“ brachte, habe ich 
deutliche „Beißhemmungen“, mir ein 
Urteil anzumaßen. 

Damit eine historische Person zur 
Figur der Zeitgeschichte wird, ist ne-
ben dem konkreten Wirken des je-
weiligen Menschen auch die Rezep-
tion durch Öffentlichkeit und Pub-
likum entscheidend. Dieses Publi-
kum ist (mittlerweile mehrheitlich) ge-
nau wie ich mit der „Gnade der spä-
ten Geburt“ gesegnet. Deshalb fra-
ge ich mich, warum Niemöllers Fans 
ihn nicht kritischer hinterfragt haben. 
Benjamin Ziemann zeigt auf, dass es 
dazu reichlich Anlass gegeben hätte.

 
Widerstand gegen die Judenver-
folgung? Das öffentliche Bild von Nie-
möller als Kämpfer gegen die Juden-
verfolgung stützt sich vor allem auf die 
angebliche Ablehnung des sogenann-
ten „Arierparagrafen“. Das antisemi-
tische „Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums“ wurde im 
April 1933 erlassen und schloss uner-
wünschte Personen vom Öffentlichen 
Dienst aus. 
Der Protest hiergegen brachte Nie-
möller von 1938-45 ins Konzentrati-
onslager, zunächst nach Sachsenhau-
sen und dann bis 1945 nach Dachau. 
Dabei war Niemöller 1933 keinesfalls 
eine grundsätzliche Gegner*in des 
Nationalsozialismus, im Gegenteil, er 
war ein „Sympathisierender mit der 
NSDAP“ der die NS-Politik unterstütz-
te (S. 372; hier und im Folgenden be-
ziehen sich die angegebenen Seiten-
zahlen immer auf die Ziemann-Biogra-
fie). 

Bereits in den 1920-ern war Nie-
möller in antisemitischen Vereinen ak-

tiv, die als Juden konstruierte Men-
schen ausschlossen (S. 407). Im Laufe 
des Jahres 1932 wandelte sich durch 
die Beschäftigung mit Luthers „Ju-
denschriften“ Niemöllers Ressenti-
ment von einem völkischen Antise-
mitismus zu einem mittelalterlich an-
mutenden Antijudaismus ganz im Sin-
ne des Reformators (S. 201 ff. und S. 
222-223). 

In Widerspruch zum NS-Regime 
geriet Niemöller, als die evangelische 
Kirche am 6. September 1933 be-
schloss, den „Arierparagrafen“ auch 
im kirchlichen Raum anzuwenden. Da-
gegen protestierten Dietrich Bonhoef-
fer und Martin Niemöller. Ihre Erklä-
rung interessierte sich jedoch de facto 
bloß für die 18 betroffenen Pfarrer und 
schweigt zur Entrechtung von 300 000 
Betroffenen im Öffentlichen Dienst 
(S. 200). Ziemann schreibt: „Solidarität 
mit den Deutschen jüdischen Glau-
bens war von ihm – wie den allermeis-
ten Mitgliedern des Notbundes – nicht 
zu erwarten“ (S. 223).

Deshalb forderte das Dahlemer 
Gemeindemitglied Prof. Dr. Elisabeth 
Schliemann mit einem Brief Niemöl-
ler auf, sich ebenfalls zur Diskriminie-
rung von Juden außerhalb der Kirche 
zu äußern. Niemöller lehnte ab. Er ant-
wortete, dass „die Kirche vom Staat 
nichts anderes zu fordern [habe], als 
dass er der Verkündung keine Hemm-
nisse bereitet und die Kirche Kirche 
sein lässt (…) Die Kirche predigt nicht 
dem Staat in seine (gerecht oder un-
gerecht angewandte) Gewalt hinein, 
auch nicht in der Judenfrage (…).“ Und 
er fügte hinzu, dass er das „Recht un-
seres Volkes bejahe, sich gegen ei-
nen übergroßen und schädlichen Ein-
fluss des Judentums nachdrücklich zu 
wehren, der meines Erachtens dage-
wesen ist“ (S. 205).

Bereits im Herbst 1933 relativier-
te Niemöller auch die Solidaritätsver-

Pazifismus

Wie viel Antisemitismus  kann  man  übersehen?
Eine kritische Auseinandersetzung mit der DFG-VK-„Lichtgestalt“ Martin Niemöller
Von Hauke Thoroe   
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pflichtung in dem von ihm selbst mit-
verfassten Gründungsmanifest des 
Pfarrernotbundes (S. 206). In dem 
Aufsatz „Sätze zur Arierfrage“ schrieb 
er, dass „die bekehrten Juden als 
durch den heiligen Geist vollberech-
tigte Glieder“ der Kirche „anzuerken-
nen“ seien. An der „Gemeinschaft 
der Heiligen“ bestehe kein Zweifel. Es 
gäbe allerdings Grenzen für die An-
erkennung der Rechte getaufter Ju-
den: „Wir als Volk [haben] unter dem 
Einfluss des jüdischen Volkes schwer 
zu tragen gehabt“, und so erforde-
re die Anerkennung der Gleichheit al-
ler Getauften in diesem Fall erhebli-
che „Selbstverleugnung“ (S. 206). Von 
kirchlichen „Amtsträgern jüdischer 
Abstammung“ müsse man deshalb 
die „gebotene Zurückhaltung“ verlan-
gen. Pfarrer „nichtarischer Abstam-
mung“ sollten kein „Amt im Kirchen-
regiment oder eine besonders hervor-
tretende Stellung in der Volksmission“ 
einnehmen (S. 206). 

Auf einer Synode im Herbst 1933 
beschloss der Pfarrernotbund folge-
richtig, sich nicht gegen die Ausgren-
zung der als Juden verfolgten Men-
schen aus dem öffentlichen Leben 
zu stellen: „Die Taufe begründet frei-
lich für niemanden irdische Ansprüche 
und Rechte“ (S. 269). Die Synode dis-
kutierte sogar, ob man noch klarstel-
len solle, dass die Taufe „kein weltli-
ches Bürgerrecht“ verleihe, beließ es 
aber bei der ursprünglichen Formulie-
rung.

Nach 1945 verbreitete Wilhelm 
Niemöller das Narrativ, die Beteili-
gung seines Bruders Martin 1935 an 
der Denkschrift der „2. Vorläufigen 
Kirchenleitung“ sei der entscheidende 
Schritt der Bekennenden Kirche von 
der „Verweigerung“ zum „Widerstand“ 
gewesen (S. 282, 307). 

Professor Ziemann zeigt hinge-
gen auf, dass es ausgerechnet Mar-
tin Niemöller war, der durch seine In-
terventionen immer wieder verhinder-
te, dass die Bekennende Kirche den 
Schritt von der Verweigerung zum Wi-
derstand vollzog (S. 283). Niemöller 
sorgte dafür, dass die Denkschrift ent-
schärft und durch das NS-Regime un-

Pazifismus
terstützende Passagen ergänzt wur-
de (S. 282). Er positionierte sich ge-
gen die Veröffentlichung in der Pres-
se. Nachdem ausländische Medien 
sie trotzdem druckten, sorgte Nie-
möller hinter den Kulissen dafür, dass 
die Denkschrift in den Kirchen in einer 
nochmals entschärften Variante verle-
sen wurde (S. 281). Dies hielt die Nie-
möllers nach dem Krieg jedoch nicht 
davon ab, aus Martins Beteiligung an 
der Denkschrift einen Höhepunkt des 
Widerstandes zu konstruieren (S. 282).

 
Antisemitismus nach 1945. Auch 
nach 1945 äußerte Niemöller sich im-
mer wieder antisemitisch. 

1946 schrieb er einen Offenen 
Brief an Frederik J. Forell, den Leiter 
des Emergency Committee for Ger-
man Protestantism. Niemöller be-
hauptete darin, dass die Bewohner*in-
nen der britischen Zone in den letzten 
Tagen „nur 700 Kalorien“ bekommen 
hätten. „Das bedeutet weniger als die 
niedrigste Ration, von der man jemals 
in einem nationalsozialistischen Kon-
zentrationslager berichtet hat.“ Die 
Folge sei „Verhungern im eigentlichen 
Sinne“ (S. 374). Weiter versuchte er mit 
wilden Zahlenspielen zu suggerieren, 
dass seit der Kapitulation des „Drit-
ten Reiches“ im Mai 1945 „mindes-
tens 6 Millionen Deutsche verschwun-
den“ seien. Hinter all dem stehe nichts 
anderes als „die praktische Durchfüh-
rung des Morgenthau-Planes mit der 
Absicht, ein ganzes Volk bis zu seinen 
Wurzeln auszurotten“. Die Herrschaft 
der Alliierten über Deutschland sei 
letztlich nur eine Fortsetzung der „Ter-
rorherrschaft der Gestapo“ (S. 374).

Auch im Ausland nahm Niemöller 
kein Blatt vor den Mund. Am 7. März 
1946 sagte er in Zürich beim „Schwei-
zerischen Hilfswerk für die Beken-
nende Kirche in Deutschland“: „Es 
besteht ein neuer Antisemitismus in 
Deutschland, der aber nichts mit den 
zurückwandernden Juden zu tun hat. 
Er ist dadurch entstanden, dass die 
Amerikaner die Entnazifizierung durch 
Juden ausführen lassen“ (S. 381). 

Auf einer Pressekonferenz 1947 in 
New York erklärte er hingegen, dass 

„Lichtgestalten“ der DFG

Die Geschichte der DFG(-VK) kennt 
einige bedeutende Persönlichkeiten. 
Als erste natürlich die beiden, die die 
Deutsche Friedensgesellschaft 1892 
in Berlin maßgeblich gründeten: 
Bertha von Suttner (1843-1914) und 
Alfred Hermann Fried (1864-1921). 
Daneben den langjährigen DFG-Vor-
sitzenden Ludwig Quidde (1858-
1941), den zeitweiligen DFG-Sekre-
tär Carl von Ossietzky (1889-1938) 
und – als Ehrenmitglied – Albert 
Schweitzer (1875-1965); alle geehrt 
mit dem Friedensnobelpreis.

Eine wichtige Person war Martin 
Niemöller (1892-1984). Marineoffizier 
in der kaiserlichen Marine, evange-
lischer Pastor, deutschnational und 
NSDAP-Wähler, Führungsmitglied 
der Bekennenden Kirche in der Nazi- 
Zeit,  KZ-Häftling als „persönlicher 
Gefangener des Führers“ von 1938 
bis 1945, Kirchenpräsident einer 
Landeskirche und einer der Präsi-
denten des Weltkirchenrates. Und: 
Atomwaffengegner, Pazifist, seit 
1957 Präsident der DFG, seit 1958 
auch der Internationale der Kriegs-
dienstgegner, dann der DFG-IdK, 
schließlich ab 1974 der DFG-VK und 
von 1976 bis zu seinem Tod Ehren-
präsident.

Die Deutsche Verlagsanstalt be-
wirbt die bei ihr 2019 erschienene 
Niemöller-Biografie so: „Das Leben 
einer Jahrhundertgestalt: die erste 
umfassende Biografie“. (Benjamin 
Ziemann: Martin Niemöller. Ein Le-
ben in Opposition, München 2019; 
640 Seiten; 39 Euro. Besprechungen 
z.B. von Michael Heymel https://bit. 
ly/2MLAiSa und Karl-Heinz Fix https: 
//bit.ly/3cN6cs7)

Die Lektüre dieser Biografie kann 
aber auch „verstörend“ sein – gera-
de für DFG-VK-Mitglieder und viel-
leicht besonders für solche, die noch 
nicht schon Jahre im Verband sind, 
so wie unser Autor Hauke Thoroe. 

Grund genug, die Diskussion an-
zustoßen mit dem Beitrag von Hauke 
Thoroe und dem daran anschließen-
den Brief von Stefan Philipp.»
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es in Deutschland keinen Antisemitis-
mus mehr gebe. 

Auf derselben Amerika-Reise gab 
Niemöller der deutsch-jüdischen Zei-
tung „Aufbau“ ein Interview. Er wur-
de gefragt, was nach Deutschland zu-
rückkehrende Juden erwarte. Niemöl-
ler antwortete mit der rhetorischen 
Frage, was die Juden denn im „über-
füllten und verarmten Deutschland“ 
tun sollten, „vorausgesetzt, dass sie 
nicht Bauern werden wollen?“ (S. 381). 
Prof. Ziemann schreibt dazu, dass der 
Antwort das aus völkischen Vorstel-
lungen stammende antisemitische 
Stereotyp zugrunde liege, dass Ju-
den zu harter körperlicher Arbeit we-
der willens noch fähig seien (S. 380). 

Nach der Rückkehr aus den USA 
wurde Niemöller auf einer Pressekon-
ferenz ebenfalls nach dem Antisemitis-
mus in Deutschland gefragt. Niemöl-
ler antwortete, der Antisemitismus sei 
in Deutschland „totgeschlagen wor-
den“, als 1938 die Synagogen brann-
ten. Aber in den letzten Monaten sei 
der Antisemitismus als „allgemeines 
Gefühl“ wieder hervorgetreten, wie es 
ihn auch vor 1933 gegeben habe. „Der 
Grund dafür?“ Dass „überall in den 
amerikanischen Stellen (...) Juden sit-
zen. Wir müssen das Kind doch beim 
Namen nennen. (...) Wenn ich als Jude 
von Amerika nach Deutschland herü-
ber ginge, nachdem ich dem Gemet-
zel unter Hitler entgangen bin, würde 
ich auch in Hasspolitik und Rachepo-
litik machen, vorausgesetzt, dass ich 
nicht Christ bin“ (S. 380). 

Auch im Herbst 1947 beklagte sich 
Niemöller gegenüber Ewart Turner, 
dass die Lebensmittelrationen auf 100 
Gramm Fleisch pro Woche gekürzt 
worden seien. Normalverbraucher 
würden also in den kommenden Mo-
naten sterben. Es werde „jener Jude 
(in der US-Militärverwaltung – Anmer-
kung der Verfasser*in) recht behalten, 
der meine Frage danach, was mit den 
zu vielen Menschen in der westlichen 
Zone passieren werde, sagte: ,Keine 
Sorge, wir kümmern uns darum, die-
ses Problem wird in einer recht natür-
lichen Weise gelöst werden!‘“ (S. 381-
382).

Ähnliche Gedanken prägten auch 
Niemöllers Alltagshandeln. Im Juni 
1946 geriet er mit Wilhelm Beez anei-
nander. Dieser war Landrat und Kreis-
vorsitzender der Vereinigung der Ver-
folgten des Nazi-Regimes (VVN) und 
in dieser Position für die Verteilung 
von „Care“-Paketen zuständig. Land-
rat Beez war vom SPD-Ortsverband 
Büdingen zugetragen worden, dass 
Niemöller dem Kaiserenkel Prinz Hu-
bertus von Preußen, der Fürstenfami-
lie Ysenburg und lokalen Nazi-Größen 
für Opfer des NS-Regimes bestimmte 
Lebensmittel zuschanzte. Beez strich 
deshalb Niemöller von der Verteiler-
liste. Niemöller war empört: „Sie un-
terstützen wohl nur Judenfreunde?“ 
(S. 375). 

Der Vorfall sprach sich herum, und 
der „Spiegel“ bat Niemöller um eine 
Stellungnahme. Niemöller wiederholte 
seinen Vorwurf öffentlich und bekräf-
tigte, diesen beweisen zu können. Das 
brachte das Fass zum Überlaufen, 
und die VVN setzte Niemöller ganz vor 
die Tür. Niemöller reagierte uneinsich-
tig. In einem Vortrag im August in der 
Büdinger Kirche sagte er, die „Angrif-
fe“ auf ihn seien „wie in den vergange-
nen 15 Jahren üblich“ abgelaufen und 
warf damit die VVN mit dem Naziregi-
me in einen Topf (S. 375). 

Die sich hier andeutende Transfor-
mation vom völkischen Antisemitismus 
über einen lutherischen Anti-Judais-
mus zur kulturellen Judenfeindlichkeit 
setzte sich bei Niemöller bis ins Alter 
fort. 1962 schlug ihm Helmut Gollwit-
zer vor, gemeinsam am 9. November 
an den Gedenkveranstaltungen in Yad 
Vashem, der Holocaust-Gedenkstät-
te in Jerusalem, teilzunehmen. Doch 
Niemöller behauptete, keine Zeit zu 
haben. Denn am 9. November beginne 
auch die Jahrestagung der Deutschen 
Friedensgesellschaft. Im folgenden 
Jahr fragte Gollwitzer erneut. Diesmal 
müsse er nach London, sagte Niemöl-
ler. Warum die Kirche ein Interesse an 
Israel haben solle, sei ihm „schleier-
haft“. Und dass sich die Araber*innen 
durch den „jüdischen Staat“ gefähr-
det und attackiert sehen“, das könne 
er „ihnen nicht übel nehmen“ (S. 505). 

1967 verschärfte Niemöller dieses 
Argument noch gegenüber Elsa Freu-
denberg, um deren jüdische Abstam-
mung er wusste. Er sei der Überzeu-
gung, dass er, „wenn er Araber wäre, 
bestimmt Antisemit wäre, weil hier ein 
fremdes Volk auf meinem Boden ei-
nen Staat gegründet hat, den meine 
Väter seit 1 200 Jahren bewohnt ha-
ben“. Elsa Freudenberg konterte, dass 
das nur ein Spiel mit Worten sei, dass 
der Hass der Araber sich nur „gegen 
den Staat Israel richtet und nicht ge-
gen den einzelnen Juden“ (S. 506).

 
Anerkennung der deutschen 
Schuld? Angesichts dieser Befunde 
muss man auch die Stuttgarter Schuld- 
erklärung von Herbst 1945 und Nie-
möllers Engagement dafür kritisch be-
trachten. In der gängigen Geschichts-
erzählung betonen seine Fans, dass 
Niemöller maßgeblich hinter der 
„Stuttgarter Erklärung“ gestanden 
habe. Diese Erklärung ist in der Ge-
schichtserzählung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD) bis heu-
te zentral, wenn es um den Neuanfang 
nach 1945 geht.

Niemöller argumentierte tatsäch-
lich für ein Schuldbekenntnis und 
warb auch für die Stuttgarter Erklä-
rung. Jedoch sticht der instrumentelle 
Charakter hervor (S. 400). 

Im Spätsommer 1945 sagte er auf 
einer Tagung des Reichsbruderrates 
(Leitungsgremium der Bekennenden 
Kirche), die das vorbereiten sollte, was 
später als „Stuttgarter Erklärung“ be-
kannt wurde, man solle den anklagen-
den Hinweis auf die Besatzungsmäch-
te „noch“ unterlassen, denn „die Ame-
rikaner hören es noch nicht“. Er beton-
te, dass die Deutschen erst dann kei-
ne „Hohn- und Spottlieder der Welt“ 
mehr hören würden, wenn sie ein hin-
reichendes Zeichen der Einsicht in 
ihre Schuld abgelegt hätten (S. 400). 

Der dann im Herbst 1945 verab-
schiedete Text des Stuttgarter Be-
kenntnisses ist sehr kurz. Er umfasst 
drei Absätze. Die Erklärung betont 
zunächst die deutsche Schuld und 
nennt die Nazi-Taten folgendermaßen: 
„Durch uns ist unendliches Leid über 
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viele Völker und Länder gebracht wor-
den.“ 

Bereits im zweiten Absatz stellt 
sich die Kirche als Hort des Wider-
standes dar: „Wohl haben wir lange 
Jahre hindurch im Namen Jesu Christi 
gegen den Geist [des NS] gekämpft“.

Im dritten (und letzten) Absatz wird 
mit vorher erzeugter moralischer Legi-
timität postuliert, dass nur durch den 
„gemeinsamen Dienst der Kirchen 
dem Geist der Gewalt und Vergeltung 
der heute von neuem mächtig werden 
will“ begegnet werden könne.

Mit dieser Floskel von der Vergel-
tung werden die Alliierten in ein Fass 
mit den Nazis geworfen und der Auf-
arbeitung der Verantwortung für die 
Nazi-Verbrechen eine Absage erteilt. 
Aus dem großspurigen Verweis auf 
die Lehren aus der Vergangenheit wird 
die Legitimation abgeleitet, sich über-
all einmischen zu dürfen.

Die deutsche Außenpolitik basiert 
bis heute auf diesem Trick. Die Stutt-
garter Erklärung ist in meinen Augen 
somit ein frühes Beispiel von „Aufar-
beitungsweltmeisterei“.

Von 1945 bis zum Bekanntwerden 
seiner antisemitischen Ausfälle in den 
USA 1947 war Niemöller fast non-stop 
unterwegs, um für die Stuttgarter Er-
klärung zu werben. Diese Veranstal-
tungen wurden oft von Deutschen ge-
stört, für die bereits die Vorstellung, 
dass an den vergangenen 12 Jahren 
überhaupt irgendwas schlecht au-
ßer der Niederlage gewesen sei, zu 
viel war. Benjamin Ziemann schreibt, 
dass Niemöllers Reden keinem festen 
Skript folgten und nur aus Zeitungsar-
tikeln und Mitschriften der Zuhören-
den dokumentiert sind. Die Reden sei-
en regelmäßig um seinen bekanntes-
ten Spruch oder ähnliche Figuren ori-
entiert gewesen: 

„Als die Nazis die Kommunisten 
holten, habe ich geschwiegen; ich 
war ja kein Kommunist. Als sie die 
Gewerkschafter holten, habe ich ge-
schwiegen; ich war ja kein Gewerk-
schafter. Als sie mich holten, gab es 
keinen mehr, der protestieren konnte.“

Mit dem Wissen um Niemöllers 
Gedankenwelt sticht ins Auge, dass 

Prof. Ziemann schreibt, dass er keine 
einzige von Niemöller autorisierte Fas-
sung finden konnte, in der die verfolg-
ten Juden in das bekannte Zitat einge-
schlossen sind (S. 521). Prof. Ziemann 
stellt außerdem heraus, dass im Ge-
gensatz zum obigen Zitat Niemöllers 
Schuld nicht im Schweigen bestanden 
habe. Niemöller „schwieg keinesfalls 
zur Verfolgung von Kommunist*innen 
und Sozialdemokrat*innen (…), son-
dern er bekämpfte die Mitglieder die-
ser Parteien.“ (S. 521).

Wie ambivalent Niemöllers Schuld-
bekenntnis war, zeigen weitere Zitate. 
Noch 1947, zwei Jahre nach dem Stutt-
garter Bekenntnis, schrieb Niemöller 
einen Essay gegen das „Märchen von 
der deutschen Kollektivschuld“. Er be-
zichtigt die Amerikaner eines „gewoll-
ten Massenmordes an einem Volke“. 
Denn die Amerikaner hätten keine De-
mokratie nach Deutschland gebracht, 
und seit Kriegsende seien „mehr 
deutsche Menschen verschwunden 
und umgekommen“ als während der 
zwölf Jahre des „Hitler-Terrors gemor-
det wurden, einschließlich der angeb-
lich 6 Millionen verschwundenen Ju-
den“ (S. 490).

 
Völkische Motivation für die Frie-
densbewegung. Eine völkisch-na-
tionalistische Sichtweise zeigt sich 
auch bei Niemöllers Engagement in 
der Friedensbewegung. 

Niemöller postulierte 1958 Sätze 
wie „Das deutsche Volk ist dem si-
cheren Atomtod ausgeliefert“ oder 
„Wir werden nicht Ruhe geben, solan-
ge der Atomtod unser Volk bedroht“ 
(S. 458).

Zitate aus einem Text von 1951 ge-
gen die Wiederbewaffnung zeigen, 
dass der Begriff „Volk“ hier nicht nur 
Floskel ist. Die „Not der Deutschen“ 
sei, dass ihr Land „entweder Kriegs-
schauplatz oder Brücke“ sein wer-
de. Durch den Kalten Krieg seien die 
Deutschen „nur noch Objekte“ für 
„die Pläne anderer Mächte“. Wenn 
die Deutschen der Logik des Kalten 
Krieges folgten und sich für eine Seite 
entschieden, würde sie nur die „Ver-
ewigung unserer Not“ und „der Un-

freiheit“ erreichen (S. 435). Niemöller 
fühlte sich hier ganz im Einklang mit 
der Bevölkerung, denn die Ablehnung 
der Wiederbewaffnung sei national, 
wo nicht ausgesprochen nationalis-
tisch motiviert“ (S. 435). 

Prof. Ziemann schließt daraus, 
dass Niemöller die Wiederbewaff-
nung ablehnte, weil sie multinational 
im Bündnis mit anderen Staaten ge-
dacht wurde und nicht als nationale 
deutsche Armee. 

Einer völkischen Argumentation 
zur Wiederbewaffnung, die „Freiheit“ 
nicht als Freiheit des Einzelnen defi-
niert, sondern als nationale Bestim-
mung, kann ich wenig abgewinnen. 
Ich bezweifle, dass ein solcher Frei-
heitsbegriff eine Grundlage für eine 
emanzipatorische Politik, die Gewalt 
zwischen Menschen und Staaten ab-
baut, sein kann. 

Unverständlich ist für mich, dass 
Niemöller nie mit der Kadetten-Crew 
von 1910 brach. Die Offiziere der Ma-
rine betrachteten ihre „Crew“ als Le-
bensbund und pflegten ihre Kamerad-
schaft in jährlichen Treffen, bei denen 
gemeinsam gesoffen und gefressen 
wurde. 

In der 1910 beginnenden Offiziers- 
ausbildung segelte Niemöller u.a. mit 
Dönitz und 13 weiteren späteren Ad-
mirälen der NS-Kriegsmarine. Im 
Nürnberger Prozess gegen die Haupt-
kriegsverbrecher*innen war es Nie-
möller, der in einer Zeugenaussage 
beschwor, dass der Oberbefehlsha-
ber der Marine und letzte deutsche 
Reichskanzler Karl Dönitz selbstver-
ständlich nichts von den Konzentra-
tionslagern gewusst haben könne (S. 
506). 

Es gab zwar einigen Streit und Är-
ger in der Crew, nachdem Niemöller 
zu Unrecht vorgeworfen wurde, die 
Offiziersausbildung als „Hohe Schule 
des Berufsverbrechertums“ bezeich-
net zu haben, und Niemöller damit 
konterte, dass Dönitz und die ande-
ren nicht genug getan hätten, um ihn 
trotz zweifelsfreier nationaler Gesin-
nung aus dem KZ frei zu bekommen, 
doch auch noch 1980 besuchte er das 
„Crew-Treffen“ in Kiel. 
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Die Verleumdung Georg Elsers. 
Verstörend ist auch die Verleumdung 
Niemöllers eines anderen „persön-
lichen Gefangenen des Führers“. Im 
Januar 1946 sprach er vor Göttinger 
Student*innen über den „SS-Unter-
scharführer Georg Elser“ der angeb-
lich „1939 das Attentat im Bürgerbräu-
keller auf Hitlers persönlichen Befehl 
durchzuführen hatte“ (S. 412). Ange-
hörige Elsers suchten daraufhin die 
Auseinandersetzung mit Niemöller. 
Dieser kanzelte sie ab und rechtfer-
tigte seine verunglimpfenden Lügen 
mit von ihm mitangehörten Gesprä-
chen der SS-Wachmannschaft im KZ 
Dachau.

Trotz gegenteiliger Forschungser-
gebnisse hielt er den Lagertratsch der 
SS-Schergen für glaubwürdiger und 
verunglimpfte Georg Elser bis in die 
1970-er Jahre folgendermaßen: „Hier-
mit möchte ich deutlich machen, dass 
hinter dem Willen [Elsers - Anm. des 
Verf.] kein Ethos stand, auch nicht eine 
Null oder ein Nichts, sondern ganz ein-
fach das, was man in der Menschheit 
einen verbrecherischen Willen nennt: 
keine Seele, keine Verantwortung.“

Ulrich Renz vom Georg-Elser-Ar-
beitskreis Heidenheim bezeichnet 
Niemöller sogar als „Hauptverursa-
cher eines falschen Elser-Bildes“ (Ul-
rich, Renz: Der Fall Niemöller. Heiden-
heim 2002, im Internet einsehbar unter 
https://bit.ly/3jCm02B). 

Ziemann schildert, dass bei ei-
ner großen Ökumene-Veranstaltung 
1952 in Indien der deutsche Bischof 
Hanns Lilje statusbewusst trotz tro-
pischer Temperaturen in schwarzem 
Bischofskleid schwitzend herumlief 
und sich bei der Essensausgabe wie 
selbstverständlich vordrängelte, wäh-
rend Niemöller, in heller Hose und 
Hemd, sich wie alle anderen hinten 
anstellte und beim Essen auf dem Bo-
den saß (S. 494). Einen deutschen Fa-
schisten stellt man sich anders vor. 

Der „friedensbewegte“ Niemöl-
ler. Benjamin Ziemann beschreibt, 
dass es weniger Niemöllers Rolle als 
„Lichtgestalt“ gewesen sei, die für die 
Friedensbewegung wichtig gewesen 

sei. Viel mehr habe u.a seine Theolo-
gie ermöglicht, das sich Kirchen den 
Anliegen der Friedensbewegung ge-
öffnet habe und so breite Bündnisse, 
an denen sich viele Menschen beteili-
gen, gesellschaftlich möglich wurden. 
Auch sei es der deutschen Friedens-
bewegung durch Niemöllers Engage-
ment in der Ökumene gelungen, ihren 
Eurozentrismus zu überwinden und 
Frieden als ein Ziel zu begreifen, das 
nur im Rahmen der „Menschheitsfa-
milie“ erreicht werden könne (S. 470). 
Ziemann deutet Niemöller zudem als 
die zentrale Person, die die DFG-VK 
für die Unterwanderung durch die 
DKP geöffnet habe, da alle Menschen 
gleich seien, wenn sie sich nur für den 
Frieden engagieren wollen.

Ziemann beschreibt, wie Niemöller 
im Laufe der Jahre durch den „Atom-
schock“ und seine Mitarbeit in der 
Ökumene seinen Antibolschewismus 
ablegt. Die Aufgabe des Antibolsche-
wismus ging letztlich so weit, dass 
Niemöller 1976 versuchte, Pastoren in 
der DDR zu erklärten, dass der Sozi-
alismus die einzige gerechte Gesell-

schaftsordnung sei und Milliardäre 
enteignet werden sollten (was in einem 
Tumult endete (S. 503)). An seinem Le-
bensende konnte er mit seiner funda-
mentalistischen Theologie vermutlich 
selber nicht mehr viel anfangen, wie er 
mehrmals andeutete (S. 503). 

Unterstützung des Vietcong in 
seinem „gerechten Krieg“. An sei-
nem Lebensende verortete sich Nie-
möller selbst schließlich weit links der 
Kommunist*innen (S. 503). Der späte 
Niemöller sah sich als „Revolutionär“ 
und warb z.B. beim Bundeskongress 
der DFG-VK 1972 für eine Unterstüt-
zung des Vietkong: „Wenn Sklaven 
sich wehren, ist das gerechter Krieg. 
Wir machen zwar nicht mit, aber un-

sere Sympathie ist beim viet-
namesischen Volk“ (471). 

Man beachte die erneu-
ten und auch im hohen Alter 
auftretenden Argumentati-
on mit einem völkischen Re-
ferenzrahmen, der Sklaven-
tum nicht an einer individu-
ellen Positionierung in einer 
Gesellschaft festmacht, son-
dern an der Souveränität ei-
nes angeblichen Volkes und 
der Abwesenheit von frem-
der Besatzung. Und bei der 
Floskel vom gerechten Krieg 
stellen sich mir die Nacken-
haare auf.

Mein Bild von Niemöller 
ist ein gespaltenes. Die Nie-
möllers, der eine Parteimit-
glied, der andere begeister-
ter Wähler Hitlers, deuteten 
nach 1945 ihre religiöse Ver-
weigerung im NS-Regime zu 
politischem Widerstand um, 
und verschwiegen, dass ge-
nau sie es waren, die verhin-

dert hatten, dass aus der religiösen 
Verweigerung der Bekennenden Kir-
che politischer Widerstand geworden 
war. Gleichzeitig verunglimpfte Martin 
Niemöller mit Georg Elser einen der 
wenigen Menschen, die tatsächlich 
die Courage hatten, Widerstand zu 
leisten. Er war auch nach 1945 bereit, 
Gräuelmärchen aus Nazi-Propaganda 

DFG-VK-Fusionsurkunde von 1974 mit Martin Niemöllers 
 Unterschrift an erster Stelle
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und an andere Verschwörungstheori-
en zu glauben, und verbreitete diese 
öffentlich. Und dass seine Fans dem 
nicht widersprochen haben, ist auch 
Teil des Gesamtbildes.

Kein aufrechter Bekenner. Niemöl-
ler stützte seine Theologie auf den 
zentralen Begriff des „Bekennens“. 
Mit dem Schuldbekenntnis schließt er 
an diese rhetorische Figur an. Da ist es 
irritierend, dass er sowohl in der Nazi-
zeit (S. 305) als auch danach kontinu-
ierlich bereit war, seinen Lebenslauf 
zu schönen, wenn es ihm opportun 
erschien. Die Umdeutungen rund um 
die 2. Denkschrift der vorläufigen Kir-
chenleitung habe ich schon erwähnt 
(S. 307 ff.). Niemöller strickte die Le-
gende, das er im KZ eine Freilassung 
gegen Widerruf abgelehnt habe, ob-
wohl es genau umgekehrt war (S. 315). 
Seine Meldung zur Marine aus der 
Haft redete Niemöller nach 1945 erst 
damit schön, dass er nur in Freiheit 
habe Christ sein können, obwohl ein-
deutig seine nationalistische Weltan-
schauung der Grund war (S. 325). Als 
das nicht verfing, erfand er die Story, 
dass er sich dem militärischen Wider-
stand habe anschließen wollen. Quel-
lenkritisch betrachtet kann er von die-
sem aber nicht gewusst haben (S.325, 
362). 

Fast schon unterhaltsam ist auch 
das zeitgenössische Vor und Zurück 
um das Debakel mit dem Besuch bei 
Hitler 1934 (S. 221 ff.). Der Besuch 
mündete in ein Debakel. Hitler be-
schloss danach, den Bischof, gegen 
den die Bekennende Kirche opponier-
te, noch mehr zu unterstützen. Nie-
möller redete in der Folge seinen Bei-
trag möglichst klein. Nach 1945 macht 
er aus dem Patzer jedoch eine helden-
hafte Widerstandsgeschichte mit ihm 
in der Hauptrolle (S. 221 ff.). 

Auf dem Höhepunkt des erwähn-
ten Skandals mit der VVN, der an-
geblich „nur Judenfreunde“ unterstüt-
ze, behauptet Niemöller, dass er, der 
„Kämpfer für Recht und Wahrheit“ 
sich nach „anfänglicher Sympathie“ 
bereits nach der Ermordung eines 
kommunistischen Arbeiters und Ge-

werkschafters im oberschlesischen 
Dorf Potempa durch eine Gruppe uni-
formierter SA-Männer im August 1932 
„von der NSDAP“ abgewandt habe 
(S. 377). Seine Fans ignorierten all 
dies, obwohl er mehrmals von Medien 
bei so offenkundigen Lügen wie der 
Story mit Potempa ertappt wurde. 

Die Martin-Niemöller-Stiftung be-
hauptet noch heute, im „Als sie die 
Kommunisten holten“-Zitat kämen 
Juden nicht vor, weil Niemöller diese 
nicht habe nennen können, weil „die 
große Verfolgungswelle“ erst einge-
setzt habe, als er schon im KZ gewe-
sen sei (https://bit.ly/3tCJKYE). Dieses 
Argument lässt sich schnell entkräften: 
Die Verfolgung der Juden ging gleich 
1933 in der ersten Woche nach der 
Machtübertragung mit einem gewalt-
tätigen Boykott los, und die Reichspo-
gromnacht dürfte selbst in Sachsen-
hausen erfahrbar gewesen sein. Inter-
essanter ist aber der Zusammenhang: 
Von der Judenverfolgung soll Niemöl-
ler im KZ nichts mitbekommen haben, 
während er gleichzeitig über den mili-
tärischen Widerstand im Bilde gewe-
sen sein will?

Auch das häufig benutzte Argu-
ment, dass Niemöller ein Kind seiner 
Zeit gewesen sei, und man deshalb 
Verständnis für seine Äußerungen 
haben müsse, halte ich für Verharm-
losung. In Niemöllers Umfeld gab es 
Menschen, die denselben Zeitum-
ständen und Bedrohungen ausgesetzt 
waren und trotzdem darauf beharrten, 
dass alle Menschen Menschen seien 
(das schreibe ich hier so plakativ, denn 
genau darauf, diese einfache Erkennt-
nis zu negieren, läuft Antisemitismus 
und die Zustimmung zur Machtüber-
tragung hinaus). In der Bekennenden 
Kirche gilt dies z.B. für Franz Hilde-
brandt, Karl Barth, Gerhard Jacobi, 
Christa Müller, Georg Schulz, Elisa-
beth Schmitz und Elisabeth Schie-
mann, die bereits 1933 Niemöller und 
der antisemitischen NS-Politik wider-
sprachen (S. 209 und S. 223). 

Aus der Crew von 1910 gilt dies 
für den Kapitänleutnant (und späte-
res DFG-Mitglied) Heinz Kraschutz-
ki, dem die Einsicht bereits im Ers-

ten Weltkrieg kam und der sich aktiv 
an der Novemberrevolution beteilig-
te (aber weiterhin an den Crew-Tref-
fen teilnahm). Auch die bereits 1916 
erfolgte Aufsehen erregende Entfer-
nung des Kapitänleutnants Hans Paa-
sche (Crew von 1899) aus der kaiser-
lichen Flotte dürfte dem Marineoffizier 
Niemöller zu Ohren gekommen sein. 
Niemöller selbst trat dem Argument 
von den Zeitumständen entgegen, 
wenn er Heinz Kraschutzki später so 
vorstellte: „Das ist mein alter Marine-
kamerad Kraschutzki. Ihm hat schon 
der Erste Weltkrieg die Augen geöffnet 
über das Wesen des Militarismus. Bei 
mir war leider noch ein Zweiter nötig.“ 
(Ralph Giordano: Rufer in der Wüste. 
In: Die Zeit, 10.6.1999).

Zu einem aufrechten Bekenner 
hätte gehört, dass Niemöller seine 
Vergangenheit konsistent aufarbei-
tet. Das tat er jedoch nicht. Gleich-
zeitig stritt Niemöller in späten Jah-
ren für eine gerechtere Welt, wo er 
konnte. Der Wandel der Einstellun-
gen und Überzeugungen Martin Nie-
möllers ist nicht im Sinne eines Sau-
lus-Paulus-Erlebnisses passiert. Ich 
denke, man sollte sich Niemöllers Ein-
stellungswandel eher wie einen kon-
tinuierlichen lebenslangen Prozess 
vorstellen. Da Niemöller auch immer 
mehr oder weniger in seinen alten 
Vorstellungen festhing, dürfte ihm das 
aufrechte Bekennen zu seiner Vergan-
genheit so schwer gefallen sein. 

Zu Niemöllers Geschichte gehören 
jedoch auch die Fans, die nicht ge-
nauer nachfragten oder es gar nicht 
so genau wissen wollten, wenn Nie-
möller für peinliche Details schnell mal 
eine Ausrede konstruierte. 

Uns sollte das Beispiel Niemöller 
mahnen, auch bei „großen“ Männern 
(und Frauen) genau hinzuschauen. 
Auch unsere eigene Blendung beim 
Betrachten von vermeintlich beeindru-
ckenden Vorbildern müssen wir immer 
wieder hinterfragen. Denn charismati-
sche Anführer*innen sind nichts ohne 
ihre Fans, die sie kritiklos beklatschen.

Hauke Thoroe ist aktiv im DFG-VK-Lan-
desverband Berlin-Brandenburg. «

Pazifismus
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Wo viel Licht ist, gibt es auch viel Schatten
Zum Beitrag von Hauke Thoroe über den früheren DFG-Präsidenten Martin Niemöller
Von Stefan Philipp

Pazifismus

Lieber Hauke Thoroe,
als Du angekündigt hattest, 
eine Besprechung der Zie-
mann-Biografie über Martin 

Niemöller liefern zu wollen, habe ich 
schnell zugesagt. Dass der frühere 
U-Boot-Kommandant in der kaiser-
lichen Marine, spätere NSDAP-Wäh-
ler, dann KZ-Häftling und nach dem 
Zweiten Weltkrieg Kirchenpräsident 
sich schließlich zum Pazifisten wan-
delte und weltweit bekannt und ge-
achtet war ... ein solcher Mensch kann 
mit einigem Recht als „Jahrhundert-
gestalt“ bezeichnet werden. Dass er 
auch noch Präsident der DFG-VK und 
bis zu seinem Tod 1984, vor bald vier 
Jahrzehnten also, Ehrenpräsident war, 
macht ihn auch und gerade für die Le-
serInnen der ZivilCourage, von denen 
viele mit dem Namen Niemöller wenig 
anfangen dürften, interessant.

Dass nun für jemand wie Dich 
aus der Gruppe der Unter-35-Jähri-
gen, der auch erst zwei Jahre DFG-
VK-Mitglied ist, die Lektüre des Zie-
mann-Werks „verstörend“ ist, das 
kann ich gut verstehen. Auch wenn 
mir durchaus einiges, was Du aus der 
Biografie darstellst, neu war, so sind 
doch die grundsätzlichen Fakten kein 
Geheimnis und waren es in der DFG-
VK auch nicht. Ich erinnere an die Ver-
öffentlichung eines Beitrags von mir in 
der ZivilCourage Nr. 1/2017 anlässlich 
des 125. Geburtstages von Niemöller 
(www.dfg-vk.de/files/zivilcourage/ZC-
01-17-WEB.pdf). Darin sind auch seine 
Schattenseiten skizziert. 

Diese können, sollen und dür-
fen benannt werden; unbedingt. Du 
sprichst von einer „Beißhemmung“. 
Die braucht es aus meiner Sicht nicht. 
Viel mehr sollten wir ein realistisches, 
und damit differenziertes Bild entwi-
ckeln. Frei nach Goethe: Wo viel Licht 
ist, gibt es auch viel Schatten. Aller-
dings dürfte das realistische Bild nicht 

schwarz-weiß sein, sondern zahlrei-
che und farbige Schattierungen da-
zwischen enthalten. Um das von Dir 
gezeichnete Bild bunter zu gestalten, 
habe ich einige wenige Aspekte näher 
betrachtet.

Eine zentrale Kritik von Dir an Nie-
möller ist, dass er sich als Pastor und 
Funktionär der Bekennenden Kir-
che zwar gegen die Anwendung des 
„Arierparagrafen“ im Bereich der 
evangelischen Kirche wandte, nicht 
aber gegen die Diskriminierung und 
Entrechtung von Juden insgesamt. 
Und zweitens, dass er und die Beken-
nende Kirche nicht den Schritt von der 
Verweigerung zum Widerstand gegen 
das Nazi-Regime gegangen seien. 
Was Du dazu, auf Ziemann gestützt, 
an Fakten darstellst, ist sicherlich 
richtig. Dass ein anderes Verhalten 
von Niemöller und seiner Kirche wün-
schenswert und politisch richtig und 
notwendig gewesen wäre, ist klar. Es 
ist aber die Frage, ob man das wirklich 
erwarten durfte und konnte. Und das 
erscheint mir zweifelhaft.

Schon im Neuen Testament heißt 
es im Brief des Apostels Paulus, ge-
schrieben in der Mitte des ersten Jahr-
hunderts, an die christliche Gemeinde 
in Rom, dem sog. Römerbrief, im 13. 
Kapitel in den ersten beiden Versen: 
„Jedermann sei untertan der Obrig-
keit, die Gewalt über ihn hat. Denn es 
ist keine Obrigkeit außer von Gott; wo 
aber Obrigkeit ist, ist sie von Gott an-
geordnet. Darum: Wer sich der Obrig-
keit widersetzt, der widerstrebt Gottes 
Anordnung; die ihr aber widerstreben, 
werden ihr Urteil empfangen.“ 

Das ist gewissermaßen christlich- 
kirchliche DNA, dass sich christliche 
Religion und Kirche nicht gegen die 
„weltliche“, aber „von Gott“ eingesetz-
te Obrigkeit wenden und für politsche 
Veränderungen kämpfen.

Durch die konstantinische Wende 
im 4. Jahrhundert wurde das Christen- 
tum zur Staatsreligion, seitdem gab es  
die Verbindung von „Thron und Altar“. 

Die protestantischen Kirchen sind 
ein Resultat der durch Martin Luther 
ausgelösten Reformation. Noch heu-
te ist das Augsburger Bekenntnis aus 
dem 16. Jahrhundert eine verbindliche 
Bekenntnisschrift.   In dessen Artikel 16  
heißt es, „dass alle Obrigkeit in der 
Welt und geordnetes Regiment und 
Gesetze gute Ordnung sind, die von 
Gott geschaffen und eingesetzt sind“ 
(weshalb übrigens „Christen ... recht-
mäßig Kriege führen ... können“). 

Vor diesem Hintergrund und der 
obrigkeitsstaatlichen Tradition der 
evangelischen Kirche ist der „Kirchen-
kampf“ und die Entstehung der Be-
kennenden Kirche zu sehen. Die Na-
zi-Ideologie gründete auf einer angeb-
lichen Volksgemeinschaft nach dem 
Motto „Ein Volk, ein Reich, ein Füh-
rer“. Opposition wurde zum Verbre-
chen, alle gesellschaftlichen Bereiche 
wurden gleichgeschaltet, die Nazis 
sprachen von einem „positiven Chris-
tentum“ und hätten gerne eine zentral 
regierte Reichskirche gehabt. 

Gegen diesen Versuch der Gleich-
schaltung wurde die Bekennende 
Kirche gegründet. Ihre theoretische 
Grundlage war die Barmer Theologi-
sche Erklärung von 1934, die gegen 
den nationalsozialistischen Totalitäts-
anspruch z.B. diese These setzte: „Wir 
verwerfen die falsche Lehre, als gebe 
es Bereiche unseres Lebens, in denen 
wir nicht Jesus Christus, sondern an-
deren Herren zu eigen wären (...).“ Po-
litischer Widerstand lag der Beken-
nenden Kirche und den meisten ihrer 
AnhängerInnen fern – mindestens in 
den Anfangsjahren nach 1933. Spä-
ter gab es dann einige, die aus ihrem 
Glauben die Konsequenz des aktiven 
Widerstands gezogen haben.
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„Als die Nazis die Kommunis-
ten holten, habe ich geschwiegen ...“ 
Dieser vielleicht berühmteste Aus-
spruch Niemöllers endet so: „Als sie 
mich holten, gab es keinen mehr, der  
protestieren konnte.“ Auch wenn diese 
Sätze, wohl erstmals in Reden ab 1946  
formuliert, kein Aufruf zu einem 
vielleicht zukünftig nötig werdenden 
Widerstand sind, so sind sie doch 
nicht anders zu verstehen als das Ein- 
geständnis eines Fehlers nach der 
Etablierung des Nazi-Staates. 

Ich erinnere mich, dass dieses Nie-
möller-„Gedicht“ in meiner Jugend in 
den 1970er Jahren, als ich in der evan-
gelischen Jugendarbeit aktiv war und 
mich dann in der Friedensbewegung 
engagierte, große Bedeutung hatte. 
Für uns brachte es eine Haltung zum 
Ausdruck, die wir für unbedingt richtig 
hielten und als Handlungsaufforderung 
verstanden: zu Unrecht nicht schwei- 
gen und dagegen aktiv werden.

Nun gibt es immer wieder Streit 
darüber, ob Niemöller auch „die Ju-
den“ darin einbezogen hat im Sinne 
von „Als die Nazis die Juden holten“. 
Auch Du, Hauke, thematisierst das ja 
in Deinem Text und weist darauf hin, 
dass Ziemann keine autorisierte Fas-
sung gefunden hätte, in der „die Ju-
den“ genannt worden wären. Mir 
scheint dieser Streit einerseits akade-
misch zu sein und vielleicht auch ein 
Element in der beabsichtigten „De-
maskierung“ Niemöllers als Antisemit. 
Ein solcher war er sicher jahre-, wenn 
nicht jahrzehntelang – so, wie viele, 
wenn nicht die meisten Deutschen. 
Du hast ja nachvollziehbar dargestellt, 
wie sich sein völkischer Antisemitis-
mus über einen lutherischen Anti-Ju-
daismus zur kulturellen Judenfeind-
lichkeit entwickelt hat. Das macht es 
natürlich nicht besser, sondern bleibt 
eine tiefschwarze Schattenseite. 

Bezüglich des Gedichts gibt es 
aber noch Folgendes zu sagen: Die 
„Abholung“ und Inhaftierung in La-
gern von Kommunisten, Sozialde-
mokraten und Gewerkschaftern be-
gann direkt nach der Machtübernah-
me 1933. Die Verfolgung, Inhaftierung, 
Mundtotmachung und Ermordung po-

litischer Gegener setzte sich in den 
Jahren danach fort. 

Jüdische Deutsche wurden ent-
rechtet, gedemütigt und aus dem öf-
fentlichen und gesellschaftlichen Le-
ben verdrängt und in, wenn auch vie-
len, Einzelfällen misshandelt und ge-
tötet. Die Vernichtung der deutschen 
und europäischen Juden kündigte 
Hitler 1939 in einer Reichstagsrede 
im Januar an und praktizierte sie im 
Schatten des von Deutschland be-
gonnenen Krieges. Zu diesem Zeit-
punkt war Niemöller bereits seit zwei 
Jahren im KZ und als öffentliche Stim-
me zum Schweigen gebracht.

Die Verunglimpfung Georg El-
sers. Als „verstörend“ bezeichnest 
Du, dass und wie lange Niemöller den 
Widerständler Georg Elser verleumdet 
hat, der für den 8. November 1939 ein 
Spengstoff-Attentat in München vor-
bereitet hatte, bei dem Hitler und ein 
großer Teil der NS-Führung getötet 
werden sollten, das aber knapp schei-
terte. Hier ist Niemöller einer klassi-
schen Verschwörungstheorie aufge-
sessen und hat diese weiterverbreitet. 
Strukturell Ähnliches erleben wir ja 
nun auch in Pandemiezeiten und dass 
wissenschaftliche Erkenntnisse Ver-
schwörungstheoretiker nicht von ihren 
Märchenerzählungen abbringen. Dass 
soll Niemöller keineswegs entschuldi-
gen. 

Aber ich könnte mir vorstellen, 
dass er in seiner jahrelangen Haftzeit 
im KZ so von objektiven Informationen 
abgeschnitten war, dass ihm „Lager-
tratsch“ in diesem Fall plausibel er-
schien und sich das so bei ihm ver-
festigte, dass er auch nach der Be-
freiung bei diesem „Geschwurbel“ 
blieb. Im Übrigen war er ja beleibe 
nicht der Einzige, der in der Beurtei-
lung Elsers falsch lag. Wenn ich das 
richtig sehe, dann dauerte es Jahr-
zehnte, bis die historische Forschung 
den Sprengstoff-Anschlag Elsers als 
den Widerstandsakt eines Einzelnen 
belegt hatte. Und dann dauerte es ja 
bis in die 1990er Jahre, bis seine Tat in 
der offiziellen Gedenkkultur der Bun-
desrepublik gewürdigt wurde. «

Atomtod und Friedensbewegung. 
Deine Behauptung, Niemöllers En-
gagement für und in der Friedensbe-
wegung sei „völkisch motiviert“, hal-
te ich für sehr verkürzt und nicht hin-
reichend belegt. Nach der militäri-
schen Befreiung vom Faschismus 
war Deutschland ein in vier Besat-
zungszonen geteiltes Land. Nach der 
Gründung der BRD im Mai 1949 und 
der DDR im Oktober 1949, beide be-
schränkt in ihrer Souveränität, verlief 
zwischen diesen die Grenze zwischen 
den beiden Blöcken, der westliche 
angeführt von den USA, der östliche 
von der Sowjetunion. In einem Krieg 
wäre die beiden deutschen Staaten 
das – vielleicht atomare – Schlacht-
feld gewesen. In dieser Situation vor 
dem drohenden Atomtod zu warnen 
und sich dagegen auszusprechen, 
dass die beiden deutschen Teilstaa-
ten zu Frontstaaten der sich feindlich 
gegenüberstehenden Blöcke werden, 
hat einerseits sicherlich mit einem na-
tionalen Interesse zu tun, ist aber an-
dererseits auch Ausdruck praktischer 
Vernunft (wenn man staatliche Ver-
fasstheit als Ordnungsrahmen ak-
zeptiert). Ich will nur daran erinnern, 
dass die Gesamtdeutsche Volkspar-
tei der 1950er Jahre als der partei-
politische Ausdruck dieses Denkens 
getragen wurde von Menschen wie 
Gustav Heinemann (später SPD-Bun-
despräsident), Johannes Rau (später 
SPD-Bundespäsident), Erhard Eppler 
(später SPD-Bundesminister), Robert 
Scholl (Vater der Geschwister Scholl).

Fans. Dass Du die Unterstützer und 
Anhänger Niemöller durchgängig als 
Fans bezeichnest, finde ich bösartig. 
Das Wort leitet sich vom lateinischen 
„Fanaticus“ ab, was sich mit „in rasen-
de Begeisterung versetzt“ übersetzen 
lässt, sowie vom englischen „Fanatic“, 
„eifernd“ bedeutend.

Soweit nur einige kurze Bemerkungen 
zu Deinem ausführlichen Text. Ich bin 
Dir dankbar für diesen Anstoß und hof-
fe, dass ihn nun weitere DFG-VK-Mit-
glieder aufnehmen und sich äußern.
Viele Grüße von Stefan Philipp
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Zum Leserbrief von Thomas Rödl 
zur „Lego-Aktion“ in ZivilCourage Nr. 
5/2020, Seite 32

Mit Entsetzen habe ich den Leser-
brief von Thomas Rödl zu dem Arti-
kel „Bauklötze statt Waffen“ gelesen. 
Wenn hier etwas zu „langatmig“ er-
scheint, dann doch wohl dieser Le-
serbrief. Akteure wie Thomas Rödl 
haben mich schon vor vielen Jahren 
bewogen, von einem aktiven Engage-
ment in der DFG-VK wieder Abstand 
zu nehmen.

Zu „Es gibt keinen eindeutigen Zu-
sammenhang zwischen der Benut-
zung von Kriegsspielzeug ...“: Viel-
leicht hat hier jemand ja einfach nur 
nachgebrabbelt, was ihm die Kriegs- 
und Konsumgüterindustrie mit zum 
Teil nachgewiesen lancierten „wis-
senschaftlichen Studien“ vorgaukelt. 
Ein paar Stichworte: Konditionierung, 
Herabsetzen der Hemmschwelle, Ver-
harmlosung. Alles hinreichend be-
kannt und unbestritten. Gerne darf 
man sich auf informieren (z.B. hier: 
https://www.friedenskooperative.de/
friedensforum/artikel/kloetze-statt-ka 
nonen), bevor mensch schreibselt.

Ja, was denn: „Die Soldaten bei 
der Bundeswehr schießen doch nur 
auf Scheiben. Das ist doch gar nicht 
schlimm.“

Und ja: Da hat eine Münchner 
Gruppe viel wichtigeres „zu tun“ (Ich 
habe nur in dem langen Plädoyer wohl 
die lange Liste der erzielten Erfolge 
dieser Gruppe im Jahr 2020 überle-
sen).

Und nein: Die Rüstungsindustrie 
ist ja auf diesem Gebiet so dermaßen 
dämlich, dass sie diese vielfältigen 
Aktivitäten zur Unterstützung der Pro-
duktion von Kriegsspielzeug entfaltet, 
obwohl doch gemeinhin bekannt ist, 
dass das gar keine Wirkung hat.

Was denn noch? Ja sicher: „Ent-

scheidungsfindung in der DFG-VK“. 
Da ist dezentrales Engagement, das 
wie in diesem Falle auch noch zeitkri-
tische Aktion erforderte, nicht gefragt, 
sondern die Einhaltung von Macht-
strukturen nach Top-down-Prinzip. 
Basis-Demokratie ist out. Das können 
doch die „weisen alten Männer“ an 
der Spitze besser entscheiden.

Zu „politische Hochstapelei“: Na, 
da ist wohl jemand auch noch nei-
disch auf den Erfolg der anderen ...

Gerne möchte ich an dieser Stel-
le meinen Dank an die Aktivisten, die 
diese Aktion unterstützt haben, zum 
Ausdruck bringen und ihnen zu dem 
außergewöhnlichen und schnellen 
Erfolg gratulieren! Mir ist allerdings 
schleierhaft, wie sich jemand wie der 
Autor des hier genannten Leserbriefes 
in die DFG-VK verirren konnte.

Helmut Böcker 

Zum Leserbrief von Ralf Cüppers zu 
Artikeln zur Corona-Pandesmie in Zi-
vilCourage Nr. 5/2020, Seite 34

Wesentlich sachlicher als Ralf Cüp-
pers Beitrag bewerte ich den von Jo-
achim Schramm auf Seite 8 zum sel-
ben Thema. 

Die Frage, ob die Opferzahlen 
noch relativ niedrig oder hoch sind, 
stellt sich inzwischen nicht mehr.

Das Infektionsgeschehen und die 
Beurteilung von Gegenmaßnahmen 
als mehr oder weniger wirksam ist zu 
komplex, um diese unabhängig von 
den jeweils spezifischen und durch-
aus sehr verschiedenen Gegeben-
heiten bewerten zu können. Diesbe-
züglich, insbesondere was die „Drit-
te-Welt-Länder“ betrifft, kann ich die 
Beiträge von Medico nur empfehlen 
(z.B. https://www.medico.de/unter 
schaetztes-afrika-17813, https://www.
medico.de/corona-solidaritaet-in-zei 
ten-der-pandemie). So spielt die Ein-
bindung in die globalen Verkehrs- und 
Handelswege eine wesentliche Rolle. 
Die Fallzahlen in Laos sind nicht sinn-
voll mit denen in Europa und Südafri-
ka zu vergleichen. Die Vertrauenswür-
digkeit der Daten aus China ist wohl 
mit Vorsicht zu genießen – jedenfalls 

wird man nachweislich dort für kriti-
sche Berichterstattung über das Co-
rona-Geschehen schnell mal zu vier 
Jahren Gefängnis verurteilt.

Ich stimme vollkommen über-
ein, dass der neoliberale Umbau un-
seres Gesundheitswesens dieses 
selbst krank gemacht hat und infolge-
dessen die Corona-Krise verschärft 
hat. Selbst über alle Maßen zynisch 
ist die Behauptung, regierungssei-
tig „eine möglichst gleichmäßige Zahl 
von Neuinfektionen für eine gleichmä-
ßige Auslastung“ der Krankenhäuser 
sicherstellen zu wollen. Wenn kurz-
fristige Profitinteressen die Entschei-
dungen dominiert hätten, hätte man 
nicht alle nicht unbedingt erforder-
lichen (besonders profitablen) Ope-
rationen auf unbestimmte Zeit ver-
schoben. Die abschreckende Kran-
kenhaussituation in Italien im Frühjahr 
des vergangenen Jahres war hier of-
fensichtlich ausschlaggebend. Jedes 
vermeidbare Todesopfer ist eines zu 
viel. Die Einstellung, andere sollen für 
die Freiheitsrechte sterben, ist meiner 
Meinung nicht mit einer pazifistischen 
Einstellung vereinbar.

Ich habe den Eindruck, dass Ralf 
Cüppers seine Fähigkeiten als Ver-
fassungsrechtler überschätzt, wenn 
er alle Einschränkungen gegen Men-
schen mit (temporär) negativem Tes-
tergebnis pauschal als grundgesetz-
widrig erklärt. Nach bisherigem Kennt-
nisstand ist jeder Mensch potenzieller 
Überträger von Corona-Viren. Es er-
scheint anmaßend, Leute als „epide-
mologisch oder einfach nur vernünf-
tig denkend“ zu qualifizieren, unter 
der ausschließenden Voraussetzung, 
dass sie so denken wie er selbst. Mit 
der Bezeichnung „Propagandist Dros-
ten des menschenverachtenden Ge-
sundheitsministers“ überspannt er 
den Bogen dann im Finale und macht 
sich mit der Hetze der Corona-Leug-
ner im Netz gemein. 

P.S. Die Ausgabe der ZC 5/2020 
halte ich für besonders gelungen, 
insbesondere den Artikel „Was neue 
DFG-VK-Mitglieder denken“. Gern 
mehr davon.

Titus Sobisch

Zuschriften bitte 
per E-Mail an die 
Reaktion unter:
zc@dfg-vk.de



35Nr. 1 | 2021 ZivilCourage

Zu den „Corona-Beiträgen“ von Wil-
li Rester (S. 3), Joachim Schramm 
(S. 8)und Ralf Cüppers (S. 34) in Zivil-
Courage Nr. 5/2020

Von Willi Rester lese ich über sei-
ne Auseinandersetzung mit einem 
DFG-VK-Kollegen, der gegen die Ein-
schränkung von Grundrechten de-
monstriert hat. Dieser hatte ihn zu ei-
ner Demo eingeladen. Er schien Ver-
ständnis dafür aufzubringen, dass 
dieses andere DFG-VK-Mitglied sich 
Sorge um die Einschränkung des De-
monstrationsrechtes machte. Wenn 
man seinen Text so liest, schien sein 
Kollege umzingelt von Rechtsradika-
len und Impfgegnern gewesen zu sein. 
Ach ja, da waren noch dreimal so vie-
le Eltern, die Probleme mit der Kin-
derbetreuung hatten. Also ich weiß ja 
nicht, auf welcher Demonstration das 
sich so abgespielt hat. Ich kann von 
mir aus nur sagen, dass ich auf meh-
reren solcher Demonstrationen war 
und dort bisher überwiegend Men-
schen aus der Mitte der Gesellschaft 
getroffen habe. Aber auch von diesen 
Demonstrationen wird in den Main-
stream-Medien immer wieder die glei-
che Leier abgespult: AFD, Aluhutträ-
ger und Verschwörungstheoretiker. 
Aus meiner eigenen Anschauung kann 
ich nur sagen, dass ich die Verschwö-
rungstheoretiker inzwischen auf der 
anderen Seite sehe. Es sind die Poli-
tiker und die Mainstream-Medien die 
uns tagtäglich einhämmern, dass wir 
am Rande einer Katastrophe leben 
und daher jedes Mittel recht ist, uns 
Bürger zu etwas zu zwingen. Auch der 
Tenor dieses Artikels „sprechen statt 
brechen“ kommt mir vor, als hätte ich 
ihn in den Mainstream Medien gese-
hen. 

Der zweite Artikel ist der von Jo-
achim Schramm. Hierin wird darauf 
hingewiesen, dass die DFG-VK krea-
tiv mit den Einschränkungen der Ver-
sammlungsfreiheit umgegangen sei. 
Andererseits sei die Einschränkung 
der Grundrechte auch im Parlament 
diskutiert worden, und dann heißt es: 
„Und statt sich kritisch mit sinnvollem 
und nicht sinnvollen Beschränkungen 

sachlich auseinanderzusetzen, haben 
wir einen Streit darüber erlebt, ob es 
Corona überhaupt gibt oder nicht, ob 
es eine Pandemie ist oder nicht, ob 
man an oder mit Corona stirbt.“ Wenn 
das tatsächlich der Tenor der Bundes-
tagsdebatte war, dann kann ich nur 
sagen, dann werden bewusst keine 
Argumente ausgetauscht. Jeder Ver-
such, Kritik an den Maßnahmen der 
Bundesregierung zu üben, wird auf 
eine Schiene geschoben, die diese 
sachliche Auseinandersetzung über-
haupt nicht zulässt. Dabei gäbe es ge-
nügend Experten, die der Bundesre-
gierung schon angeboten haben, sich 
über ihre Sicht der Dinge mit denen 
des RKI und des Herrn Drosten aus-
zutauschen. Aber das wird von der 
Bundesregierung unterbunden. Jede 
Meinung, die den offiziellen Verlaut-
barungen widerspricht, wird unter-
drückt und auch sanktioniert. Exper-
ten, die man nicht einfach versetzen 
kann, wird jede Möglichkeit genom-
men, sich über publikumswirksame 
Plattformen zu äußern. Meinungsviel-
falt?! Oder doch Corona-Diktatur?! 
Zustimmen muss ich Joachim Schr-
amm, dass es nachdenklich macht, 
dass sich der Einsatz für Grundrech-
te nicht schon am Beispiel vom Bruch 
des Friedensgebotes durch Ausland-
seinsätze und Rüstungsexporte ge-
zeigt hat. Das lässt ihn zu dem Schluss 
kommen, dass es die ich-Bezogenheit 
ist, die nunmehr die Menschen auf die 
Straßen gehen lässt. Leider kommt 
dann aber wieder die Leier, dass man 
sich gemein macht mit den Rechten, 
den Verschwörungstheoretikern usw. 
Auch aus diesem Artikel geht für mich 
hervor, dass sich der Autor anschei-
nend noch nie mit den Fakten ausei-
nandergesetzt hat, die von Querden-
kern und anderen besorgten Mitmen-
schen vorgetragen werden.

So war ich froh, dass ich auf den 
letzten Seiten des Heftes noch eine 
Stellungnahme zu den Leserbriefen 
aus Heft 4/2020 gefunden habe. Hier 
spricht sich Ralf Cüppers deutlich da-
für aus, dass die notwendige Abgren-
zung gegen Nazis nicht zu einer un-
kritischen Unterstützung der Grund-

rechtseinschränkungen durch die 
Bundesregierung führen darf. Dies 
führe dazu, dass Menschen, die die 
Bundesregierung diesbezüglich kri-
tisieren, sich nicht öffentlich äußern 
mögen, weil sie nicht in die Nazi-Ecke 
gestellt werden wollen.

Und das genau ist der Punkt, auf 
den ich aufmerksam machen will. 
Hier findet eine bewusste Spaltung 
statt, die zum Ziel hat, jegliche Kri-
tik zu diffamieren, nicht, indem man 
die Argumente der anderen Seite wi-
derlegt, sondern indem man die Kri-
tiker in die Schmuddelecke stellt. Un-
ter solchen Spaltungen hat auch die 
Friedensbewegung gelitten. Es heißt 
doch so schön: Nur gemeinsam sind 
wir stark! So soll dies auch eine An-
regung an die Mitglieder unseres Ver-
bandes sein, die Zusammenarbeit mit 
anderen friedensbewegten Gruppen 
viel stärker zu forcieren. Am 5.12.2020 
haben wir zum Thema abrüsten statt 
aufrüsten im Schatten des Kölner Do-
mes eine vernetzte Veranstaltung ge-
meinsam mit Gewerkschaftern und 
anderen Gruppierungen gehabt. Es 
war im Prinzip eine gelungene Veran-
staltung. Aber seien wir einmal ehr-
lich! Auch wenn ca. 100 Teilnehmer 
anwesend waren, so waren wir doch 
im Prinzip unter uns. Viele Menschen 
mit unserem Anliegen zu erreichen, 
ist uns nach meiner Sicht nicht gelun-
gen. Um als Friedensbewegung wahr-
genommen zu werden, müssen viele 
Menschen mehr aufmerksam werden.

Und noch einen Satz zum Schluss: 
Ich denke, es ist vielen von uns be-
wusst, dass unsere Leit-Medien, also 
die Mainstream-Medien, es im Be-
zug auf geopolitische Themen nicht 
so ernst nehmen, ihren Zuschauern 
ein vollständiges Bild zu präsentieren. 
Wenn ich mir das Russland-Bashing 
seit Jahren in den Medien anschaue, 
weiß ich, dass es nicht um journalis-
tische Aufklärung geht. Und jetzt nur 
mal so als Gedankenanregung: Ma-
chen die Medien das bei der Bericht-
erstattung über die Demonstrationen 
gegen Grundrechtseinschränkungen 
vielleicht auch so?

Josef Opladen

Briefe
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Trauer um einen tatkräftigen Pazifisten
Heiner Häberlein, ehemals DFG-VK-Bundesvorstandsmitglied und bayerischer  
Landesvorsitzender, ist im Alter von 71 Jahren im November 2020 gestorben
Von Harald Will

August 1968. In der Tsche- 
choslowakei sind Truppen 
des Warschauer Paktes ein-
marschiert. Auf den Straßen 

stellen sich unbewaffnete Menschen 
den Panzern der Invasoren entgegen. 

In Prag beobachtet das ein junger 
Mann aus Nürnberg: Heinrich „Heiner“ 
Häberlein, 19 Jahre alt. Er ist auf der 
Suche nach seinen Eltern, die in der 
CSSR unterwegs und nicht zur ver-
einbarten Zeit nach Hause zurückge-
kehrt sind. Was Heiner in Prag sieht, 
den gewaltfreien Widerstand gegen 
eine militärische Aggression, das be-
eindruckt ihn tief. Es prägt ihn für sein 
weiteres Leben, wie er später erzählt. 
Ein Leben, in dem er sich mit all sei-
ner Energie für Frieden und Völkerver-
ständigung einsetzen wird.

Schon 1967 hat Heiner, der zu die-
ser Zeit als Feinmechaniker arbeitet 
und die Berufsaufbauschule besucht, 
den Kriegsdienst verweigert. Er ist ak-
tiv bei der evangelischen Jugend in 
Nürnberg und macht dort unter ande-
rem KDV-Beratung. Die Kriegsdienst-
verweigerung ist für ihn nicht nur eine 
individuelle Entscheidung. „Es wurde 
mir klar“, sagt er später einmal, „dass 
ich von Gewaltverzicht, Frieden ohne 
Abschreckung und Gewaltandrohung 
... nicht nur reden kann, sondern dass 
ich dazu zusammen mit anderen et-
was tun muss, um diese Ziele zu er-
reichen.“ 

1969 tritt Heiner der DFG-IdK 
(Deutsche Friedensgesellschaft – In-
ternationale der Kriegsdienstgegner) 
bei. Bereits drei Jahre später wird er 
in den Bundesvorstand gewählt und 
ist verantwortlich für den Arbeitsbe-
reich, der die Fusion mit dem VK (Ver-
band der Kriegsdienstverweigerer) zur 
DFG-VK vorbereitet. Parallel zu sei-
nem politischen Engagement beginnt 
Heiner ein Studium für das Lehramt 

an Grund- und Hauptschulen, 
das er mit dem Staatsexamen 
abschließt. Lehrer kann er al-
lerdings zunächst nicht werden. 
Den bayerischen Behörden gilt 
die DFG-VK als „kommunis-
tisch beeinflusst“; deshalb ver-
weigern sie Heiner den Eintritt 
in den Schuldienst. Es dauert 
sechs Jahre, bis er sich juris-
tisch die Einstellung als Lehrer 
erkämpft hat.

1975 wird Heiner zum Vor-
sitzenden der DFG-VK Bayern 
gewählt. Er bleibt 13 Jahre lang 
an der Spitze des Landesverbandes. 
Auch auf Bundesebene ist er wieder 
aktiv: 1979 übernimmt er im Bundes-
vorstand das Referat KDV, er ist Ini-
tiator der bundesweiten Aktion „Ver-
weigert alle Kriegsdienste“ und arbei-
tet mit an der Kampagne „Atomwaf-
fenfreie Städte und Gemeinden“. Die 
Aktiven des bayerischen Landesver-
bands und jene, die mit ihm auf Bun-
desebene zu tun haben, schätzen Hei-
ner – auch wegen seiner Tatkraft. Er 
ist ein unermüdlicher Arbeiter, der Sit-
zungen akribisch vorbereitet und in 
der Öffentlichkeit beredt für die Sache 
des Pazifismus eintritt. Zugleich erle-
ben ihn alle als einen Menschen, der 
trotz aller Hartnäckigkeit nicht verbis-
sen, sondern locker wirkt und der an-
deren zugewandt ist.

Besonders wichtig ist Heiner die 
internationale Zusammenarbeit. So 
knüpft er intensive Kontakte zu Frie-
densgruppen in der Tschechoslowa-
kei. 1983 organisiert er auf Bitte des 
Koordinationsausschusses der Frie-
densbewegung die erste Reise einer 
bundesdeutschen Delegation in die 
CSSR. 1986 wird er Koordinator der 
blockübergreifenden Aktion „Olof-Pal-
me-Friedensmarsch für einen atom-
waffenfreien Korridor in Mitteleuropa“. 

Nach 1989 zieht sich Heiner von 
Funktionen in der DFG-VK weitge-
hend zurück – abgesehen vom Amt 
des Stiftungsratsvorsitzenden der 
Bertha-von-Suttner-Stiftung der DFG-
VK, das er 2015 für vier Jahre über-
nimmt. Er konzentriert sich auf seine 
pädagogische Arbeit und darauf, Be-
gegnungen von deutschen und tsche-
chischen Schülerinnen und Schülern 
zu organisieren. Im Jahr 2000 erhält 
Heiner den bayerischen Friedenspreis 
der DFG-VK zuerkannt. In seiner Dan-
kesrede sagt er: „Wahrscheinlich bin 
ich ein unverbesserlicher Optimist, 
wenn ich die Vision habe, dass es viel-
leicht langfristig doch gelingt, Armeen 
überflüssig zu machen und sie eines 
Tages abzuschaffen“. Das, so Heiner, 
sei noch Utopie, aber man dürfe sich 
davon nicht beirren lassen. Die Forde-
rung Bertha von Suttners „Die Waf-
fen nieder!“ gelte nach wie vor: „Das 
bleibt erstes Ziel!“ 

Heiner selbst kann es nun leider 
nicht mehr verfolgen; am 13. Novem-
ber 2020 ist er mit 71 Jahren überra-
schend in Nürnberg gestorben. 

Harald Will ist aktiv in der DFG-VK-
Gruppe München und kannte Heiner 
Häberlein jahrzehntelang.
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Etwa 15 000 junge Männer absolvier-
ten zwischen 1964 und 1990 einen 
18-monatigen kasernierten Dienst als 
Bausoldat. Ein Detail deutscher Ge-

Thomas Weigel: 
Ausgangssperre.  
Bausoldaten im Ko-
loss von Prora.  
Muldenhammer 
2020; 316 Seiten;  
14,95 Euro

schichte – aberh wert, erzählt zu wer-
den.

Der Autor wollte einen Roman 
schreiben und er hatte wohl diese drei 
Ziele:

1. Das Alltagsleben einer Respekt 
verdienenden christlichen Familie in 
einem christenunfreundlichen Land 
(hier die damalige DDR) beschreiben 
und dazu ermutigen.

2. Ein entscheidendes Anliegen 
war ihm, die Rolle der Bausoldaten in 

Buchbesprechungen

Von den 77,8 
Millionen In-
ternet-Nut-
zer*innen in 

Deutschland sind 38 
Millionen auf Soci-
al-Media-Plattformen 
aktiv. Gerade in Pan-
demie-Zeiten – aber 
auch sonst – ist es 
für uns wichtig, Men-
schen online zu er-
reichen und für unse-
re politischen Ziele zu 
gewinnen. Dafür wol-
len wir euch Friedens-
aktive fit machen!

Die Workshop- 
Reihe richtet sich an 
DFG-VK-Aktive, die 
bereits (ob privat oder im 
Rahmen des Engage-
ments für eine fried-
liche Welt) auf Soci-
al-Media-Plat t for-
men aktiv sind oder 
es werden wollen. 

Im ersten Teil wird 
grundlegend in die The-
matik eingeführt, der zwei-
te Teil befasst sich mit den 

Friedensthemen online vermitteln
Einladung zu einer Workshop-Reihe der DFG-VK zu sozialen Medien im April
Von Michael Schulze von Glaßer

Plattformen Fa-
cebook und In-
stagram, der drit-
te Teil mit Youtube 
und Twitter (bei In-
teresse kann auch 
auf weitere Platt-
formen wie z.B. Te-
legram eingegan-
gen werden). Dazu 
wird es auch einen 
Einblick in die So-
cial-Media-Auftritte 
des DFG-VK-Bun-
desverbands ge-
ben.

Neben der kri-
tischen Vorstellung 
der Plattformen 
(sowie der Konzerne 

dahinter) und Beispie-
len, wie sie zu be-

spielen sind, ist da-
bei auch Raum für 
Fragen und Dis-
kussionen. Ziel ist 
es, dass die Teilnehmer*in-

nen Social-Media-Auftritte 
ihrer Gruppe erstellen und po-

litisch gewinnbringend unterhal-
ten können.

Die drei Work-
shops werden online 
über die Plattform 
„Zoom“ laufen und je-
weils etwa zwei/drei 
Stunden dauern. Teil-
nehmer*innen brau-
chen einen internet-
fähigen Computer so-
wie ein Mikrofon und 
möglichst auch eine 
Webcam. Die Work-
shop-Einheiten sind 
jeweils am Montag 12. 
+ 19. + 26. April um 19 
Uhr.

Anmeldung bit-
te bis zum 1. April per 
Mail an svg@dfg-vk.de 
mit der Betreffzeile 
„Social Media-Work-
shop“. Bei Fragen, 
Wünschen und An-
regungen zum Work-
shop können diese 
natürlich auch vorab 

an die Mailadresse geschickt werden.

Michael Schulze von Glaßer ist politi-
scher Geschäftsführer der DFG-VK.
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Sönke Neitzel:  
Deutsche Krieger. 
Vom Kaiserreich zur  
Berliner Republik – 
eine Militär- 
geschichte.  
Berlin 2020;  
816 Seiten; 35 Euro

Mit dem Slogan „Schützen, Helfen, 
Retten“ hat die Bundeswehr in den 
1970er Jahren für eine neue Militärpo-
litik geworben. Damals ging es darum, 
die an den Frieden durch Abschre-
ckung gewohnte deutsche Bevölke-
rung auf weltweite Bundeswehreinsät-
ze einzustimmen, die man salbungs-
voll als „Neue Normalität“ zu verkau-
fen versuchte. Jetzt, da wir einige Er-
fahrungen Praxis mit „out of area“ ha-
ben, tönt Historiker Neitzel, die „Ker-
naufgabe“ des Kriegers sei „Kämp-
fen, Töten, Sterben“. Die Politik müsse 
sich da „ehrlich machen“ 

Schrille Vokabeln sind ein Kenn-
zeichen von Sönke Neitzel. Wo einst 
der Ungeist des Militarismus wehte, in 
Potsdam, hat er inzwischen den ein-
zigen deutschen Lehrstuhl für Militär-
geschichte und Kulturgeschichte der 
Gewalt inne. Eingerichtet vom Land 
Brandenburg und der Bundeswehr, 
ist die Professur eng vernetzt mit dem 
Zentrum für Militärgeschichte und So-
zialwissenschaften der Bundeswehr. 

Seine „Militärgeschichte“ lässt der 
Autor mit der Reichsgründung 1871 
– vor 150 Jahren – beginnen. Viele 
seiner Thesen mögen nicht zu über-

zeugen. So etwa seine Ansicht, die 
Reichswehr der Weimarer Republik 
sei kein „Staat im Staate“ gewesen, 
also besonders staatstragend. Gab 
es nicht den Militärputsch von 1920, 
verbunden mit den Namen Kapp und 
Lüttwitz, der die Reichsregierung 
zur Flucht aus Berlin zwang, weil die 
Reichswehr nicht bereit war, sie zu 
schützen? 

Den roten Faden des über 800 
Seiten starken Buches bildet die Su-
che nach dem „Krieger“ in der jünge-
ren deutschen Geschichte. „Was ha-
ben“, fragt der Autor, jedweden poli-
tisch-historischen Rahmen ausblen-
dend, „ein Leutnant des Kaiserrei-
ches, ein im Nationalsozialismus so-
zialisierter junger Wehrmachtoffizier 
und ein Zugführer der Task Force Kun-
dus des Jahres 2010 gemeinsam?“ 
Um am Ende zu der banalen Aussa-
ge zu gelangen: In den Kampftruppen 
der Bundeswehr habe „das von man-
chem Soziologen totgesagte Krieger-
tum überlebt“. Diese beherrschten 
noch heute „das Handwerk des Krie-
ges“ und scheuten sich keineswegs, 
ihre „Frontkämpfergemeinschaft“ und 
ihren „Kriegshabitus“ demonstrativ 
zur Schau zu stellen. Das habe man 
beim Afghanistan-Einsatz der Bun-
deswehr beobachtet, den Neitzel mit 
z.T. spektakulärem Hintergrundwissen 
beschreibt, das er in etwa 200 Zeit-
zeugengesprächen gewonnen haben 
will. Gleichwohl bleibt seine Darstel-
lung einseitig. Von den zahlreichen 
traumatisierten Soldaten erfährt man 
nichts. Auch nichts von denen, die 

seither Zweifel am Kriegshandwerk 
umtreiben. 

Der Autor konstatiert „Dissonan-
zen“ zwischen den „Kriegern“ im 
Auslandeinsatz und der Politik so-
wie der Zivilgesellschaft. Auch hier 
drängt sich die Frage auf, wie reprä-
sentativ die Haltungen jener sind, die 
den Krieg erneut wie eine Art Errun-
genschaft betrachten. Neitzels Fazit: 
Die Finanzausstattung der Bundes-
wehr sei unzureichend und der Weg 
zu einer militärisch handlungsfähigen 
„Vollwert-Armee“ noch weit. Außer-
dem mache die Zivilgesellschaft nicht 
mit: „Am strukturellen Pazifismus der 
Bundesrepublik hat sich auch in den 
letzten Jahren nichts geändert.“ Auf 
die Idee, dass diese Einstellung vie-
ler Deutscher zu Recht eine Lehre 
aus zwei von deutschen Machthabern 
entfesselten Weltkriegen ist, kommt 
er nicht. Neitzel ist Bellizist und Revi-
sionist. Der Regierung und dem Par-
lament wirf er Unehrlichkeit vor und 
fragt: „Will man wirklich demokrati-
sche Krieger?“ Und plädiert dafür, das 
Militär wieder mehr „vom Krieg her zu 
denken“ und nicht vom Frieden her.

Neitzels Literaturauswahl ist nicht 
gerade Vertrauen erweckend. Was 
nicht in seinen Rahmen passt bzw. 
Auffassungen widerspricht, schiebt 
er beiseite und bleibt unerwähnt. 
Der nationalsozialistische Autor und 
SS-Obersturmbannführer Paul Carell 
wird mit gleich fünf Titeln aufgeführt. 
Das wichtige Buch von Carl Friedrich 
von Weizsäcker über „Kriegsfolgen 
und Kriegsverhütung“ (1971) dagegen 

der DDR im geschichtlichen Gedächt-
nis zu erhalten. Am Beispiel des Baus 
des Fährhafens Sassnitz-Mukran wird 
gezeigt, was die kriegsdienstverwei-
gernden Bausoldaten in der DDR er-
tragen und leisten mussten Auch das 
kasernierte Leben, die Durchsetzung 
des entindividualisierenden Gehor-
sams und die speziellen militärischen 
Schikanen werden authentisch be-
schrieben.

3. Weitere handelnde Personen 
zeigen, wie die strenge, begrenzte 
Ideologie Brüche bekommt. Bei eini-
gen vormals überzeugten Parteimit-
gliedern wachsen zunehmend Zwei-
fel. Die beiden Personen, die die Hal-
tung des kritischen nüchternen Sozi-
alisten verkörpern, sind sympathisch 
und glaubwürdig gezeichnet. Steffi 
ist mehr als die Freundin des Unter-
leutnants Neumann. In ihre Gedan-

ken konnte ich mich am ehesten hi-
neinfühlen. Die gesamte Bausolda-
ten-Thematik wirkt demgegenüber 
viel sachlicher. 

Die Stimmung und Atmosphäre ei-
nes Romans will nicht so recht auf-
kommen, aber natürlich hat der Stil 
eines journalistischen Berichtes auch 
seinen Reiz.

Jens Bukowski
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Soldatinnen und Soldaten!

Es ist passiert – keine Bewaffnung für unse-
re Drohnen! Das kommt dabei heraus, wenn 
irgendwelche Zivilisten, die von unserem Ge-
schäft keine Ahnung haben, darüber befin-
den dürfen, was wir brauchen. An unserer Mi-
nisterin hat es nicht gelegen, aber wir werden 
uns ganz genau merken, wer es hintertrieben 
hat, dass unseren Helden auf den Schlacht-
feldern der beste Schutz versagt bleibt. Zuge-
geben, der Einsatz unserer Kräfte im Corona-
krieg wird allgemein bewundert und hoch ge-
lobt, aber mal ehrlich: Ein richtiger Einsatz so 
mit Wumms ist das nicht; und vor allem kei-
ne Reklame für die Werbung von Nachwuchs.  
Der will Heldentaten sehen und ratatatata-
peng! Also, warten wir auf bessere Zeiten. Die 
kommen vielleicht schon im Herbst. Ich sage 
nur Bundestagswahl ..., alles wird schwarz-
olivgrün ..., auch ein Feldpostmeister darf mal 
träumen.
gez. Alex von Lingua, Feldpostmeister

hat er nicht gelesen. Der Atomphysiker 
und sein Team vom Max-Planck-Ins-
titut zur „Erforschung der Lebensbe-
dingungen der wissenschaftlich-tech-
nischen Welt“ kamen schon damals 
zu der Erkenntnis, dass ein Krieg in 
Mitteleuropa alles zerstören würde, 
was er eigentlich bewahren wollte. 
Nur noch eine Politik der Kriegsverhü-
tung sei vertretbar. Seitdem übt sich 
eine wachsende Mehrheit in unserer 
Gesellschaft darin, den „Ernstfall Frie-
den“ einzuüben. Dabei muss sie viele 
Widersprüche aushalten. Das gehört 
dazu. 

Neitzels wissenschaftlich einge-
färbte Krieger-Nostalgie wirkt wie aus 
der Zeit gefallen und als Versuch, den 
„Ernstfall Krieg“ wiederherzustellen. 
Derartiges Denken gedeiht allerdings 
nicht nur im Potsdamer Elfenbein-
turm, sondern ist auch in der Bundes-
wehr seit ihren Anfängen weit verbrei-
tet. Vor einigen Jahren hat kein Gerin-
gerer als der Inspekteur des Heeres, 
Generalleutnant Hans-Otto Budde, 
ein gelernter Fallschirmjäger, eine zivi-
lisatorische Reißleine gerissen, indem 
er den „Staatsbürger in Uniform“ ab-
servierte und einen neuen Soldaten-
typus forderte: „Wir brauchen den ar-
chaischen Kämpfer, und den, der den 
High-Tech-Krieg führen kann.“ Der 

General, der seinen Soldaten ein Vor-
bild sein soll, konnte sich durch den 
Politiker Alexander Gauland bestä-
tigt fühlen, der in einer Rede vom 2. 
September 2017 in Thüringen, mitten 
im Bundestagswahlkampf, als Spit-
zenkandidat der AfD, mit der Drohung 
für Aufsehen sorgte: Wenn Franzosen 
und Briten stolz auf ihren Kaiser oder 
den Kriegspremier Winston Churchill 
seien, „haben wir das Recht, stolz zu 
sein auf Leistungen deutscher Solda-
ten in zwei Weltkriegen“. 

Der nach 1945 in Deutschland voll-
zogene zivilisatorische Schritt lebt 
von der Verabschiedung des kriege-
rischen Helden, nicht von seiner Re-
stauration. So gesehen, bietet Neitzel 
die Begleitmusik für eine Kämpfer- und 
Krieger-Ideologie, für die im rechtsex-
tremen Spektrum der Politik wie auch 
von restaurativen Traditionalisten in 
der Bundeswehr geworben wird. Eine 
der Ursachen für die Renaissance die-
ses Denkens sind die Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr, in denen die De-
vise „Kämpfen, Töten, Sterben“ erst-
mals wieder seit 1945 praktiziert wur-
de. Die Politik muss sich selbstkritisch 
fragen, ob sie auf diesem Weg weiter-
gehen will oder nicht.

Wolfram Wette
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Friedlich denken allein ändert nichts. Werde Mitglied der DFG-VK!

Bitte die Rückseite ausfüllen und in 
einem Fensterumschlag schicken an:

DFG-VK-Bundesverband
Hornbergstraße 100
70188 Stuttgart

Die Grundsatzerklärung 
der DFG-VK:

Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. Ich bin daher erntschlossen, keine Art  
von Krieg zu unterstützen und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

✂

Die ZivilCourage-Karikatur


